NIEDERSCHRIFT

Uber
die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Woérth a. Main
vom 10.03.2014

Ladung: Zur Sitzung waren alle Haupt- und Finanzausschussmitglieder sowie informa-
tionshalber alle Gbrigen Stadtratsmitglieder ordnungsgeman geladen.

Anwesende Haupt- und Finanzausschuss- | 1. Burgermeister Dotzel Erwin

mitglieder: Stadtrat Lenk Bernd

Stadtrat Oettinger Richard

Stadtrat Kettinger Wolfgang

Stadtrat Stappel Erich

Stadtrat Wicha Jirgen

Stadtrat Feyh Marco

Stadtrat Ballonier Heinz (Vertreter von Stadtrat Gernhart Alois)
Stadtrat Hofmann Gottfried (Vertreter von Stadtrat Wetzel Frank)

Entschuldigte HFA-Mitglieder: 2. Burgermeister Scherf Jens-Marco
Stadtrat Gernhart Alois
Stadtrat Wetzel Frank

Weitere anwesende Stadtratsmitglieder: keine
Anwesende Mitglieder der Verwaltung: Stadtkdmmerer Firmbach Heinz
Protokollfiihrer: Stadtkdmmerer Firmbach Heinz
Gaste: keine
Sitzungsort: Rathaus, Luxburgstr. 10, grof3er Sitzungssaal
Sitzungsdauer: 19.00 - 21.45 Uhr
Offentliche Sitzung: TOP. 16 - 506
Nichtoffentliche Sitzung: TOP. 1n6 - 3n6
Veranderungen der Tagesordnung: TOP. 4n6 — 5n6 wurden ersatzlos von der Tagesordnung gestrichen.
Beschlussfassung: Soweit nichts Gegenteiliges vermerkt ist, wurden die Beschliisse einstimmig
gefasst.
Offentlicher Teil
el el Sachverhalt/Beschluss
1. 0 | Neukalkulation der Friedhofsgebiihren

1.1. |6 |Vergleich der Kalkulationsergebnisse mit den bisherigen Gebiihren

Hier wird zunachst auf die HFA-Sitzung vom 04.12.2013 verwiesen, in der die Ergebnisse der Gebihrenkalkulation
der Fa. kommunale transparenz pro fide gmbh, Wirzburg-Heidingsfeld, vom 03.12.2013 vorgestellt und gebilligt
wurden. Diese Billigung ist vom Stadtrat zu bestatigen.

Die Stadtkammerei hat die Kalkulationsergebnisse in der Ubersicht vom 28.02.2014 (s. Anlage) den bisher festge-
setzten Gebiihren gegeniibergestellt. Der Stadtkdammerer stellt die Ubersicht vor und erldutert diese. Die Bestat-
tungsgebiihren sinken um Schnitt um ca. 7%. Dies ist dem verminderten Ansatz von Verwaltungskosten geschuldet,
fiir die — aus Griinden der Transparenz — erstmals eine eigene Gebihr kalkuliert wurde. Die Gebaudegebuhren stei-
gen dagegen um ca. 36% auf insgesamt 501,72 € an. Die Dienstleistungen der Verwaltung aus Anlass einer Beerdi-
gung kosten 203,70 € (bisher: 10,00 €?!). Die Grabplatzgebuhren entwickeln sich unterschiedlich. Wéhrend die
einmaligen und laufenden Kosten firr das Kinder-, Reihen- und Familiengrab um ca. 17%, 3% und 7% auf 225,00 €,
1197,00 € und 2.794,80 € fallen, sind fur das Ehrengrab ca. 186% und fiir das Urnenwandgrab ca. 41% mehr zu
bezahlen als bisher. Das Ehrengrab kostet nun 3.516,00 €, das Urnenwandgrab 1.885,80 €. Die Verschiebungen bei
den Grabplatzgebihren sind dem Umstand geschuldet, dass die Urnenwand- und Ehrengraber bei der Ermittlung der
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einmaligen Grabplatzgebihren nicht mehr von den anderen Grabarten ,,quersubventioniert” werden, weil fir diese
Grabarten sowie fiir die Urnenerdgréber und die Urnengréber im Kolumbarium nunmehr sachgerecht isolierte ein-
malige Grabplatzgebuhren kalkuliert wurden.

Nach Art. 8 KAG soll das Gebiihrenaufkommen die nach betriebswirtschaftlichen Grundséatzen ansatzfahigen Kos-
ten decken. Sind die Schuldner zur Benutzung verpflichtet, soll das Aufkommen die nach betriebswirtschaftlichen
Grundsétzen ansatzfahigen Kosten nicht ibersteigen. In diesem Sinne stellen die kalkulierten Kosten bei der Gebiih-
renfestsetzung die absolute Obergrenze dar. Dies gilt auch fiir die Grabplatzgebdiihren, die seit 2004 in einmalige und
laufende Gebiihren gesplittet sind. Eine interne Verschiebung der Obergrenzen ist mit Blick auf die klare Kostenzu-
ordnung in 8 4 Abs. 1 GS/FrS nicht zulassig.

Beschluss:

Der HFA nimmt von der Ubersicht ,,Kalkulationsergebnisse — Vergleich mit den bisherigen Gebiihren vom
28.02.2014 Kenntnis. Er empfiehlt, die Grabplatzgebuhren fur die Ehrengraber ab dem Hh-Jahr 2013 der Stadt
Worth a. Main unter der Hh-Stelle 0.3400.6301 in Rechnung zu stellen und dem Friedhof gutzuschreiben.

12. |0

Stilllequng von 112 Reihengrébern

Hier wird zunéchst auf die HFA-Sitzung vom 04.12.2013 verwiesen, in der bereits empfohlen wurde, die Reihen-
graber der Abteilung 1 im alten Friedhofsteil langfristig stillzulegen und einer anderen Nutzung, z.B. Umwandlung
zu Urnenerdgrabern zuzufiihren. Insgesamt handelt es sich um 112 Reihengraber, die bei der Kalkulation deshalb
unberiicksichtigt geblieben sind. Dieser Beschluss ist vom Stadtrat zu bestatigen.

Beschluss:
entfallt

1.3 )

Einrichtung von 50 Urnengrabféachern als Kolumbarium in der St.-Martinskapelle

131 |0

Vorstellung und Billigung der gednderten Entwurfsplanung vom 17.02.2014
Das mit der Objektplanung ,,betraute* Arch.-Buro H. Becker hat unterm 17.02.2014 (s. Anlage) die Kostenberech-
nung vom 05.09.2012 aktualisiert. Sie schliefit nun mit 102.000 € (bisher: 78.000 €) ab. Die Mehrkosten vom ca.
24.000 € verteilen sich

a) auf die Restaurierungsarbeiten, die ca. 11.000 € teurer werden,

b) auf die Kapellenfenster, die ca. 9.000 € kosten und bisher nicht vorgesehen waren und

c) auf die Baunebenkosten, die sich um ca. 3.000 € erhéhen.
Herr Becker hat in diesem Zuge auch seine Entwurfsplanung tberarbeitet. An jeder Kapellenseite werden nun fiinf
Urnenstelen mit je finf Urnenfachern schrag zum Eingang zeigend aufgestellt.

Beschluss:

Der HFA empfiehlt, die gednderte Entwurfsplanung vom 05.01.2014 und die ge&nderte Kostenberechnung vom
17.02.2014 zu billigen. Beides soll auch vom BUA vorberaten werden. Die notwendigen Hh-Mittel sind in den Hh-
Plan 2014 einzustellen. Die Bauverwaltung wird beauftragt, etwaige Zuschussmdglichkeiten zu prifen und die Zu-
schussantrége zu stellen.

13.2. |0

Vorstellung und Billigung der geédnderten Kalkulation fiir die einmalige Grabplatzgebiihr

Die um ca. 24.000 € gestiegenen Investitionskosten wirken sich direkt auf die Hohe der einmaligen Grabplatzgebiih-
ren fur das Kolumbarium aus. Das Bliro kommunale transparenz fide gmbh hat deshalb unterm 01.03.2014 kosten-
frei eine Nachkalkulation (s. Anlage) erstellt. Danach verteuert sich die einmalige Grabplatzgebiihr von 105,52 €/a
bzw. 1.582,82 €/15 Jahre Ruhezeit um ca. 32% auf 139,09 €/a bzw. 2.086,35 €/15 Jahre Ruhezeit.
Verwaltungsintern wurde angesichts dieses Ergebnisses die Frage diskutiert, ob es sachgerecht sei, die gesamten
Innensanierungskosten der St.-Martinskapelle als geblihrenfahig zu behandeln. Je nach Sichtweise sind hier unter-
schiedliche Beurteilungen mdglich. Zunéchst ist positiv festzustellen, dass durch die Umnutzung der St.-
Martinskapelle zu einem Kolumbarium diese nunmehr eine zeitgeméRe und nachhaltige Verwendung findet. Aller-
dings besteht ein Kolumbarium notwendigerweise nicht nur aus Urnenstelen, sondern auch aus einer addquaten
auBeren ,,Hulle*, die i.d.R. aufwandig gestaltet ist. Diese ,,Hille* bildet die St.-Martinskapelle. Deshalb mussen die
Kosten dieser ,,Hulle* grundsatzlich gebihrenféhig sein. Lt. der Nachkalkulation vom 01.03.2014 wurden neben den
Innensanierungskosten i.H.v. 102.000 €, wovon 36.878,64 € auf die Urnengréber und der Rest (65.121,36 €) auf die
Innensanierung entfallen, lediglich netto 10.275,21 € der AuRensanierungskosten Gebiihren erhéhend und daneben
auch die Spende des 1. Birgermeisters i.H.v. 4.505 € Geblhren senkend beriicksichtigt. Die Kosten der Baukon-
struktion sind — weil langst abgeschrieben — nicht mehr erfasst.

Die Gegenposition bezieht den Standpunkt, zumindest die Innensanierungskosten i.H.v. 65.121,36 € waren auch
ohne Umnutzung der St.-Martinskapelle angefallen; hierin enthalten ist auch ein denkmalpflegerischer Mehrauf-
wand, der allein dem Denkmalschutz geschuldet wird, weshalb diese Kosten grundsétzlich nicht geblihrenféhig sein
sollen.

Lt. Auskunft von Herrn Architekt H. Becker vom 07.03.2014 kdénnen die Pos. 2, 3 und 13 forderrechtlich als denk-
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malpflegerischer Mehraufwand angesetzt werden, das sind insgesamt also rund 40.000 €. Lt. unverbindlicher VVor-
prifung durch den Bezirk Unterfranken, Herrn Dr. Reder, vom 10.03.2014 kdnnen voraussichtlich folgende Kosten
forderrechtlich dem denkmalpflegerischen Mehraufwand zugerechnet werden:
Pos. | Leistung Kosten Ansatz dpfl.-Mehraufwand
2 | Restaurierungsarbeiten 27.220,06 € 100% 27.220,06 €
3 | Begasungsarbeiten 5.203,42 € 100% 5.203,42 €
4 | Grabplattenarbeiten 2.159,30 € 30% 647,79 €
5 | Bodenplattenarbeiten 3.159,93 € 30% 947,79 €
13 | Fenster 9.282,00 € 30% 2.784,60 €
Summe 47.024.71 € 36.803,66 €
Das Buro kommunale transparenz fide gmbh hat deshalb unterm 07.03.2014 kostenfrei eine weitere Nachkalkulati-
on (s. Anlage) mit drei Varianten erstellt:
Sanierungskosten Abzug fur denkmal- y -
gesamt pflegerischen gebUhrenféhig
Mehraufwand
Grundvariante 102.000 € 0€ 102.000 €
Altern. 1 102.000 € 40.000 € 62.000 €
Altern. 2 102.000 € 20.000 € 82.000 €
Daraus ergeben sich folgende Grabplatzgebiihren:
Gebuhr einmalig Gebuhr laufend Gebuhr gesamt
Grundvariante
a) Gebiihr/a 139,09 € 10,81 € 149,90 €
b) Gebiihr/15 J. 2.086,35 € 162,15 € 2.24850 €
Altern. 1
a) Gebuhr/a 92,45 € 10,81 € 103,26 €
b) Gebiihr/15 J. 1.386,80 € 162,15 € 1.548,95 €
Altern. 2
a) Gebuhr/a 115,77 € 10,81 € 126,58 €
b) Gebiihr/15 J. 1.736,60 € 162,15 € 1.898,75 €
Der tatsachliche denkmalpflegerische Mehraufwand bleibt deutlich hinter dem foérderrechtlich ansatzfahigen denk-
malpflegerischen Mehraufwand zuriick. Deshalb erscheint es nicht gerechtfertigt, der Kalkulation die Alternative 1
zu Grunde zu legen. Die Stadtkdmmerei schlagt deshalb vor, die Alternative 2 in die Gebihrenkalkulation zu lber-
nehmen. Dies hdtte den Nebeneffekt, dass die Urnengréber in der Urnenwand und im Kolumbarium etwa die glei-
chen Kosten verursachen. AuRerdem sollte der HFA fur die Zukunft festlegen, dass 50% der forderrechtlich ansatz-
fahigen denkmalpflegerischen Mehrkosten als nicht gebihrenfahig vermoégensrechtlich ausgeschieden werden.
Die Nachkalkulation dndert die vom HFA bereits gebilligte Gebuhrenkalkulation der Fa. kommunale transparenz
pro fide gmbh, Wirzburg-Heidingsfeld, vom 03.12.2013. Sie bedarf deshalb der nachtréglichen Billigung.
Beschluss:
Der HFA empfiehlt, die Nachkalkulation der einmaligen Grabplatzgebihren fir das Kolumbarium der Fa. kommu-
nale transparenz pro fide gmbh, Wirzburg-Heidingsfeld,vom 07.03.2014 zu billigen und der Gebihrenkalkulation
die Altern. 2 (einmalig: 115,77 €/a u. 1.736,60 €/15 J.) zu Grunde zu legen. Er empfiehlt ferner, dass dauerhaft 50%
der forderrechtlich ansatzfahigen denkmalpflegerischen Mehrkosten als nicht gebiihrenfahig vermdgensrechtlich
ausgeschieden werden.
1.4, 0 Einrichtung von 44 anonymen Urnenerdgrabern
1.4.1. |6 |Vorstellung, Billigung und Umsetzung der Planung der Verwaltung vom 28.02.2014
Die Stadt bietet seit 2011 erstmals Urnenerdgraber an, in denen insgesamt je vier Urnenbestattungen méglich sind.
Im Zuge der Gebihrenkalkulation berichtete die Friedhofsverwaltung, dass auch ein konkreter Bedarf nach sog.
anonymen Urnenerdgrabern besteht. Mangels eines entsprechenden Angebots der Stadt finden ca. 4 — 5 Bestattun-
gen/a auBerhalb des stadtischen Friedhofs statt, was das jahrliche Defizit der Stadt beim Friedhof naturgemaR ver-
groBert. Die Verwaltung schlagt deshalb vor, in Zukunft auch sog. anonyme Urnenerdgraber einzurichten, um den
vorhandenen Bedarf méglichst im eigenen Friedhof abdecken zu kénnen.
Nach den Uberlegungen der Verwaltung kénnten in der nordéstlichen Ecke des alten Friedhofs — im Umfeld der St.-
Martinskapelle — auf einer Flache von 20m x 6m in zwei Reihen zunéchst 44 anonyme Urnenerdgréber eingerichtet
werden, in denen insgesamt vier Urnenbestattungen maoglich sein sollen (s. Anlage). Auf der gleichen Flache kénn-
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ten spéter weitere 44 anonyme Urnenerdgraber entstehen.

Nach § 19 Abs. 5 FrS werden die anonymen Urnenerdgraber von der Stadt gestaltet und gepflegt. Grabsteine oder
sonstige Ausstattungen dirfen nicht angebracht werden. Aus Pietatsgriinden wird dem Nutzungsberechtigten ein
konkreter Grabplatz zugewiesen, weshalb die Grabplatze zumindest ,,abgemarkt” sein missen. Die Grabplétze sind
im Ubrigen eingegriint.

Beschluss:

Der HFA empfiehlt, in der norddstlichen Ecke des alten Friedhofs — im Umfeld der St.-Martinskapelle — auf einer
Flache von 20m x 6m in zwei Reihen zundchst 44 anonyme Urnenerdgréber einzurichten. Die Bauverwaltung wird
beauftragt, die Planung méglichst durch den Bauhof bis zum 30.06.2014 umsetzen zu lassen.

15 |0

Neufestsetzung der Gebuhrensétze

Auch hier wird zundchst auf die HFA-Sitzung vom 04.12.2013 und auf das dortige Protokoll verwiesen. Der HFA
hatte folgenden Beschluss gefasst: ,,Die GebUhrenfestsetzung wird zurlickgestellt. Die Angelegenheit soll zunéchst
in den Fraktionen vorberaten werden, um in einer weiteren HFA-Sitzung die notwendigen Empfehlungen fiir den
Stadtrat zu beschlieRen. Der avisierte Zeitpunkt des Inkrafttretens der Geblhrenénderung 01.01.2014 ist damit nicht
mehr einzuhalten.**

Der Stadtkdmmerer weist eingangs darauf hin, dass die Stadt mit Blick auf Art. 61 (Haushaltsgrundsétze) und 62
GO (Grundsatze der Einnahmebeschaffung) grundsatzlich verpflichtet ist, kostendeckende Gebuhren festzusetzen.
D.h., die Gebuhren sind grundsatzlich in ihrer kalkulierten Héhe in die Gebliihrensatzung zu tibernehmen. Die Stadt-
kammerei schlagt deshalb vor, die Friedhofsgebiihren in ihrer kalkulierten Héhe festzusetzen. In die unter TOP. 2.2.
zur Beratung anstehende GS/FrS wurden deshalb die Gebuhrensétze in ihrer kalkulierten Hohe eingestellt und dabei
ggf. auf volle EURO bzw. auf volle 0,25/0,50/0,75 € abgerundet (s. Anlage).

Sollte der HFA/Stadtrat gleichwohl in begrindeten Einzelféllen unterhalb der kalkulierten Obergren-
ze/Kostendeckung bleiben wollen, bittet die Stadtkimmerei darum, dabei einen Deckungsgrad von 80% nicht zu
unterschreiten.

Nach ausgiebiger Diskussion fasst der HFA folgenden

Beschluss:
Der HFA empfiehlt, den Vorschlag der Verwaltung wird mit folgenden Anderungen zu billigen:
1) Verwaltungsgebihr 100,00 € (an Stelle von 203,00 €)
2) Grabplatzgebihr (einmalig)
fiir Urnengrab im Kolumbarium 114,75 € (an Stelle von 115,75 €)

16. |0

Festsetzung eines regelméafigen Kalkulationszeitraums

Nach Art. 8 KAG kdnnen bei der Gebuhrenbemessung die Kosten fur einen mehrjahrigen Zeitraum berucksichtigt
werden, der hochstens vier Jahre umfassen soll. Kostentiberdeckungen, die sich am Ende des Bemessungszeitraums
ergeben, sind innerhalb des folgenden Bemessungszeitraums auszugleichen; Kostenunterdeckungen sollen in diesem
Zeitraum ausgeglichen werden.

Fur die kostenrechnende Einrichtung ,,Friedhof* wurden bislang erst zwei Gebihrenkalkulationen erstellt, ndmlich
in 2004 und in 2013. Der aktuellen Gebiihrenkalkulation wurde erstmals ein dreijahriger Kalkulationszeitraum,
namlich die Jahre 2013, 2014 und 2015 zu Grunde gelegt. Die Jahre 2010, 2011 und 2012 wurden nachkalkuliert.
Um die Friedhofsgebiihren kiinftig zeitnah an die Kostenentwicklung anpassen zu kénnen, schlagt die Stadtkdmme-
rei vor, die Friedhofsgebihren regelméBig zu kalkulieren und dafiir einen dreijahrigen Kalkulationszeitraum festzu-
legen.

Beschlussvorschlag:

Der HFA empfiehlt, gemal Art. 8 Abs. 6 KAG der Gebiihrenbemessung fir den Friedhof einen dreijahrigen Bemes-
sungszeitraum zu Grunde zu legen. Der laufende Kalkulationszeitraum umfasst die Hh-Jahre 2013, 2014 und 2015.
Die néchste Gebihrenkalkulation steht somit im Friihjahr 2016 an und umfasst die Hh-Jahr 2016, 2017 und 2018;
die Hh-Jahre 2013, 2014 und 2015 sind nach zu kalkulieren.

Beschluss:

Der HFA empfiehlt, gemaR Art. 8 Abs. 6 KAG der Geblhrenbemessung fir den Friedhof einen dreijahrigen Bemes-
sungszeitraum zu Grunde zu legen. Der laufende Kalkulationszeitraum umfasst abweichend davon die Hh-Jahre
2013, 2014, 2015 und 2016. Die nachste Geblihrenkalkulation steht somit im Friihjahr 2017 an und umfasst die Hh-
Jahr 2017, 2018 und 2019; die Hh-Jahre 2013, 2014, 2015 und 2016 sind nach zu kalkulieren.

Erlass von Satzungen

Vorstellung, Beratung und Beschlussfassung des 5. Entwurfs der Friedhofssatzung 2014
Die aktuelle Friedhofssatzung stammt aus 1982, wurde dreimal, zuletzt am 13.06.2013, gedndert und bedarf insge-
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samt einer Anpassung, insbesondere an die neueste Rechtsprechung. Da sie in engem sachlichen Zusammenhang
mit der Gebuhrensatzung zur Friedhofssatzung steht und letztere auf der Grundlage der neuen Gebuhrenkalkulation
ohnehin neu zu erlassen ist, bietet es sich an, in diesem Zuge auch die Friedhofsatzung neu zu erlassen.

Die Stadtkammerei hat in enger Abstimmung mit der Friedhofverwaltung auf der Grundlage des nicht amtlichen
Musters des BayGT von 10/2013 und unter Berlcksichtigung der ortlichen Besonderheiten den in der Anlage be-
findlichen Satzungsentwurf erstellt, der in den FuBnoten erldutert wird. Hierauf wird hier der Kiirze halber verwie-
sen.

Vorausgesetzt, der HFA kommt zu einer abschlieenden Beschlussempfehlung, kénnte die Friedhofssatzung 2014
am 02.04.2014 vom Stadtrat erlassen werden und damit am 01.05.2014 in Kraft treten.

Damit fur die Nacherhebung der Grabplatzgebuhren fiir Grabrechte an Urnenerdgrabern, die seit dem 01.06.2011
vergebenen wurden, eine Rechtsgrundlage geschaffen wird, enthalten 8 33 Abs. 2 FrS und § 8 Abs. 2 GS/FrS ent-
sprechende Ubergangsregelungen.

Beschlussvorschlag:
Der HFA empfiehlt, den in der Anlage befindlichen Satzungsentwurf mit folgenden Anderungen als Satzung zu
beschlieen:
L e
PP
Er empfiehlt ferner, fir den Friedhof folgende Offnungszeiten festzulegen:
Alternative 1:
a) Januar, Februar, November und Dezember: von 08.00 — 17.00 Uhr
b) Maérz und Oktober: von 07.00 — 18.00 Uhr
c) April und September: von 07.00 — 19.00 Uhr
d) Mai, Juni, Juli und August: von 07.00 — 20.00 Uhr
Alternative 2:
a) Januar, Februar, Mérz, Oktober, November und Dezember: von 07.00 — 17.00 Uhr
b)  April, Mai, Juni, Juli, August und September: von 07.00 — 20.00 Uhr

Beschluss:
Der HFA empfiehlt, den in der Anlage befindlichen Satzungsentwurf als Satzung zu beschlieRen. Er empfiehlt fer-
ner, firr den Friedhof folgende Offnungszeiten festzulegen:
Alternative 2:
a) Januar, Februar, Mérz, Oktober, November und Dezember: von 07.00 — 17.00 Uhr
b)  April, Mai, Juni, Juli, August und September: von 07.00 — 20.00 Uhr

22. |06

Vorstellung, Beratung und Beschlussfassung des 5. Entwurfs der Gebihrensatzung zur Friedhofssatzung
2014

Die aktuelle Gebuihrensatzung zur Friedhofsatzung stammt aus 2004, wurde bislang noch nicht geéndert, bedarf aber
insgesamt einer Anpassung, insbesondere an die neueste Rechtsprechung. Da sie in engem sachlichen Zusammen-
hang mit der Friedhofssatzung steht, bietet es sich an, in diesem Zuge auch die Gebiihrensatzung zur Friedhofssat-
zung neu zu erlassen.

Die Stadtkdmmerei hat in enger Abstimmung mit der Friedhofverwaltung auf der Grundlage des nicht amtlichen
Musters des BayGT von 10/2013 und unter Berlcksichtigung der ortlichen Besonderheiten den in der Anlage be-
findlichen Satzungsentwurf erstellt, der in den FulRnoten erlautert wird. Hierauf wird hier der Kirze halber verwie-
sen.

Vorausgesetzt, der HFA kommt zu einer abschlieBenden Beschlussempfehlung, kdnnte die Geblhrensatzung zum
Friedhofssatzung 2014 am 02.04.2014 vom Stadtrat erlassen werden und damit am 01.05.2014 in Kraft treten.
Damit fur die Nacherhebung der Grabplatzgebuhren fiir Grabrechte an Urnenerdgrabern, die seit dem 01.06.2011
vergebenen wurden, eine Rechtsgrundlage geschaffen wird, enthalten § 33 Abs. 2 FrS und § 8 Abs. 2 GS/FrS ent-
sprechende Ubergangsregelungen.

In § 8 Abs. 3 GS/FTS ist eine weitere Ubergangsregelung enthalten. Dort wird geregelt, ob und wie die neuen lau-
fenden Grabnutzungsgebihren/a auf noch aktuelle Grabnutzungsrechte angewandt werden. Buchst. a. normiert den
Regelfall, d.h. die neuen laufenden Grabnutzungsgebihren/a sind grundsétzlich auf alle noch nicht entstandenen
laufenden Grabnutzungsgebiihren/a anzuwenden. Buchst. b. regelt fur die laufenden Grabnutzungsgebihren/a, die
fur die Urnenwandgréber erhoben werden, eine sachlich begriindete Ausnahme. Er ,,friert” ndmlich die laufende
Grabnutzungsgebuhr/a fir Urnenwandgréber auf 49,00 €/a, d.h. auf das bisher geltende Niveau ein. Ohne diese
Regelung wiirde die laufende Grabnutzungsgebihr/a fir Urnenwandgraber um 38,19 €/a sinken, obwohl die Ge-
samtgebuhr/a von 89,00 €/a auf 125,72 €/a steigt.
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Beschlussvorschlag:
Der HFA empfiehlt, den in der Anlage befindlichen Satzungsentwurf mit folgenden Anderungen als Satzung zu
beschlieflen:
1. Die Anderungen der Gebiihrensétze, soweit unter TOP. 1.5. beschlossen,
2.
Beschluss:
Der HFA empfiehlt, den in der Anlage befindlichen Satzungsentwurf mit folgenden Anderungen als Satzung zu
beschlieRen:
1. Die Anderungen der Gebiihrensitze, soweit unter TOP. 1.5. beschlossen.
3. 0 | Uberdrtliche Priifung der Jahre 2008 — 2011
3.1. |6 |Information tber den aktuellen Stand des Rechnungslegungsverfahrens
Eingangs der Beratungen informiert der Stadtkdammerer die Mitglieder des HFA anhand der Ubersicht ,,Stand des
Rechnungslegungsverfahrens zum 03.03.2014“ (s. Anlage) tber den aktuellen Stand des Rechnungslegungsverfah-
rens. Bis einschlieflich dem Hh-Jahr 2007 ist das Rechnungslegungsverfahren abgeschlossen. Die ortliche Rech-
nungsprifung der Jahre 2008 — 2012 wurde verzogert durchgefiihrt. Die Priifungsberichte wurden der Stadtkdmme-
rei am 28.02.2014 bergeben. Deshalb konnte bislang die Jahresrechnung fir diese Jahre weder festgestellt noch
entlastet werden. Die Jahresrechnung 2008 wurde dem Stadtrat samt Rechenschaftsbericht vorgelegt. Die Rechen-
schaftsberichte flr die Jahre 2009 — 2012 konnten arbeitsbedingt bislang noch nicht erstellt werden, weshalb auch
noch keine umfassende Vorlage im Stadtrat erfolgte. Fir das abgelaufene Hh-Jahr 2013 wird die Jahresrechnung
derzeit rechnerisch gelegt.
Beschluss:
Der HFA nimmt Kenntnis.
3.2. |6 |Vorstellung des uberértlichen Prifungsberichtes 2008 — 2011

Gegenstand der Beratungen ist der Uberdértliche Prifungsbericht 2008 — 2011 vom 18.01.2013, der den Fraktions-
vorsitzenden mit Schreiben vom 31.05.2013 zugestellt wurde. Priifungsgegenstand war die Gberdrtliche Prifung der
Jahresrechnungen 2008 — 2011 nach Art. 105 Abs. 1 und Art. 106 Abs. 1 GO sowie die Priifung der Kassen nach
Art. 106 Abs. 5 GO. Die Priifung dauerte vom 27.06.2012 bis zum 18.01.2013 mit Unterbrechungen. Sie wurde von
Herrn Frank Schwager vom BKPV Miinchen durchgefiihrt.

Der Uberdrtliche Priifungsbericht enthalt insgesamt 22Einzelfeststellungen, die nachfolgend vorgestellt und beraten
werden. Feststellungen mit gréReren finanziellen Auswirkungen oder von erheblicher Bedeutung wurden folgende
getroffen:

1. Neukalkulation der Friedhofgebihren (TZ 11).

2. Novellierung der ErschlieBungsbeitragssatzung (TZ 15).

3. Veranlagung von abrechenbaren Ausbaubeitrdgen (TZ 20a).

4.  Werterhalt des Maria-Schiegl-Fonds (TZ 21).

Das Prufungsergebnis wurde hinsichtlich der finanziellen Verhaltnisse und der Kassenlage wie folgt zusammen
gefasst (vgl. Nr. 1 des U6PB):

,,.Die finanziellen Verhaltnisse und die Kassenlage waren im Berichtszeitraum geordnet.

Das Nettosteueraufkommen ging 2010 auf Grund eines Einbruchs bei den Gewerbesteuereinnahmen deutlich
zuriick, bis Ende 2011 erholte es sich und erreichte nahezu wieder die Werte zu Beginn des Berichtszeitraums. Die
freie Finanzspanne war 2009 und 2011 ungiinstig. Der Einbruch bei der Gewerbesteuer hatte zur Folge, dass die
Stadt Gber keine Investitionsrate verfiigte.

Unter diesen Rahmenbedingungen wandte die Stadt fir Investitionen rd. 8,0 Mio. € auf, fiir die sie neue Kredite
aufnahm. Die Schulden verringerten sich geringflgig auf rd. 8,2 Mio. €; die Pro-Kopf-Verschuldung lag Ende 2011
ebenso wie im Vorberichtszeitraum noch weit tiber dem Landesdurchschnitt.

Im Finanzplanungszeitraum sind hohe Ausgaben fiir Investitionen, insbesondere flr die Schulsanierung, vorgese-
hen. Zur Finanzierung sind weitere Kreditaufnahmen und ein Abschmelzen der allgemeinen Ricklage geplant.*
Detaillierte Ausfuhrungen zu den finanziellen VVerhéltnissen und zur Kassenlage finden sich unter Nr. 3 des G6PB.
An dieser Stelle sei lediglich auf die dortigen Feststellungen zur freien Finanzspanne hingewiesen, die sich wie folgt
zusammenfassen lassen:

in % der bereinigten

Hh-Jahr freie Spitze Einnahmen des VwHh Bewertung Bewertungsskala BKPV
2008 813.000 € 9,9% zufriedenstellend <=50% = unaiinsti
2009 265.000 € 3,4% unginstig =2/ = ungunstig
- >5% = zufriedenstellend
2010 -71.000 € - nicht vorhanden >=15% = gut
2011 160.000 € 1,9% ungunstig
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Beschlussvorschlag:
Der HFA nimmt Kenntnis.
Beschluss:
Die Beratung wird — wegen der erst am 08.03.2014 erfolgten Zustellung der Sitzungsvorlage — auf die nachste HFA-
Sitzung verschoben. Der HFA fasst deshalb keinen Beschluss.

3.3. |0 |Vorstellung und Billigung des Erledigungsberichtes 2008 — 2011 der Verwaltung
Gegenstand der Beratungen ist der Erledigungsbericht der Verwaltung vom 03.03.2014 (s. Anlage) zum Uberortli-
chen Prifungsbericht fiir die Jahre 2008 — 2011 vom 18.01.2013, der dem HFA zur Beratung tibergeben wird. Die
Uberdrtlichen Prufungsfeststellungen sowie die zugehdrigen Stellungnahmen der Verwaltung werden vom 1. Bir-
germeister Erwin Dotzel bzw. vom Stadtkd&mmerer detailliert vorgetragen und erldutert.
Beschlussvorschlag:
Der HFA nimmt Kenntnis. Der HFA empfiehlt, den Erledigungsbericht zum tberértlichen Prifungsbericht 2008 -
2011 nach MaRgabe der nachfolgenden Feststellungen anzuerkennen.
Beschluss:
Die Beratung wird — wegen der erst am 08.03.2014 erfolgten Zustellung der Sitzungsvorlage — auf die nachste HFA-
Sitzung verschoben. Der HFA fasst deshalb keinen Beschluss.

4. 6 | Beitragsveranlagungen

41. |06 |Bericht Uber den Stand und die Ergebnisse der zum Jahresende 2013 realisierten Veranlagungen
Der Stadtkdmmerer (ibergibt den Mitgliedern des HFA die in der Anlage befindliche Ubersicht und erlautert diese.
Danach wurden bislang (im November/Dezember 2013) insgesamt 32 EinzelmalRnahmen mittels ca. 650 Bescheiden
mit einem beitragsfahigen Aufwand von 263.799 € und einem umlagefahigen Aufwand von 170.515 € (= 65%)
abgerechnet. Die Abrechnung war beitragsrechtlich teilweise schwer zu beurteilen (Abrechenbarkeit, Abschnittsbil-
dung etc.). Gegen diese Bescheide gingen form- und fristgerecht eine ganze Reihe von Widerspriichen ein, insbe-
sondere mit dem Hinweis auf den Eintritt der Verjahrung, die bisher allesamt ausgeraumt werden konnten. Es ist
davon auszugehen, dass alle Widerspriiche ohne Vorlage ans Landratsamt erledigt werden kénnen.
Insgesamt acht Einzelmafinahmen mit einem beitragsfahigen Aufwand von voraussichtlich 159.046 € und einem
umlagefahigen Aufwand von voraussichtlich 132.219 € (= 83%) stehen noch zur Abrechnung an. Diese sollen im
Laufe dieses Jahres abgearbeitet werden. Die Ubersicht wird noch auf Vollstandigkeit sowie auf ihre Auswirkungen
auf den Haushaltsplan 2014 bzw. auf die Jahresrechnung 2013 gepriift.
Beschluss:
Der HFA nimmt Kenntnis.

5. 0 | Vorstellung/Billigung Jahresabschluss 2012 BgA (Betrieb gewerblicher Art) Freizeiteinrichtungen
1. Sachverhalt
1.1. Verfahren
Die Jahresbilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung des stadtischen BgA's ,,Freizeitanlagen* fiir 2012 wurde am
09.04./20.09.2013 und 23.01.2014 — unter Berlicksichtigung der maligeblichen Zahlen fir die einheitliche und ge-
sonderte Feststellung des Finanzamtes fur die EZV GmbH & Co. KG - von der Kdmmerei aus dem kameralen Ab-
schluss entwickelt und vorlaufig fertig gestellt. Der Jahresabschluss 2012 beriicksichtigt auch die Ergebnisse aus
der BP 2008-2010, die nachfolgend an der jeweiligen Stelle rot markiert sind und erldutert werden.
Herr Dipl.-Volkswirt Martin Ertl vom BKPV hat am 05.02.2014 den Jahresabschluss 2012 auftragsgemaR auf seine
sachliche und rechnerische Richtigkeit hin Uberprift. Die notwendigen Steuererklarungen wurden von Herrn Ertl am
05.02.2014 erstellt und elektronisch an das Finanzamt Ubermittelt.
Bilanz, G+V, Beratungsbericht und eine Ubersicht iiber die wirtschaftlichen Vorteile der Stadt aus ihrer Beteiligung
an der EZV GmbH/KG liegen als Anlage dieser Sitzungsvorlage bei.
Hinweis:
Wir bitten, mit den Ausfiihrungen unter den Nrn. 1.3 und 1.5.a) mit Ricksicht auf die wirtschaftlichen Interessen
unseres ortlichen kommunalen Stromversorgers in 6ffentlicher Beratung mit der gebotenen Sorgfalt und Riicksicht-
nahme umzugehen. Besten Dank!
1.2. Steuerliche Systematik und Zusammenhénge
In der nachfolgenden Ubersicht ist die steuerliche Struktur des Betriebes gewerblicher Art ,Freizeiteinrichtungen®,
wie seit 2007 besteht dargestellt. Hinsichtlich der steuerlichen Hintergriinde und des zeitlichen Ablaufs sei an dieser
Stelle auf die entsprechenden Ausfiihrungen in der Sitzungsvorlage zum Jahresabschluss 2011 (SR 10.04.2013)
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verwiesen.

= Steuerliche Struktur ab dem WJ 2007

BgA Hallenbad
(inkl. BHKW
ab 10/2001)

Tatigk

Y

Verluste:
ca. 150.000 €/a

gleichartige

eiten

BgA 2-fach-Sporthalle
(Grundung:
ab WJ 2007)

\4

Verluste:
ca. 300.000 €/a

BgA-Zusammenfassung /

(Gleichartigkeit)

-

BgA Freizeiteinrichtungen
(inkl. BHKW
ab 10/2001)

A

wirtschaftlich-

technischer
lall |nhlnry
| -
>

|

Verluste:
ca. 450.000 €/a

S

1.3. Beteiligungseinnahmen des BgA
Zum 13. Mal schittete die EZV GmbH/KG an den BgA ,,Hallenbad* bzw. ,,Freizeiteinrichtungen* Gewinne bzw.

Jahrestberschsse in nachfolgender Hohe aus (s.a. Anlage):

BgA
26,52% MitUNschaft
EZV KG

teuerliche
Verrech-

}

Gewinne:
ca. 400.000 €/a

davon steuerfrei: ca. 200.000 €/a

*

+ o+ 4+ + + o+ o+ + 4+ o+ o+ o+

in "2012" aus dem EZV KG-Wirtschaftsjahr 2012
in “2011" aus dem EZV KG-Wirtschaftsjahr 2011
in "2010" aus dem EZV KG-Wirtschaftsjahr 2010
in "2009" aus dem EZV KG-Wirtschaftsjahr 2009
in "2008" aus dem EZV KG-Wirtschaftsjahr 2008

in "2007" aus dem EZV KG-Wirtschaftsjahr 2007
in "2006" aus dem EZV KG-Wirtschaftsjahr 2006
in "2005" aus dem EZV KG-Wirtschaftsjahr 2005
in "2004" aus dem EZV KG-Wirtschaftsjahr 2004
in 2004 aus dem EZV GmbH-Wirtschaftsjahr 2003
in 2003 aus dem EZV GmbH-Wirtschaftsjahr 2002
in 2002 aus dem EZV GmbH-Wirtschaftsjahr 2001
in 2001 aus dem EZV GmbH-Wirtschaftsjahr 2000
in 2000 aus dem EZV GmbH-Wirtschaftsjahr 1999

+ +

Zwischensumme

noch auszuschiittende Jahresiiberschiisse (Einbehaltungen)
nicht festgesetzte KapErtSt/SoliZuschlage WJ 2003-2005

Summe wirtschaftliche Vorteile

Bruttoausschittung Nitg::uéii:ifzzsg
362.504,36 € 362.504,36 €
371.280,00 € 371.280,00 €
371.280,00 € 363.008,80 €
371.280,00 € 371.280,00 €
371.280,00 € 355.532,02 €
450.840,00 € 421.788,47 €
503.880,00 € 454.387,84 €
503.880,00 € 502.553,02 €
424.320,00 € 421.769,01 €
505.142,86 € 367.796,39 €
565.760,00 € 424.320,00 €
601.120,00 € 450.840,00 €
406.783,82 € 406.783,82 €
348.671,84 € 348.671,84 €

6.158.022,88 € 5.622.515,57 €
686.696,43 €
7.361,58 €
6.316.573,58 €
ola 451.183,83 €

Die Stadt bzw. der BgA ,,Hallenbad/Freizeiteinrichtungen® konnten somit aus ihrer Beteiligung an der EZV
GmbH/GmbH & Co. KG in den BgA-Wirtschaftsjahren 2000 - 2012 einen wirtschaftlichen Vorteil in Hohe von
immerhin 6,3 Mio. € ! (0,451 Mio. €/a) ziehen, die — bis auf die einbehaltenen Jahresiiberschiisse — kameral als
allgemeine Deckungsmittel in den stadtischen Haushalt geflossen sind und erheblich zur Starkung bzw. zum Erhalt
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der sog. dauernden finanziellen Leistungsfahigkeit der Stadt beigetragen haben.

Die Stadt hat 1999 somit sehr nachhaltig, d.h. weitsichtig gehandelt, in dem sie ihre drtliche Stromversorgung wei-
terhin in die bewahrten Hande der kommunal beherrschten EZV GmbH (heute EZV KG) gelegt und nicht an einen
Stromkonzern verkauft hat. Damit bleiben die Gewinne, die im Stromgeschaft regelmaRig verdient werden, als &rtli-
che Wertschopfung im kommunalen Finanzkreislauf. Uber die Abfiihrung an den BgA ,,Hallen-
bad/Freizeiteinrichtungen® (in den stidtischen Haushalt) kommen die Uberschiisse der EZV KG direkt den
Stromgebihrenzahlern in Form von kommunalen Leistungen wieder zugute. Das Ganze ist dabei so gestaltet, dass
die anteiligen Uberschiisse nahezu steuerfrei (s.0. Nr. 1.2.) vereinnahmt werden konnen. Die effektive Steuerbelas-
tung liegt derzeit bei insgesamt 7,72% bzw. 528.145,73 € bezogen auf Gewinn- bzw. Uberschussanteile v.St. i.H.v.
insgesamt 6.844.719,32 €. Dabei wéren KoSt/Soli-Zahlungen i.H.v. immerhin 425.582,86 € vermeidbar bzw. zu
Gunsten des stadtischen BgA erstattungsféhig gewesen, wenn die Umwandlung der EZV GmbH in eine EZV KG
nicht erst zum 01.01.2004 sondern schon zum 01.01.2001 gelungen ware.

Mit Fug und Recht l&sst sich also feststellen, dass sich die Stadt mit der Umwandlung des Energiezweckverbandes
in die EZV Energie- u. Service GmbH Untermain zum 01.01.1999 neben der Gewerbesteuer ein zweites (hoffentlich
dauerhaftes) wirtschaftliches Standbein geschaffen hat. Denn erst mit der Umwandlung waren Gewinn-/Uberschuss-
ausschittungen tberhaupt méglich geworden.

Die Zuflisse aus der EZV GmbH/KG (ibersteigen der Héhe nach sogar die Netto-Gewerbesteuereinnahmen, aller-
dings auf stabilem und relativ hohem Niveau, was die nachfolgende Tabelle aufzeigt:

Gewerbesteuereinnahmen Zuflusse n.St.
Jahr Komm. Finanzausgleich verbleibende aus der
CewStISTI—= e Mittelabfluss Gewst EZV GmbH/KG

2012 1.568.487 € 86,8% 1.361.447 € 207.040 € 362.504 €
2011 2.825.258 € 74,0% 2.090.691 € 734.567 € 371.280 €
2010 1.894.825€ 87,5% 1.657.972 € 236.853 € 363.009 €
2009 2.453.754 € 82,1% 2.014.532 € 439.222 € 371.280 €
2008 2.351.951 € 857% 2.015.622 € 336.329 € 355.532 €
2007 2.161.515€ 84,8% 1.832.965 € 328.550 € 421.788 €
2006 2.053.716 € 84,5% 1.735.390 € 318.326 € 454.388 €
2005 1.995.203€ 87,6% 1.747.798 € 247.405 € 502.553 €
Summe 17.304.709 € 14.456.416 € 2.848.293 € 3.202.334 €
100% 112%

1.4. Erlauterungen zur Bilanz und zur G+V-Rechnung

a) Gewinn- und Verlustrechnung

Die Gewinn- und Verlustrechnung 2012 schliefit mit einem Jahresgewinn n.St. von +106.824,50 € (Vorjahr:
+4.718,26 €) ab. Das Ergebnis hat sich damit um +102.106,24 € gegeniiber dem Vorjahr verbessert.

Getragen wird dieses Ergebnis praktisch ausschlielich durch die G+V-Position ,,sonstige Ertrage*, die mit insge-
samt 583.783,87 € (Vorjahr: 488.422,87 €) zur Gesamtleistung beisteuert und per Saldo um +95.361,00 € héher
ausfallt. Auf die Beteiligungseinnahmen (anteiliger Jahresiiberschuss der EZV KG) entfallen davon allein
520.551,79 € (Vorjahr: 414.148,08 €). Diese werden auf der Basis der BP 2008-2010 ab dem WJ 2011 nur mehr in
ihrer steuerlichen und nicht mehr in ihrer handelsrechtlichen Hohe beruicksichtigt. Der Jahrestberschuss der EZV
KG ist, ausgeldst durch einmalige Faktoren, um 529.983,00 € auf 2.466.887,14 € (Vorjahr: 1.936.894,14 €) gewach-
sen. Ohne die Beteiligungseinnahmen hatten die beiden BgA's einen Verlust von -/-413.727 € (Vorjahr; -/-
409.430 €) erzielt.

Den Zinsertragen fur Forderungen an die Stadt, die ebenfalls in der G+V-Position ,,sonstige Ertrage* enthalten
sind, wird ab dem WJ 2011 nur mehr der Zinssatz zu Grunde gelegt wird, den die Stadtkasse aus der Anlage ihres
Kassenbestands durchschnittlich erzielt hat. Dieser Zinssatz liegt im WJ 2012 bei 1,04% (Vorjahr: 1,28%). Die
Zinsertrage betragen 21.698,88 € (Vorjahr: 24.222,73 €).

Als weiteres Ergebnis der BP 2008-2010 miissen seit dem WJ 2011 die auf die hoheitliche Nutzung des Hallenbads
und der 2-fach-Sporthalle entfallenden Aufwéndungen/Ertrége eliminiert und als sonstige Ertrdge bzw. Umsatzer-
I6se ergebniswirksam verbucht werden. Fir das WJ 2012 errechnet sich fiir die 2-fach-Sporthalle erstmals ein Be-
trag von 40.218,96 € (Vorjahr: 40.546,55 €). Fiir das Hallenbad erfolgt diese Korrektur ausschlieflich ertragsseitig,
in dem die Umsatzerlése fiir die hoheitlichen Nutzungen um +150% erhoht werden. Im WJ 2012 sind dies 22.927,50
€ (Vorjahr: 19.800,00 €).
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Damit ist die Ergebnisverbesserung um +106.824,50 € bereits erklart. Nennenswerte VVerédnderungen in den G+V-
Positionen gibt es bei den Abschreibungen; diese erhéhen sich um 8.835,20 € auf insgesamt 170.784,40 €. Auf der
anderen Seite werden bei der Position ,,sonstige Aufwendungen® 9.162,18 € eingespart.

Wie im WJ 2011 wird auch die G+V-Rechnung 2012 mit Ertragssteuern in beachtlicher Héhe belastet. Insgesamt
missen unter der Position ,,Steuern vom Einkommen* insgesamt 42.554,79 € (Vorjahr: 44.620,78 €) aufgewendet
werden. Im WJ 2011 wurden auf Grund der BP 2008-2010 fiir die Jahre 2006-2010 insgesamt 43.763,78 €
Ko6St/Soli zuriickgestellt. Im WJ 2012 waren auf Grund der BP 2006-2008 bei der EZV GmbH & Co. KG K&St/Soli
i.H.v. insgesamt 49.791,79 € nachzuzahlen.

b) Bilanz
Die Bilanz schliet zum 31.12.2012 in Aktiva und Passiva mit 8.978.919,97 € (Vorjahr: 8.972.039,24 €) ab.

Auf der Aktivseite ist das Anlagevermdgen mit 4.912.766,20 € (Vorjahr: 5.038.205,86 €) und damit um -/-
125.439,66 € geringer ab als im Vorjahr bewertet. Davon entfallen auf die Abschreibungen 170.784,40 € und auf die
Anlagenzugange 45.344,74 €. Die Gebaude stehen mit nur noch 3.091.213,22 € (Vorjahr: 3.171.683,22 €) in den
Bichern. Die betriebstechnischen Anlagen sind mit 575.880,94 € und die Betriebs- und Geschéaftsausstattungen
sind mit 82.833,64 € passiviert. Auf die Position ,,Anlagen im Bau*“ entfallen wie im Vorjahr 0,00 €.

Das Beteiligungsvermdgen, das bisher regelmaRig mit 887.365,09 € aktiviert war, wachst um +955.236,33 € auf
insgesamt 1.842.601,42 € an. Die Ursache dieser markanten Veranderungen liegt darin, dass das Beteiligungsver-
mogen um die Pos. ,,Forderungen (Gesellschafterkonten)* erweitert wird. Hier handelt es sich um die Pos. ,,Forde-
rungen aus Beteiligungen®, also um offene Gewinnausschiittungen, die bislang unter dem Umlaufvermogen aktiviert
waren und nunmehr dem Beteiligungsvermogen zugeordnet werden. An dieser Stelle sind nunmehr 955.236,33 €
aktiviert. Allerdings handelt es sich hier seit dem WJ 2011 um rein steuerliche Werte. Handelsrechtlich, d.h. tatséch-
lich betragen die offenen Gewinnausschuttungen 686.696,44 €.

Das Umlaufvermdgen (ausschlief3lich aus Forderungen bestehend) erreicht einen Wert von 2.223.552,36 € (Vor-
jahr: 3.046.468,29 €), das entspricht einer Abnahme von -/-822.915,93 €. Die Ursache dieser markanten Verénde-
rung liegt in der vorstehend beschriebenen Umsetzung der Pos. ,,Forderungen aus Beteiligungen®. Das Umlaufver-
madgen setzt sich wie folgt zusammen:

o0 Die Forderungen aL.uL konnten vollstdndig abgebaut werden (Vorjahr: 7.433,78 €).

o Die Forderungen an das Finanzamt haben sich auf 12.167,09 € (Vorjahr: 14.325,93 €) etwas verringert.
Es handelt sich insgesamt um USt-Anspriche.

o Die Forderungen an die Stadt betragen nun 2.093.986,61 € (Vorjahr: 2.100.574,44 €).

o Die Forderungen aus Beteiligungen wurden in das Beteiligungsvermdgen umgesetzt.

o0 Die sonstigen Forderungen sind mit 117.398,66 € (Vorjahr: 118.169,60 €) nahezu konstant geblieben. In
dieser Position des Umlaufvermdégens sind nur noch die sog. Abzugssteuern der EZV KG enthalten, die
vom Finanzamt an den BgA ,,Freizeiteinrichtungen® erstattet und vom BgA ,,Freizeiteinrichtungen* an die
EZV KG mittels Abzug von der Uberschussausschiittung weitergeleitet werden miissen (also nur durchlau-
fen) und sich deshalb auch in der Bilanzposition ,,sonstige Verbindlichkeiten* wiederfinden, soweit sie
noch nicht an die EZV KG weitergeleitet wurden (vgl. auch Erléuterungen zu Nr. 1.5.b.). In den sonstigen
Forderungen sind dabei die Abzugssteuern der WJ 2011 und 2012, in den sonstigen Verbindlichkeiten die
Abzugssteuern des WJ 2012 bilanziert.

Auf der Passivseite hat sich das Eigenkapital nicht veréndert; es ist unverandert mit 4.797.286,43 € passiviert. Der
Bilanzgewinn ist um den Jahresgewinn von +106.824,50 € auf nun 2.222.125,07 € (Vorjahr: 2.115.300,57 €) ange-
wachsen. Die fiir den Bau der 2-fach-Sporthalle eingegangenen Spenden sind als Ertragszuschiisse i.H.v.
16.414,00 € passiviert und wurden im WJ 2012 i.H.v. 570,00 € aufgel6st.

Die Ruckstellungen sind nun mit einem Betrag von 58.213,00 € passiviert (Vorjahr: 44.863,78 €). Fur Ertragssteu-
ernachzahlungen und steuerliche Nebenforderungen in Folge der BP 2008-2010 sind nun noch insgesamt 57.113,00
€ zurlickgelegt. Fur die externen Bilanzerstellungskosten sind weiterhin 1.100,00 € passiviert.

Verbindlichkeiten bestehen zum einen gegentber der EZV GmbH & Co. KG in Héhe der dortigen Abzugssteuern
(KapErtSt, ZinsabschlSt, SoliZu), das sind 57.861,52 € (Vorjahr: 59.537,14 €). Zum anderen belaufen sich die
Bankschulden (flr die 2-fach-Sporthalle) auf 1.827.019,95 € (Vorjahr: 1.938.045,99 €). Verbindlichkeiten aLuL
bestehen nicht mehr (Vorjahr: 21,33 €). Insgesamt sind zum 31.12.2012 Verbindlichkeiten i.H.v. 1.884.881,47 €
(Vorjahr; 1.997.604,46 €) passiviert.

¢) Gewinn-/Verlustvortrage
In der nachfolgenden Ubersicht ist die Entwicklung der bilanziellen und steuerlichen Verluste dargestellt. Hinsicht-
lich der systematischen Erlauterungen sei an dieser Stelle auf die entsprechenden Ausflihrungen in der Sitzungsvor-
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lage zum Jahresabschluss 2008 (SR 03.03.2010) verwiesen.

Die Gewinn- bzw. Verlustvortrage entwickelten sich wie folgt:

Bllanzver!ust ) steuerlicher Verlust (-)

Bilanzgewinn (+)
* Verlustvortrag (-) 31.12.2001 -434.164,41 € -434.164,41 €
*  Verlustvortrag (-) 31.12.2002 -134.867,43 € -585.707,43 €
* Verlustvortrag (-) 31.12.2003 129.524,96 € -733.409,04 €
* Verlustvortrag (-) 31.12.2004 758.924,28 € -210.512,12 €
* Verlustvortrag (-) 31.12.2005 1.105.107,89 € -29.837,39 €
* Gewinnvortrag (+) 31.12.2006 1.438.920,97 € 0,00 €
* Gewinnvortrag (+) 31.12.2007 1.814.859,14 € 0,00 €
* Gewinnvortrag (+) 31.12.2008 vor Verlustriicktrag 1.939.014,25 € -30.122,00 €
* Gewinnvortrag (+) 31.12.2008 nach Verlustriicktrag 1.939.014,25 € 0,00 €
* Verlusvortrag (-) 31.12.2009 1.954.664,17 € -105.246,00 €
* Verlustvortrag (+) 31.12.2010 2.110.582,17 € -55.477,00 €
= Verlustvortrag (-) 31.12.2011 vor Verlustricktrag 2.115.300,57 € -131.243,00 €
= Verlustvortrag (-) 31.12.2011 nach Verlustriicktrag 2.115.300,57 € 0,00 €
+ Jahresgewinn 2012 n.St. 106.824,50 € 0,00 €
+ Jahresgewinn 2012 v.St. 149.379,00 €
+ Hinzurechnungen n. § 60 11 S.1 EStDV (anp.HeB-Bilanz) 42.490,00 €
+ nicht abziehbare Aufwéandungen (ohne Zuwendungen) 3.754,00 €
-/- abziehbare Zuwendungen 472,00 €
-I- KoSt-freier J-Uberschussanteil aus Gasuf-Beteiligung der ezv ke 215.475,00 €
-- KoSt-freier J-Uberschussanteil aus E.ON-AKktien der ezv ke 2.452,00 € 217.927,00 €
+ 5% davon pauschal nicht abziehbare Ausgaben 10.896,00 €
= Verlustvortrag (-) 31.12.2012 2.222.125,07 € -11.881,00 €

Aus dem BgA Jahresabschluss 2012 ergibt sich ein negatives zu versteuerndes Einkommen, mithin also ein steuerli-
cher Verlust i.H.v. -/-11.881,00 €. Er wird auf das WJ 2013 vorgetragen.

1.5. Erlauterungen zu den Steuern

a) Steuerlicher Querverbund

Hinsichtlich der grundsétzlichen Erl&uterungen sei an dieser Stelle der Kiirze halber auf die entsprechenden Ausfiih-
rungen in der Sitzungsvorlage zum Jahresabschluss 2009 (SR 06.10.2010) verwiesen.

b) Erstattung der Abzugssteuern der EZV KG gem. einheitlicher und gesonderter Feststellung

Eine Folge der Umwandlung der EZV GmbH in eine GmbH & Co. KG zum 01.01.2004 ist, dass die EZV GmbH &
Co. KG als nicht KéSt/KapErtSt-pflichtiges Subjekt weder ihr gegeniiber bescheinigte Kapitalertragsteuerabziige,
Zinsabschlagssteuern bzw. SoliZuschlagsabziige noch Spenden selbst steuerlich geltend machen kann. Diese Betréa-
ge werden von der EZV GmbH & Co. KG fir alle Mitunternehmer nach MaRgabe der Mitunternehmeranteile ein-
heitlich und gesondert gegentiber dem Finanzamt erklart und von Amts wegen vom Finanzamt fiir die Mitunterneh-
mer per Bescheid festgestellt und den Mitunternehmern im Rahmen ihrer K&St-Erklarungen erstattet. Die Mitunter-
nehmer (BgA's) leiten diese Erstattungen an die EZV GmbH & Co. KG mittels Abzug bei den jahrlichen Uber-
schussausschiittungen weiter. Insoweit handelt es sich bei diesem Steuererstattungsanspruch gegeniiber dem Finanz-
amt auf der Ebene des BgA Freizeiteinrichtungen nur um einen "durchlaufenden Posten", der in der Bilanz — soweit
noch nicht erfullt — sowohl aktiviert als auch passiviert wird.

GroRter Brocken bei den Abzugssteuern sind die im Jahresuberschuss 2012 der EZV GmbH & Co. KG enthaltenen
und voll versteuerten Gewinnausschittungen der Gasuf GmbH in Hohe von 812.500 € (Vorjahr: 812.500 €) n.K&St,
an der die EZV KG mit 12,5% beteiligt ist. Insgesamt stehen dem BgA Freizeiteinrichtungen im Rahmen der ein-
heitlichen und gesonderten Feststellung der Besteuerungsgrundlagen der EZV GmbH & Co. KG betreffend das WJ
2012 gegenuber dem Finanzamt folgende Steuererstattungsanspriiche zu:

WJ 2012
Bemessungs- KapErtSt ZiAbSt Soli-Zu Anteil BgA
Schuldner Ertragsart ST Tl 250 30% 5.50% Summe 26.52%%
* E.ON Bayern AG Dividenden 9.246,00 € 2.311,50 € 127,13 € 2.438,63 € 646,73 €
+ Gasuf GmbH Beteiligungsertrag 812.500,00 € 203.125,00 € 11.171,88 € 214.296,88 € 56.831,53 €
+ RV-Bank MIL Dividenden 11,16 € 2,79€ 0,15€ 294 € 0,78 €
+ Banken Zinsen 4.556,67 € 1.367,00 € 75,19 € 1.442,19€ 382,47 €
| = Summe: 826.313,83 € 205.439,29 € 1.367,00€ 11.374,35€ 218.180,64 €| 57.861,48 €|
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WJ 2011
Bemessungs- KapErtst ZiAbSt Soli-Zu Antell BgA
huldner Ertr r mm

Schuldne tragsart grundlage 25% 30% 5,50% summe 26,52%

* E.ON Bayem AG _ Dividenden 13.869,00 € 3.467,25 € 190,70 € 3.657,95 € 970,00 €
+ Gasuf GmbH Beteiligungsertrag 812500,00€  203.125,00 € 11171.88€|  21420688€|  56.83153€
+ RV-Bank MIL  Dividenden 20,36 € 7.34€ 0.40€ 7.74€ 205 €
+ Banken Zinsen 2067213 € 6.201,64 € 341,00 € 6.542,73 € 173513 €

[= Summe: B4T.070,40€  206.509,50 € G20L64€  1L70407€| 22450530 €] 50.535.78 ¢

¢) Korperschaftsteuern und SoliZuschlage

Der K§St-Satz wurde ab dem WJ 2008 von 25% auf 15% gesenkt. Im WJ 2012 sind keine K&St/Soli zu zahlen,
weil sich ein negatives zu versteuerndes Einkommen von -/-11.881,00 € (Vorjahr: -/-132.338,00 €) errechnet.
Obwohl die G+V-Rechnung 2012 mit einem Jahresgewinn v.St. von +149.379,00 € (Vorjahr: +49.339,00 €) ab-
schlieRt, kdnnen diese Gewinne trotz steuerlicher Hinzurechnungen i.H.v. 45.300,00 € (Vorjahr: 26.973,00 €) KoSt-
rechtlich noch in ein negatives Einkommen umgewandelt werden, denn diese positiven Einkiinfte kénnen um die
darin anteilig enthaltenen steuerfreien Bezilige der EZV KG (= bereits versteuerte Beteiligungseinnahmen der EZV
KG) i.H.v. 207.031,00 € (Vorjahr: 208.196,00 €) und um die abziehbaren Zuwendungen i.H.v. 472,00 € (Vorjahr:
454 €) mehr als neutralisiert werden.

Der sich auf diese Weise fur das WJ 2012 i.H.v. -/-11.881,00 € ergebende Verlustvortrag wird steuerlich auf das WJ
2013 vorgetragen. Ein Ricktrag ins WJ 2011 eriibrigt sich, weil fur das WJ 2011 keine K&St angefallen ist.

d) Kapitalertragsteuern und SoliZuschlage

Der KapErtrSt-Satz betrug bis zum WJ 2000 12,5% und seither 10% und ist wie die K&St mit 5,5% SoliZu belegt.
Ab dem WJ 2009 wurde er auf 15% erhoht. Im WJ 2012 sind keine KapErtrSt/Soli zu zahlen.
Kapitalertragssteuerrechtlich ist zun&chst vom Jahresgewinn n.St., also von 106.825 € (Vorjahr: 4.718,00 €) auszu-
gehen. Dieser wird im WJ 2012 durch eine gleichhohe Verwendung nicht verbrauchter Riicklagen kapitalertrags-
steuerrechtlich neutralisiert, so dass keine KapErtSt/Soli-Pflicht entsteht.

Die KapErtrSt bildet bei den Betrieben gewerblicher Art eine Sonderheit und ein besonders komplexes Gebiet. Kap-
ErtSt ist grundsatzlich auf die ausgeschitteten, also auf die nicht thesaurierten Gewinne zu zahlen. Wéhrend sich
z.B. bei einer GmbH dieser Betrag sehr leicht feststellen lasst, wurde bei den BgA's, die ja rechtlich unselbstandig
und als Regiebetrieb in den kommunalen Haushalt eingegliedert sind, seitens des Fiskus schon immer unterstellt,
dass auch die in der Bilanz den Riicklagen zugefiihrten Gewinne faktisch dem Hoheitsbereich zugeflossen und des-
halb Kap-ErtSt-pflichtig sind. Seit dem WJ 2002 ist, um diese KapErtSt-pflichtige ,,Ausschittung* an den Hoheits-
bereich feststellen zu kdnnen, ein sog. steuerliches Einlagekonto zu filhren, das jahrlich per Steuerbescheid geson-
dert festgestellt wird.

Soweit der handelsrechtliche Gewinn n.St. in zuléssiger Weise einer steuerlichen Riicklage zugefuhrt werden kann,
gilt er als nicht ,,ausgeschittet™. Eine zuldssige Verwendung (,,Thesaurierung®) sind die jahrlich im BgA und in den
mit ihm in einem steuerlichen Querverbund stehenden weiteren BgA's bzw. Wirtschaftsunternehmen anfallenden
betriebsnotwendigen Investitionen und Darlehenstilgungen. Auch in Hohe der Investitionen und Darlehenstilgun-
gen, die in den né&chsten 3 Jahren, die dem WJ folgen, geplant sind, kénnen zuldssige steuerliche Ricklagen gebildet
werden.

Die Stadtkdmmerei hat dieses sog. steuerliche Einlagekonto beim Jahresabschluss 2007 rlickwirkend ab dem
01.01.2001 aufgearbeitet und auch die zutreffenden Investitionen und Darlehenstilgungen des BgA's und der mit
ihm im steuerlichen Querverbund stehenden EZV KG ermittelt. Die Rechtsbehelfsverfahren sind zwischenzeitlich
abgeschlossen. Fur die Jahre 2001 — 2010 und auch 2011 besteht keine KapErtSt-Pflicht, weil in Hohe der handels-
rechtlichen Gewinne n.St. dieser Jahre in zul&ssiger Weise steuerliche Ricklagen gebildet werden konnten bzw.
kénnen.

Das steuerliche Einlagekonto weist in den Ricklagen zum 31.12.2012 noch nicht verbrauchte Investitionen und
Darlehenstilgungen in H6he von immerhin 8.301.330 € (Vorjahr: 7.496.649 €) aus. Das sollte fiir viele Jahre ausrei-
chen, um eine KapErtSt-Pflicht zu vermeiden.

e) Umsatzsteuerriickerstattung

Die Vorsteuern des BgA ,,Hallenbad* sind aufgrund eines Urteils des Européischen Gerichtshofs seit 2001 zu 100%
absetzbar; die Umsétze aus Vermietung und Verpachtung sind seit 2001 ebenfalls zu 100% USt-pflichtig. Der VSt-
und USt-Abzug des BgA ,,2-fach-Sporthalle” wurde im Zuge der USt-Priifung 2006-2008 endgiiltig auf 49,5% fi-
xiert.

Fur den BgA ,Freizeiteinrichtungen® ergab sich 2012 per Saldo ein VSt-Erstattungsanspruch zugunsten der Stadt
in Hohe von +25.295,30 € (2011: +28.744,04 €; 2010: +10.489,68 €; 2009: +65.894,68 €; 2008: +349.878,07 €;
2007: +319.037,72 €); davon entfallen auf den BgA ,,Hallenbad* +2.644,81 € und auf den BgA ,,2-fach-Sporthalle*
+22.650,49 €. Nach Abzug er bereits erhaltenen Zahlungen verbleibt ein Schlusszahlungsanspruch i.H.v. 12.167,09
€ (Vorjahr: 14.321,03 €), der als Forderung an das Finanzamt aktiviert ist.
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1.6. Sonstige Erlauterungen
a) Badegebihrenumsétze
Die Badegebiihrenumsétze erreichen eine Summe von 20.358,77 € netto (2011: 20.282,24 €; 2010: 20.099,33 €;
2009: 20.237,44 €; 2008: 8.753,01 €; 2007: 12.444,14 €; 2006: 16.386,01 €; 2005: 22.363,62 €). Auf den offentli-
chen Badebetrieb entféllt dabei ein Betrag von 11.690,63 € (2011: 10.580,99 €; 2010: 8.517,50 €; 2009: 8.655,61 €;
2008: 3.738,78 €; 2007: 4.960,75 €; 2006: 5.313,38 €; 2005: 8.419,03 €). Die Umsétze aus Vermietung und Ver-
pachtung (Schule, Vereine u. VHS) erreichen einen Betrag von 8.668,14 € (2011: 9.701,25 €; 2010: 11.581,83 €;
2009: 11.581,83 €; 2008: 5.014,23 €; 2007: 7.483,39 €; 2006: 11.072,63 €; 2005: 13.944,59 €).
b) Sporthallenmietumsétze
Sporthallenmieten sind i.H.v. 28.805,00 € (2011: 28.250,29 €; 2010: 31.312,79 €; 2009: 33.360,00 €; 2008: 9.595,00
€) angefallen. Davon entfallen auf den unternehmerischen Bereich vereine usw. 13.520,00 € (2011: 15.050,29 €; 2010:
13.010,29 €; 2009: 15.057,50 €; 2008: 2.305,00 €) und den hoheitlichen Bereich schuien 15.285,00 € (2011: 13.200,00
€; 2010: 18.302,50 €; 2009: 18.302,50 €; 2008: 7.290,00 €). Im Vollzug der BP 2008-2010 wurden die Sporthal-
lenumsétze zwecks steuerlicher Eliminierung der hoheitlichen Nutzungen um +22.927,50 € (Vorjahr: +19.800,00 €)
auf insgesamt 51.732,50 € (Vorjahr: 48.050,29 €) erhoht.
2. Beschluss:
Der HFA empfiehlt, den Jahresabschluss fir den BgA ,,Freizeiteinrichtungen® fur das Geschéaftsjahr 2012 zu billi-
gen.

Anlagen zu TOP:

1.1. |6 | Ubersicht ,Kalkulationsergebnisse — Vergleich mit den bisherigen Gebiihren“ vom 28.02./10.03.2014

1.3.1. |6 | Vergleichende Kostenberechnung der Stadtkdmmerei vom 01.03.2014

1.3.2. |6 |Nachkalkulation der einmaligen Grabplatzgebiihr fiir das Kolumbarium der Fa. kommunale transparenz pro fide
gmbh, Wirzburg-Heidingsfeld, vom 07.03.2014 mit zwei Alternativen

1.41. |6 |1 Lageplan ,anonyme Urnenerdgraber” 1:1000 vom 28.02.2014
1 Lageplan ,,anonyme Urnenerdgraber* 1:100 vom 28.02.2014

15. |6 |Ubersicht ,Gebihrenfestsetzung Ko.-Deckungsgrad 100%* vom 28.02./10.03.2014
Ubersicht ,,Gebiihrenfestsetzung HFA 10.03.2014* vom 28.02./10.03.2014

2.1. |06 |5. Entwurf der FrS 2014 vom 28.02.2014

2.2. |06 |5. Entwurf der GS/FrS 2014 vom 28.02.2014

3.1. |6 |Ubersicht,Stand des Rechnungslegungsverfahrens zum 03.03.2014“ vom 03.03.2014

3.3. |0 |Erledigungsbericht zur G6Priufung 2008-2011 vom 03.03.2014

4, o | Ubersicht ,,Zusammenstellung der notwendigen Veranlagungen* vom 10.03.2014 zur Erhebung von Ausbaubeitra-
gen (Altfalle)

5. 6 |1Bilanz 2012 BgA ,Freizeiteinrichtungen* vom 05/02/2014
1 G+V 2012 BgA ,,Freizeiteinrichtungen* vom 05/02/2014
1 Beratungsbericht 2012 BgA ,,Freizeiteinrichtungen vom 05/02/2014
1 Ubersicht ,wirtschaftliche Vorteile aus der Beteiligung an der EZV GmbH/KG vom 17.09.2013

63939 Worth a. Main, den 11.03.2014

Dotzel Erwin, 1. Burgermeister Firmbach Heinz, Protokollfiihrer
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Stadtkdmmerei Worth a. Main

St.-Martinskapelle im Friedhof

Anlage zu TOP. 1.3.1.6

Innenrestaurierung und Umnutzung zu einem Kolumbarium mit 50 Urnengrabplatzen

hier: Kostenberechnung

Grundlagen:
Kostenberechnung Arch.-H. Becker vom 05.09.2012
Kostenberechnung Arch.-H. Becker vom 17.02.2014

Pos. Leistung KB 05.09.2012 KB 17.02.2014 Saldo
1 Erdaushub, Einbau Bodenplatte 3.145,47 € 3.145,47 € 0,00 €

2 Restaurierungsarbeiten 16.091,89 € 27.220,06 € 11.128,17 €

3 Begasungsarbeiten 5.203,42 € 5.203,42 € 0,00 €

4  Bodenbelagsarbeiten 1.963,50 € 2.159,30 € 195,80 €

5 Bodenbelagsarbeiten 2.872,66 € 3.159,93 € 287,27 €

6 Sandsteinschwelle Eingangstiire 262,99 € 289,29 € 26,30 €

7  Sockelsteinarbeiten auRen 1.416,93 € 1.558,62 € 141,69 €

8 Putzarbeiten 1.150,00 € 1.150,00 € 0,00 €

9 Einbau 56/50 Urnengrabplitze 25.037,60 € 29.285,90 € 4.248,30 €
10 Glaserarabeiten Urnengrabplatze 9.100,00 € 0,00 € -9.100,00 €
11 Sandsteinschwelle vor dem Altar 510,00 € 561,00 € 51,00 €
12 Stander Opferkerzen 2.500,00 € 2.500,00 € 0,00 €
13 Hocker mit Sitzkissen 3.360,00 € 3.360,00 € 0,00 €
14 Kapellenfenster 0,00 € 9.282,00 € 9.282,00 €
15 Sockelsteine unter Urnenstelen 0,00 € 4.700,50 € 4.700,50 €
Summe Baukosten 72.614,46 € 93.575,49 € 20.961,03 €
gerundet 73.000,00 € 94.000,00 € 21.000,00 €

16.1. Objekthonorar 3.915,88 € 6.064,80 € 2.148,92 €
16.2. Umbauzuschlag 687,13 € 1.164,44 € 477,31 €
16.3. Nebenkosten 382,93 € 602,20 € 219,27 €
Summe Baunebenkosten 4.985,94 € 7.831,44 € 2.845,50 €
gerundet 5.000,00 € 8.000,00 € 3.000,00 €
Summe Gesamtkosten 77.600,40 € 101.406,93 € 23.806,53 €
gerundet 78.000,00 € 102.000,00 € 24.000,00 €

63939 Worth a. Main, den 01.03.2014
- Stadtkdmmerei -

Heinz Firmbach

H:\Abgaben\Gebiihren\04 Friedhofgeblhren\Gebuhrenkalkulation\2013\0 Grundlagen\Arch. Becker, 2014.03.01 (Kostenberechnung Vergleich).xlsx
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Lageplan Friedhof

Baumamt
28.02.2014
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Satzung®
Uber die Benutzung

des Friedhofs und der Bestattungseinrichtungen
der Stadt Worth a. Main

(Friedhofssatzung — FrS 2014 -)

vom 02. April 2014

Aufgrund von Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 sowie Abs. 2 der Gemeindeordnung flir den Freistaat Bayern
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI. S. 796), zuletzt geandert durch Gesetz
vom 26. Juli 2004 (GVBI S. 272), erlasst die Stadt Worth a. Main, nachstehend Stadt genannt, folgende Satzung:

I. Allgemeine Vorschriften

§ 1 entspricht im Wesentlichen §

1 FrS 1982, die Aussegnungs-
halle ist zusétzlich aufgefiihrt

§ 1 Geltungsbereich
'Die Stadt errichtet und unterhalt die folgenden Einrichtungen fiir das Bestattungswesen als 6ffentliche Einrich-
tungen?:
a) den Friedhof,
b) das Leichenhaus,
c) die Aussegnungshalle,
d) die St.-Martinskapelle und

d) das Friedhofs- und Bestattungspersonal.
3 Abs. 1S.1 FrS 1982

§ 2 Friedhofszweck
'Der Friedhof dient insbesondere den verstorbenen Gemeindemitgliedern als wiirdige Ruhestatte und der Pflege

ihres Andenkens. /
8 3 FrS 1982

§ 3 Bestattungsanspruch®
(1) *Auf dem Friedhof werden beigesetzt
a) die Verstorbenen, die bei ihrem Ableben in der Stadt ihren Wohnsitz hatten,

b) die Verstorbenen, die ein Nutzungsrecht an einem belegungsféahigen Grab besitzen, und ihre Familienange-
horigen (8 1 Abs. 1 Ziff. 1 BestV),

c) die im Stadtgebiet VVerstorbenen oder tot Aufgefundenen, wenn eine ordnungsgeméle Bestattung anderweitig
nicht sichergestellt ist,

d) Tot- und Fehlgeburten im Sinne des Art. 6 des Bestattungsgesetzes.*

Nachstehend finden Sie ein nicht-amtliches Satzungsmuster zu einer Friedhofssatzung, das vom Bayerischen Gemeindetag als zeitgemaRe
Grundlage fur die Erarbeitung einer ortlichen Friedhofssatzung zur Berticksichtigung empfohlen wird.

Bestattungseinrichtungen im Sinne von Art. 7 Bestattungsgesetz (BestG) sind nicht nur Grundstiicke und Gebéude, sondern alle Einrichtungen,
die unmittelbar der Bestattung und deren Vorbereitung dienen. Damit umfassen die Bestattungseinrichtungen nicht nur Friedhofe, Leichenhauser und
Feuerbestattungsanlagen, sondern auch das geeignete Personal, um die Verstorbenen zu waschen, anzukleiden, einzusargen, zu beférdern, zu be-
statten und umzubetten. Eine Aufzéhlung hat hier nur zu erfolgen, soweit diese Bestattungseinrichtungen tatsachlich vorgehalten werden.

In 8 25 FrS wird ergénzend dazu geregelt, dass alle im unmittelbaren Zusammenhang mit der Bestattung stehenden Verrichtungen auf dem Friedhof von
der Stadt hoheitlich ausgefuihrt werden. Da es hierzu auch Personal bzw. Erflllungsgehilfen bedarf, ist auch das Friedhofs- und Bestattungspersonal
Teil der 6ffentlichen Einrichtung und in § 1 aufzufthren.

Den Gemeindeburgern steht ein einklagbarer Anspruch auf Bestattung auf dem stédtischen Friedhof zu.
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(2) 'Die Bestattung anderer als der in Abs. 1 genannten Personen bedarf auf Antrag der besonderen Erlaubnisf der

Friedhofsverwaltung im Einzelfall.
/
; 1982. § 4 S.2 entspricht § 5 FrS 1982
§ 4 Friedhofsverwaltung®

'Der Friedhof wird von der Stadt verwaltet und beaufsichtigt. “Der Belegungsplan wird von der Stadt so gefiihrt,
dass jederzeit festgestellt werden kann, wann mit wem jedes Grab belegt wurde und wer der Grabnutzungsbe-

rechtigte ist.
-
§ 5 SchlieBung und Entwidmung

(1) *Friedhofe, Friedhofsteile und einzelne Grabstétten kénnen im 6ffentlichen Interesse ganz oder teilweise
geschlossen oder entwidmet werden. 2Durch die SchlieRung wird die Méglichkeit weiterer Beisetzungen ausge-
schlossen; durch die Entwidmung verliert der Friedhof seine Eigenschaft als 6ffentliche Bestattungseinrichtung.
*Besteht die Absicht der SchlieRung, so werden keine Nutzungsrechte mehr erteilt oder wiedererteilt.

(2) 'Die Absicht der SchlieRung, die SchlieBung selbst und die Entwidmung sind jeweils ffentlich bekannt zu
machen.

(3) 'Die Stadt kann die SchlieRung verfiigen, wenn keine Rechte auf Bestattung entgegenstehen oder diese durch
Einigung mit den Grabnutzungsberechtigten vorzeitig aufgeldst oder zur Abwehr von Gefahren flr die 6ffentliche
Sicherheit aufgehoben worden sind. *Die Stadt kann die Entwidmung verfiigen, soweit keine Rechte auf Bestat-
tung entgegenstehen und alle Ruhefristen abgelaufen sind.

(4) *Soweit zur SchlieRung oder Entwidmung Nutzungsrechte im Einvernehmen mit dem Berechtigten abgeldst
werden sollen oder aufgehoben worden sind, sind unter ersatzweiser Einrdumung entsprechender Rechte auch
Umbettungen ohne Kosten fir den Nutzungsberechtigten méglich.

(5) *Im Ubrigen gilt Art. 11 BestG.

I I " O rd n u n gSVO rSCh r I fte n § 6 entspricht § 29 FrS 1982. Jedoch wurden

bislang keine Offnungszeiten angeschlagen. Aus

Grunden der Verkehrssicherungspflicht sollten
die Offnungszeiten per Beschluss festgelegt und
an den Eingangen angeschlagen werden.

§ 6 Offnungszeiten
(1) 'Der Friedhof ist wahrend der an den Eingangen bekannt gegebenen Zeiten fiir den Besucherverkehr geéffnet.’

(2) 'Die Friedhofsverwaltung kann das Betreten des Friedhofes oder einzelner Friedhofsteile aus besonderem
Anlass voriibergehend untersagen oder auBerhalb der vorgenannten Offnungszeiten gestatten.

/ § 7 entspricht im Wesentlichen den §§ 30 und 32 FrS 1982.

Die Regelung des Art. 6 Abs. 1 BestG hat zur Folge, dass fiir Totgeburten mit einem Gewicht von mindestens 500 Gramm der Bestattungszwang gilt
(Art. 1 Abs. 1 Satz 1 BestG), die Beisetzung grundsétzlich auf Friedhéfen zu erfolgen hat (Art. 1 Abs. 1 Satz 2 BestG) und im Umgang mit Totgeburten
die allgemeinen Anforderungen wie fir Leichen gelten (Art. 5 BestG). Bei Fehlgeburten mit einem Gewicht unter 500 Gramm kommt es hinsichtlich
der Bestattungsart, des Ortes und der Durchfiihrung auf den Willen derer an, die im Falle einer Lebendgeburt das Personensorgerecht innegehabt hatten
(Art. 1 Abs. 2 BestG). Eine Leichenschau wird nicht durchgefiihrt.

I Diese Vorschrift ist n. 8 32 Buchst. ¢) mit BuRgeld bewehrt.

Die Zuteilung der Graber erfolgt ausschlieBlich durch den Friedhoftrager, also die Stadt, die diese durch Ausstellung einer Graburkunde dokumentiert.
Die Vergabe der Nutzungsrechte wird im Belegungsplan dokumentiert.

Beispiel fiir Offnungszeitenregelung abgedruckt in den Erlauterungen zu dieser Satzung.
Der Friedhofstrager, also die Stadt, ist verkehrssicherungspflichtig. Daher ist eine Festsetzung der Offnungszeiten erforderlich. AuRerhalb der Off-
nungszeiten halt sich der Besucher widerrechtlich auf dem Friedhof auf. Dies hat zur Folge, dass die Stadt nicht haftet, wenn der Besucher z.B. wegen
der Beschaffenheit der Wege zu Schaden kommt. Ein AbschlieBen des Friedhofs ist dafiir nicht erforderlich.
Der BayGT schligt folgende Offnungszeitenregelung vor:
Januar, Februar, November und Dezember:  von 08.00 — 17.00 Uhr

Maérz und Oktober: von 07.00 — 18.00 Uhr
April und September: von 07.00 — 19.00 Uhr
Mai, Juni, Juli und August: von 07.00 — 20.00 Uhr

Die Verwaltung empfiehlt, per Beschluss folgende Offnungszeiten festzulegen.
Oktober, November, Dezember, Januar, Februar, Mérz:  von 08.00 — 17.00 Uhr
April, Mai, Juni, Juli, August, September: von 06.00 — 22.00 Uhr

Eine Ubernahme in die Satzung ist nicht erforderlich.

I Diese Vorschrift ist n. § 32 Buchst. f) mit BuRgeld bewehrt.
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§ 7 Verhalten im Friedhoff
(1) “Jeder Besucher des Friedhofes hat sich ruhig und der Wiirde des Ortes entsprechend zu verhalten.
(2) *Kinder unter 10 ¥ Jahren ist das Betreten des Friedhofes nur in Begleitung Erwachsener gestattet.

(3) ‘Der Anordnung des Friedhofspersonals haben die Besucher Folge zu leisten. “Besuchern des Friedhofs ist es
insbesondere nicht gestattet

a) Tiere mitzubringen, ausgenommen sind Blindenhunde,

b) zu rauchen und zu l&rmen,

c) die Wege mit Fahrzeugen und Sportgeraten aller Art zu befahren; Kinderwagen, Rollstiihle und vergleichbare
Hilfsmittel zum Transport von Kindern, Kranken und Behinderten sind hiervon ausgenommen,

d) Waren aller Art sowie gewerbliche oder sonstige Leistungen anzubieten oder diesbezuglich zu werben,

e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Druckschriften, die im Rahmen der Bestattungsfeier notwendig
und ublich sind,

f) Abraum und Abfalle an anderen Orten abzulagern, als an den hierfir vorgesehenen Platzen,

g) Grabhigel, Grabeinfassungen und Griinanlagen unberechtigt zu betreten und/oder zu beschéadigen,

h) der Wirde des Ortes nicht entsprechende GefaRe (z. B. Konservendosen, Plastik- und Glasflaschen sowie
&hnliche Gegenstande) auf Grabern ohne Erlaubnis aufzustellen oder solche GefaRe zwischen den Grabern
aufzubewahren,

i) an Sonn- und Feiertagen und in der Néhe einer Bestattung storende Arbeiten auszufihren.

(4) 'Die Friedhofsverwaltung kann von den Verboten auf Antrag Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck

des Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind.

(5) 'Totengedenkfeiern sind der Friedhofsverwaltung spétestens vier Werktage vorher anzuzeigen und bediirfen

der ErIanniSI der FriedhOfsverwaltung' § 8 entspricht im Wesentlichen den § 31 FrS 1982. Zu den inhaltlichen

Anderungen siehe Erlauterungen unter Funote 12!

§ 8 Gewerbliche Tatigkeiten auf dem Friedhoff§

(1) 'Die Gewerbetreibenden und ihre Gehilfen haben den Regelungen der Friedhofssatzung und den Anweisun-
gen der Friedhofsverwaltung Folge zu leisten. 2Durch gewerbliche Arbeiten darf die Wiirde des Friedhofs nicht
beeintrachtigt werden; insbesondere ist auf Bestattungsfeierlichkeiten Riicksicht zu nehmen. *Nach Beendigung
der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplatze wieder in einen ordnungsgemafen Zustand zu bringen.

(2) 'Die Friedhofswege diirfen nur mit Erlaubnisfl§ der Friedhofsverwaltung (Antrag nach § 7 Abs. 4) mit den fiir
die Ausfuhrung der Arbeiten oder fiir den Transport von Arbeitsmitteln erforderlichen Fahrzeugen befahren
werden. “Die zulassige Hochstgeschwindigkeit im Friedhofsbereich betragt Schritttempo. *Bei anhaltendem Tau-
oder Regenwetter kann die Friedhofsverwaltung das Befahren der Friedhofswege mit Fahrzeugen untersagenf.

(3) 'Die gewerblich Tatigen haften fir alle Schaden, die sie oder ihre Gehilfen im Zusammenhang mit ihrer
Tatigkeit in dem Friedhof schuldhaft verursachen.

(4) 'Die Ausiibung gewerbsmaBiger Téatigkeiten auf dem Friedhof kann durch die Friedhofsverwaltung dauerhaft
versagt werdenfl, wenn die ordnungsgeméRe Ausfiihrung der Arbeiten nicht gewahrleistet ist oder wenn trotz

I Diese Vorschrift ist n. 8 32 Buchst. e) mit BuRgeld bewehrt.
2 2 B.10Jahre
I Diese Vorschrift ist n. § 32 Buchst. ¢) und g) mit BuBRgeld bewehrt.

I Die Vorgaben der Richtlinie 2006/123/EG vom 12.12.2006 waren Anlass, das bereits seit Jahrzehnten etablierte und auch Giberwiegend bewéhrte
Zulassungsverfahren fiir Gewerbetreibende auf den Priifstand zu stellen. Dabei stellte sich heraus, dass das Zulassungsverfahren zwar in allen
Friedhofssatzungen verankert war, aber in der Praxis insbesondere bei einer Vielzahl der kleineren Gemeinden in Bayern gar nicht vollzogen wurde.
Deshalb wird an dieser Stelle im Hinblick darauf, dass durchaus auch eine begleitende oder nachtragliche Uberwachung ausreichend sein kann, im
Sinne der Deregulierung auf das Zulassungsverfahren verzichtet. Da die Tatigkeit der Steinmetze und Bildhauer auf dem Friedhof durchaus Ge-
fahrenpotential in sich birgt, wird im Folgenden ein Erlaubnisvorbehalt fiir deren Tatigkeit in das Satzungsmuster aufgenommen. Besteht ein Be-
durfnis nach der Beibehaltung des Zulassungsverfahrens insbesondere fiir Steinmetze und Bildhauer, so enthalten die Erlduterungen zu dieser Satzung
Formulierungsvorschlage.

Bislang hat die FrS der Stadt in § 31 alle gewerblichen Tétigkeiten auf dem Friedhof unter eine vorherige Erlaubnispflicht mit Antrags- und Be-
scheidsverfahren gestellt. Dieses aufwéandige Verfahren wird mit den vorstehenden Satzungsregelungen aus den vorgenannten Griinden aufgegeben.
Erlaubnispflichtig bleibt nur noch die Benutzung der Friedhofswege mit Fahrzeugen (s. § 8 Abs. 2). Im Ubrigen zieht sich die Stadt darauf zuriick, die
Auslibung gewerblicher Arbeiten dauerhaft zu versagen, wenn schwerwiegende oder wiederholte Verstolie gegen das Friedhofsrecht vorliegen (s. § 8
Abs. 4). Unabhéngig davon bleiben die Errichtung von Grabmalen und baulichen Anlagen nach § 17 FrS weiterhin erlaubnispflichtig.

I Diese Vorschrift ist n. § 32 Buchst. ¢) mit BuBRgeld bewehrt.
I Diese Vorschrift ist n. 8 32 Buchst. f) mit BuRgeld bewehrt.
I Diese Vorschrift ist n. § 32 Buchst. f) mit BuRgeld bewehrt.
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schriftlicher Abmahnung mehrfach gegen die Friedhofssatzung oder Anordnung der Friedhofsverwaltung ver-
stoBen wird. Bei einem schwerwiegenden VerstoR ist eine Abmahnung entbehrlich.

§ 9 Abs. 1 entspricht § 11 Abs. 1 FrS
1982; S.2 entspricht auch § 2 FrS

1. G rabstatten u nd G rabma| 1982, Abs. 2 entspricht § 5 FrS 1982.

8 9 Grabstatten

(1) 'Die Grabstétten stehen im Eigentum der Stadt. 2An ihnen kénnen Rechte nur nach dieser Satzung erworben
werden.

(2) 'Die Anlage der Grabstétten richtet sich nach dem Belegungsplan, der bei der Friedhofsverwaltung innerhalb
der allgemeinen Dienstzeiten eingesehen werden kann.

§ 10 entspricht § 4 FrS 1982. Die Abs. 2 u. 3 sind neu. Die 88 6 ,,Reihengraber
und 7 ,,Familiengraber* FrS 1982 sind entfallen. Ihr wesentlicher Inhalt ist in

§ 10 G rab arten 17 anderen Regelungen der neuen FrS aufgegangen. Der Begriff ,,Wahlgrabstéte*
wurde aufgegeben.

(1) lG raber im Sinne dieser Satzu ng sind Die Grabarten wurden komplettiert und begrifflich konkretisiert und in allen

Satzungsregelungen vereinheitlicht. Neu sind die Begriffe ,,Grabstéatten“ (Erd-

a) E | nze | g rabstatten (Re | hene rd g rab) gréber) und ,,Grabf4cher* (oberirdische Urnengraber). Nachdem ein Bedarf nach

anonymen Urnenerdgrabern besteht, dieser Bedarf bislang auBerhalb des

b) Doppelgrabstétten (Familienerdgrab) e e e
¢) Kindergrabstatten (Kindererdgrab) R e
d) Urnengrabstétten (Urnenerdgrab)

e) Urnengrabstétten (Urnenerdgrab) anonym

f) Urnengrabfacher (Urnenwand)

g) Urnengrabfacher (Kolumbarium St.-Martinskapelle).®

(2) *Urnenerdgraber sind Grabstatten fiir die Beisetzung von Urnen, die der Reihe nach belegt werden.

(3) 'Anonyme Urnenerdgréber sind namenlose Grabstétten fiir die Beisetzung von Urnen, die der Reihe nach
belegt werden.*®

(4) 'Die Lage der einzelnen Grabstatten wird durch die Stadt bestimmt und richtet sich nach dem Belegungsplan.
Der Friedhof ist darin in Grabfelder aufgeteilt. “Die einzelnen Grabstatten sind fortlaufend nummeriert.
*Bestattungen konnen jeweils nur in den von der Stadt freigegebenen Grabfeldern oder deren Teilen erfolgen.
*Kinder im Sinne dieser Satzung sind solche, die noch nicht &lter als 12 Jahre sind.

(5) 'Die Zuerkennung, Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstétten obliegt der Stadt.

§ 11 entspricht im Wesentlichen § 8 FrS
1982. Die Belegungsvorschriften sind nun in

§ 12 enthalten.

8§ 11 Urnenbeisetzungen
(1) *Aschenreste und Urnen miissen den Vorschriften der §§ 17 und 27 BestV entsprechen.

(2) 'Urnen fiir Erdbestattungen miissen aus leicht verrottbarem Material bestehen. *Urnen, die iber der Erde
beigesetzt werden, missen dauerhaft und wasserdicht sein.

(3) *Wird das abgelaufene Nutzungsrecht nicht mehr verlangert, ist die Stadt berechtigt, an der von ihr bestimmten
Stelle des Friedhofes (anonymes Urnengrab) Aschenreste in wirdiger Weise der Erde zu Ubergeben und evtl.

vorhandene Urnen dauerhafter und wasserdichter Art zu entsorgen. " ] ] ]
/ § 12 entspricht im Wesentlichen § 9 FrS 1982. Die Belegungsvorschriften

wurden aus den 8§ 6, 7 u. 8 FrS 1982 bzw. aus § 11 Mu-FrS tibernommen.

§ 12 GroRe und Belegungsmaoglichkeiten? der Grabstatten und Grabfacher
(1) *Fir die Einteilung der Grabstatten und Grabfacher ist der Belegungsplan maRgebend. ?Die Gréber werden

16 Die Grabstatte bleibt im Eigentum der Stadt, die mindestens fiir die Dauer der Ruhezeit einem Berechtigten ein Nutzungsrecht an der Grabstéatte

einrdumt. Ein Anspruch auf Einrdumung eines Nutzungsrechts an einer bestimmten Grabstétte besteht nicht.

7" Die traditionelle Unterscheidung zwischen Reihengrabstétten und Wahlgrabstétten wird aufgegeben.

8 Die Aufnahme weiterer Bestattungsformen wie z. B. teilanonyme Grabstétten, Gemeinschaftsgrabanlagen oder Baumgrabstétten ist den konkreten

Verhaltnissen vor Ort anzupassen. Die in der Satzung aufgenommenen Bestattungsformen und ihre zuldssige Belegung sind in den folgenden Absatzen
zu erldutern.

¥ Die praxis hat gezeigt, dass auch die Hinterbliebenen von anonym Bestatteten das Bedurfnis nach einem bestimmten Ort der Trauer haben. Soweit auf

dem Friedhof z. B. das Ablegen von Blumen oder Aufstellen von Kerzen an einem dafir vorgesehenen Platz erlaubt ist, ist Abs. 3 entsprechend an-
zupassen.

Die Stadt muss neben der GroRe der Grabstétten auch deren max. Belegung regeln.

Seite 4 von 13


heinz.firmbach
Textfeld
Anlage zu TOP. 2.1.ö


5.Entwurf (28.02.2014) Anlage zu TOP. 2.1.6

__ =klarungsbediirftig roter Satzungstext = Anderungen zum 4. Entwurf
blaue FuBnoten = weitere Erlduterungen gegeniiber der Mu-Satzung rote FulBnoten = bewehrte \Vorschriften

nach den jeweils erforderlichen AusmaRen ausgehoben. 'Die einzelnen Grabstatten und Grabfacher haben fol-
gende MaRe:

Grabarten Lange Breite Flache
a) Einzelgrabstatten (Reihenerdgrab) 2,00m 1,00 m 2,00 m?
b) Doppelgrabstatten (Familienerdgrab) 2,50m 2,00 m 5,00 m2
¢) Kindergrabstétten (Kindererdgrab) 1,35m 0,65 m 0,88 m?
d) Urnengrabstatten (Urnenerdgrab) 0,80 m 0,60 m 0,48 m?
e) Urnengrabstétten (Urnenerdgrab) anonym 0,80 m 0,60 m 0,48 m2
) Urnengrabfécher (Urnenwand) 0,50 m 0,50 m 0,25 m?
g) Urnengrabfacher (Kolumbarium St.-Martinskapelle)? 0,50 m 0,50 m 0,25 m?

’Die einzelnen Grabplatze haben folgende Tiefen, gerechnet bis zur Oberkante des Sarges bzw. der Urne:

Grabarten einfachtief doppeltief

a) Einzelgrabstétten (Reihenerdgrab):  Sargbestattungen 1,60 m 2,20m
Urnenbestattungen 0,60 m -

b) Doppelgrabstatten (Familienerdgrab): Sargbestattungen 1,60 m 2,20m
Urnenbestattungen 0,60 m -

c¢) Kindergrabstétten (Kindererdgrab):  Sargbestattungen 1,40 m -
Urnenbestattungen 0,60 m -

d) Urnengrabstatten (Urnenerdgrab) 0,60 m 0,90 m

e) Urnengrabstétten (Urnenerdgrab) anonym 0,60 m 0,90 m

(2) ‘Leichen kdnnen in Einzel-, Doppel- und Kindergrabstitten beigesetzt werden (Sargbestattungen).
(3) 'Urnen kénnen in Urnengrabstatten, Urnengrabfachern oder in Einzel-, Doppel- und Kindergrabstatten®
beigesetzt werden (Urnenbestattungen).?

(4) 'Die Grabstatten und Grabfacher kdnnen — bei gleichzeitig laufenden Ruhezeiten — maximal wie folgt belegt
werden:

Grabarten Sarge Tiefe Urnen Tiefe

a) Einzelgrabstétten (Reihenerdgrab) 2 doppeltief 4 einfachtief
b) Doppelgrabstatten (Familienerdgrab) 4 doppeltief 8 einfachtief
¢) Kindergrabstatten (Kindererdgrab) 1 einfachtief 1 einfachtief
d) Urnengrabstatten (Urnenerdgrab) - - 4 doppeltief
e) Urnengrabstatten (Urnenerdgrab) anonym - - 4 doppeltief

2 Ggf. ergénzen durch weitere Grabarten.

2 Die Aufzéhlung der moglichen Beisetzungsformen fiir Urnen ist an die ortlichen VVerhaltnisse anzupassen und im Einzelnen wie die anonymen

Urnengrabstatten in Abs. 3 zu definieren. Sind auf dem Friedhof Urneneinzel- oder Urnenmehrfachgrabstétten vorhanden bzw. handelt es sich um
Urnenreihen- oder Urnenwahlgrabstétten, so kann auf die Ausfilhrungen zu den Grabstétten in § 10 der Satzung verwiesen werden.

Sollen Urnenbeisetzungen in allen Grabarten zulassig sein, dann muss die Satzung regeln, wie viele Urnen je Erdgrab maximal zusétzlich

bestattet werden durfen. Dies ist in § 12 Abs. 4 FrS erfolgt.

Die Belegung von Erdgrabstatten mit Urnen zusatzlich zur Leichenbestattung muss auch gebiihrenrechtlich abgebildet werden. Dies ist in der vorlie-
genden Gebiihrenkalkulation dadurch beriicksichtigt worden, dass die Urnengrabplatze beim Ansatz des Zuschlags in der Aquivalenzziffer einbezogen
wurden.

Werden Urnen in einer Erdgrabstétte bestattet, sollte die Satzung auch eine Regelung dazu treffen, dass nach einer Urnenbestattung wahrend der Ru-
hefrist der Urne wegen der Wahrung der Totenruhe keine weiteren Leichenbestattungen mehr erfolgen dirfen. Dies wurde in § 28 Abs. 2 FrS jedoch

nicht umgesetzt.
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f) Urnengrabfacher (Urnenwand) - - 4 -

g) Urnengrabfacher (Kolumbarium St.-Martinskapelle) - - 4 -

§ 13 Rechte an Grabstatten®

(1) *An einer belegungsfahigen Grabstatte kann ein Nutzungsrecht erworben werden. ?Das Nutzungsrecht wird
mindestens auf die Dauer der Ruhefrist verliehen, wenn der Erwerb anl&sslich eines Todesfalles erfolgt. Wird ein
Grabnutzungsrecht unabhéngig von einem Todesfall erworben, so wird es mindestens fiir die Ruhefrist zuziglich
funf Jahre verliehen. “Soweit bei einer Grabart sowohl Sarg- als auch Urnenbestattungen mdglich sind, kann das
Nutzungsrecht nach Satz 2 und 3 auch nur fur die jeweilige Ruhefrist verliehen werden, die fir die Urnenbe-
stattungen vorgesehen ist.

(2) 'Das Nutzungsrecht an den Grabstatten wird an einzelne natiirliche Personen nach Entrichtung der Grabnut-
zungsgebihr (siehe Friedhofsgebuhrensatzung — GS/FrS) verliehen, wortber dem Nutzungsberechtigten eine
Urkunde ausgestellt wird (Graburkunde).

(3) 'Das Nutzungsrecht an Grabstatten kann gegen erneute Zahlung der entsprechenden Grabnutzungsgebiihr um
weitere 10 Jahre verlangert werden, wenn der Nutzungsberechtigte vor Ablauf des Rechtes die Verlangerung bei
der Friedhofsverwaltung beantragt und der Platzbedarf des Friedhofes es zulasst.?

(4) *Nach Erléschen des Nutzungsrechtes kann die Stadt tiber die Grabstatten anderweitig verfiigen. Hieriiber
werden die bisherigen Nutzungsberechtigten, die Angehérigen in gerader Linie und die Erben oder die Pfleger des
Grabes rechtzeitig von der Stadt benachrichtigt.

5) In den Fallen, in denen die Ruhefrist der zu bestattenden Leichen oder Urnen tber die Zeit hinausreicht, fiir
die das Recht an einem Grabplatz besteht, ist das Nutzungsrecht im Voraus flr die Dauer der vorgeschriebenen
Ruhefristen zu erwerben.

(6) “Jede Anderung der Anschrift des Nutzungsberechtigten ist der Friedhofsverwaltung mitzuteilen.

§ 14 entspricht im Wesentlichen § 12 FrS 1982. Zu den
Anderungen in Abs. 2 siehe Erlauterungen zu FuRnote 26!

Abs. 5 ist neu und entspricht der Rechtslage und der bisherigen

§ 14 Ubertragung von Nutzungsrechten i

(1) *Zu Lebzeiten des Nutzungsberechtigten kann die Umschreibung eines Grabnutzungsrechtes der Ehegatte, der
eingetragene Lebenspartner oder ein Abkdmmling beanspruchen, wenn der Nutzungsberechtigte zugunsten
dieses Angehdrigen schriftlich auf das Grabnutzungsrecht verzichtet hat.

(2) 'Nach dem Tode des Nutzungsberechtigten kann derjenige die Umschreibung eines laufenden Grabnut-
zungsrechtes auf seinen Namen beanspruchen, dem es vom Nutzungsberechtigten in einer letztwilligen, rechts-
gultigen Verfiigung zugewendet wurde. “Bei einer Verfiigung zu Gunsten mehrerer Personen hat die erstgenannte
Person Vorrang. 3Stirbt der Nutzungsberechtigte ohne eine Verfiigung hinterlassen zu haben, so kann das Nut-
zungsrecht auf Antrag

a) auf dem tiberlebenden Ehegatten,

b) auf den Lebenspartner nach dem Gesetz (iber die eingetragene Lebenspartnerschaft,

c) auf die Kinder,

d) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer VVater oder Miitter,

e) auf die Eltern,

f) auf die leiblichen Geschwister,

g) auf die Stiefkinder,

h) auf die Stiefgeschwister,

i) auf die nicht unter a) — h) fallenden Erben

iibertragen werden. *Innerhalb dieser Reihenfolge hat die ltere Person das Vorrecht vor jiingeren. °Stimmen die
Vorberechtigten zu, so kann auf Antrag im begriindeten Einzelfall das Nutzungsrecht auch auf einen dem Ver-

2 Mit der Einrdumung eines Grabnutzungsrechts wird ein 6ff.-rechtliches Benutzungsverhaltnis an der Grabstétte verliehen. Ein Anspruch auf Zuwei-

sung einer bestimmten Grabstéatte besteht nicht. Das Nutzungsrecht darf nur einer natiirlichen Person tibertragen werden. U.a. Vereine oder Erbenge-
meinschaften konnen keine Inhaber von Grabnutzungsrechten sein. Damit wird sichergestellt, dass die Stadt wahrend der gesamten Dauer des Nut-
zungsrechts immer nur einen Ansprechpartner hat. So vermeidet die Stadt auch, in familiare Streitigkeiten hineingezogen zu werden. Im Falle des Todes
des Nutzungsberechtigten fallt das Grabnutzungsrecht nicht in die Erbmasse, denn dies héatte zur Folge, dass das Nutzungsrecht auch auf mehrere
Personen Ubergehen konnte. Fr diesen Fall trifft § 14 Abs. 2 FrS eine eigene Regelung.

% Wird in § 10 unterschieden zwischen Reihen- und Wahlgrabstéatten, so ist der Wiedererwerb des Nutzungsrechts grundsétzlich nur bei Wahlgrabstatten

moglich.
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storbenen nahestehenden Dritten iibertragen werden.f§ ®Haben Vorberechtigte innerhalb von sechs Monaten
keinen Antrag auf Ubertragung des Nutzungsrechts gestellt, so wird das Nutzungsrecht auf Antrag einer nach-
berechtigten Person verliehen. “Stimmen alle Vorberechtigten zu, so kann das Nutzungsrecht auch in begriindeten
Einzelfallen auf einen dem Verstorbenen nahestehenden Dritten (z. B. Lebensgeféhrten oder Stiefkind) Gbertra-
gen werden.

(3) '"Uber die Umschreibung erhalt der neue Grabnutzungsberechtigte eine Urkunde (Graburkunde).

(4) 'Der Anspruch auf Ubertragung des Nutzungsrechts erlischt, wenn alle Berechtigten die Ubernahme ablehnen
oder es kein Berechtigter innerhalb eines Jahres seit Beisetzung des verstorbenen Nutzungsberechtigten tber-
nimmt. In diesem Fall kann die Grabstatte wéahrend der Ruhefrist zur Betreuung an Personen iiberlassen werden,
die zu dem Bestatteten eine personliche Verbindung hatten.

(5) st der Anspruch auf Ubertragung des Nutzungsrechts erloschen, geht das Nutzungsrecht auf die Erben Uber.

(6) 'Bei Grabstatten und Grabfachern, an denen nach einer Bestattung niemand das Grabnutzungsrecht nach
Abs. 2 und 5 oder das Betreuungsrecht nach Abs. 4 Satz 2 ibernimmt, sorgt die Friedhofsverwaltung fur die
Erstanlage und die Pflege der Grabstétte wihrend der Ruhefrist. °Gegen vollstéandigen Kostenersatz kann das

Grabnutzungsrecht und das Grabmal erworben werden. /

§ 15 Pflege und Instandhaltung der Graberf

(1) "Jede Grabsttte ist spatestens sechs Monate nach der Beisetzung bzw. nach der Verleihung des Nutzungs-
rechtes wiirdig herzurichten, gartnerisch anzulegen und in diesem Zustand zu erhalten.

(2) 'Bei allen Grabstétten und Grabfachern sind der Nutzungsberechtigte oder — sofern dieser verstorben ist — die
in § 14 Abs. 2 genannten Personen zur ordnungsgemaflen Anlage, Pflege und Instandhaltung des Grabes ver-
pflichtet.

(3) *Kommt der Nutzungsberechtigte oder der sonst Verpflichtete (siehe § 14 Abs. 2) seiner Verpflichtung nicht
nach, kann ihn die Friedhofsverwaltung unter Fristsetzung auffordern, den ordnungsgemaRen Zustand herzu-
stellen. *Nach Ablauf der Frist kénnen zur Herbeifiihrung des ordnungsgeméRen Zustandes erforderliche MaR-
nahmen auf Kosten des Verpflichteten getroffen werden (Ersatzvornahme, § 30).

(4) 'Ist der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der Aufenthalt bzw. die Existenz des sonst Verpflichteten
nicht bekannt, ergeht eine befristete 6ffentliche Aufforderung. *°Nach Ablauf dieser Frist ist die Friedhofsver-
waltung berechtigt, die Grabstétte in einen ordnungsgemalen Zustand zu versetzen oder abzurdumen und ein-

zuebnen.
/ § 16 ist neu. Vergleichbare Regelungen enthielt
die FrS 1982 nicht.
§ 16 Gartnerische Gestaltung der Graberf

(1) 'Soweit die Grabstatten nach dieser Satzung zur Bepflanzung vorgesehen sind, diirfen dafiir nur geeignete
Gewachse verwendet werden, welche die benachbarten Graber und Anpflanzungen nicht beeintrachtigen. “Die
Hohe und Form der Grabhiigel und die Art ihrer Gestaltung sind dem Gesamtbild des Friedhofs, dem besonderen
Charakter des Friedhofsteils und der unmittelbaren Umgebung anzupassen.

(2) *Anpflanzungen aller Art neben den Grabern werden ausschlieBlich von der Stadt ausgefiihrt. 2In besonderen
Fallen kdnnen Ausnahmen von der Stadt zugelassen werden, wenn benachbarte Gréaber nicht beeintrachtigt
werden.

(3) 'Das Anpflanzen hochgewachsener Gehélze (Zwergstraucher, strauch- oder baumartige Pflanzen, Baume) auf
den Grabern bedarf der Erlaubnis der Stadt.

(4) 'Alle gepflanzten Gehdlze gehen entschadigungslos in die Verfiigungsbefugnis der Stadt tiber, wenn sie vom
Nutzungsberechtigten nach Ablauf der Ruhefrist oder des Nutzungsrechts nicht abgeraumt worden sind. 2Der

I Das Satzungsmuster trifft in Abs. 2 eine Regelung flr den in der Praxis nicht seltenen Fall, dass der Grabnutzungsberechtigte verstirbt, ohne eine
letztwillige, rechtsgiltige Verfligung zugunsten einer natiirlichen Person hinterlassen zu haben, auf wen das Grabnutzungsrecht nach seinem Tod
umgeschrieben werden soll. Die Reihenfolge der Berechtigten wird durch einfachen Verweis auf § 1 Abs. 1 Ziffer 1 BestV festgelegt. Allerdings kann
der Satzungsgeber auch in der Satzung selbst die Reihenfolge festlegen, was im Satzungsentwurf umgesetzt wurde. Zu Abs. 2 S. 3-5 gibt es die nach-
stehende Alternative.

Altern. zu Abs. 2 S.3-5:

Stirbt der Nutzungsberechtigte ohne eine Verfiigung hinterlassen zu haben, so kann das Nutzungsrecht auf Antrag auf die in § 1 Abs. 1 Ziff. 1 BestV
genannten bestattungspflichtigen Personen tbertragen werden. Eingetragene Lebenspartner sind den Ehegatten gleichgestellt. Innerhalb der Rei-
henfolge des 8 1 Abs. 1 Ziff. 1 BestV hat die &ltere Person Vorrecht vor der jingeren.

I Diese Vorschrift ist n. § 32 Buchst. d) mit Bugeld bewehrt.
I Diese Vorschrift ist n. § 32 Buchst. d) mit Bugeld bewehrt.
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Schnitt und die Beseitigung zu stark wachsender oder absterbender Bd&ume und Strucher kann angeordnet wer-
den. Wird die notwendige MaBnahme nicht innerhalb der hierfiir dem Nutzungsberechtigten gesetzten Frist
durchgefihrt, so werden die Arbeiten von der Friedhofsverwaltung auf seine Kosten durchgefiihrt (Ersatzvor-
nahme, § 30).

(5) "Verwelkte Blumen und verdorrte Kranze sind von den Grabstétten zu entfernen und an den dafir vorgese-

henen Pl4tzen abzulegen. %
P

§ 17 Erlaubnisvorbehalt fir Grabmale und bauliche Anlagen®f§

(1) 'Die Errichtung von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen oder deren Anderung bedarf — unbeschadet
sonstiger Vorschriften — der Erlaubnisf§ der Stadt. “Die Stadt ist berechtigt, soweit das zur Wahrung der Rechte
anderer notwendig ist und der Friedhofszweck es erfordert, Anordnungenfl] zu treffen, die sich auf Einfriedungen,
Einfassungen und sonstige bauliche Anlagen beziehen.

(2) 'Die Erlaubnis ist rechtzeitig vor Anfertigung oder Veranderung des Grabmales oder der baulichen Anlage bei

der Stadt durch den Grabnutzungsberechtigten zu beantragen, wobei die MalRe des § 12 zugrunde zu legen sind.

'Dem Antrag ist zweifach beizufiigen:

a) der Grabmalentwurf bzw. der Entwurf der baulichen Anlage mit Grundriss und Seitenansicht im Mal3stab 1:10
unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der Anordnung.

b) Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und der Symbole im Malf3stab 1:1 unter Angabe des Materials, seiner
Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der Anordnung.

(3) 'Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn die Anlage nicht den Vorschriften der §§ 18, 19 und 19a dieser

Satzung entspricht. 2Widerspricht die Anlage den Vorschriften des § 19a, ist sie zu versagen.

(4) *Ohne Erlaubnis aufgestellte Grabmale kdnnen auf Kosten des Nutzungsberechtigten von der Stadt entfernt

werden, wenn sie den sicherheitsrechtlichen Anforderungen nicht geniigen, den gestalterischen Merkmalen der

88 18 und 19 widersprechen oder unter Missachtung von 8§ 19a mit Kinderarbeit hergestellt wurden (Ersatzvor-

nahme § 30).

(5) 'Die nicht erlaubnispflichtigen provisorischen Grabmale sind nur als naturlasierte Holztafeln oder -kreuze
zulassig und durfen nicht langer als 1 Jahr® nach der Beisetzung verwendet werden.

/
§ 18 GroRe von Grabmalenf

(1) 'Die Grabmale diirfen folgende MaRe nicht iiberschreiten:

Grabarten Lange Breite Hohe
a) Einzelgrabstatten (Reihenerdgrab):  stehend - 0,85 m 1,05m
b) Doppelgrabstatten (Familienerdgrab): stehend - 1,70m 1,30 m
¢) Kindergrabstatten (Kindererdgrab):  stehend - 0,45m 0,70 m
d) Urnengrabstatten (Urnenerdgrab):  liegend 0,80 m 0,60 m -

(2) 'Eine Uberschreitung ist im Einzelfall zulassig, sofern sie mit den Bestimmungen des § 19 dieser Satzung und
dem Friedhofszweck vereinbar ist und die Stadt die Erlaubnis [erteilt.
/ Die Abs. 2 u. 3 wurden aus § 16 Abs. 5, 7
u. 8 der FrS 1982 ibernommen.

Weitere Gestaltungsvorschriften ggf. auch eine weitere Satzungsregelung tber Abteilungen mit besonderen Gestaltungsvorschriften sind aufzuneh-
men, wenn das Bedrfnis vor Ort besteht.

Da von Grabmahlen und sonstigen baulichen Anlagen Gefahren fur die Allgemeinheit ausgehen kdnnen, ist die Stadt im Rahmen ihrer VVerkehrssi-
cherungspflicht berechtigt, deren Errichtung von einer Erlaubnis abhéngig zu machen.

Diese Vorschrift ist n. § 32 Buchst. d) mit Bugeld bewehrt.
Diese Vorschrift ist n. 8 32 Buchst. ¢) mit BuRgeld bewehrt.
Diese Vorschrift ist n. § 32 Buchst. f) mit BuRgeld bewehrt.

% S R =

z. B. zwei Jahre.
Diese Vorschrift ist n. § 32 Buchst. d) mit Bugeld bewehrt.
Diese Vorschrift ist n. § 32 Buchst. ¢) mit BuBRgeld bewehrt.
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§ 19 Grabgestaltung®[§

(1) ‘Grabmale und sonstige bauliche Anlagen miissen dem Friedhofszweck entsprechen; sie milssen so gestaltet
sein, dass die Wirde des Friedhofs als Ruhestatte der Verstorbenen gewahrt ist.*

(2) *Firmenbezeichnungen diirfen nur in unauffalliger Weise, méglichst seitlich an den Grabdenkmalern ange-
bracht werden.

(3) 'Firr die Urnenwandkammern sind nur die von der Stadt beschafften Abdeckplatten zugelassen. Montage und
Beschriftung sind vom Nutzungsberechtigten auf eigene Kosten nach den Vorgaben der Friedhofsverwaltung
fachgerecht von einem Steinmetzbetrieb vornehmen zu lassen. *Die Beschriftung bedarf der Genehmigungl] der
Friedhofsverwaltung. *Die Abdeckplatten verbleiben im Eigentum der Stadt. *Sie werden auf Wunsch den Nut-
zungsberechtigten nach Ablauf der Nutzungsdauer ausgehandigt. “An der Urnenwand diirfen die Nutzungsbe-
rechtigten keine Pflanzen, Blumen oder sonstigen Grabschmuck (einschlieRlich Kerzen) anbringen. *Kerzen
kénnen auf den von der Friedhofsverwaltung bereitgestellten Kerzenhaltern abgestellt werden; fiir Blumen steht
die Pflanzflache vor der Urnenwand zur Verfligung.

(4) *Urnenerdgraber werden mit einer Steinplatte der GréRe 0,60 m x 0,80 m abgedeckt. “Die Graboberflache des
Urnenerdgrabes wird durch den Nutzungsberechtigten gestaltet und gepflegt. *Grabsteine oder sonstige Aus-
stattungen durfen auf dem Urnenerdgrab nicht angebracht werden.

(5) *Anonyme Urnenerdgraber werden durch die Stadt gestaltet und gepflegt. “Grabsteine oder sonstige Aus-

stattungen dirfen auf dem anonymen Urnenerdgrab nicht angebracht werden.
§ 19a entspricht § 19a FrS 1982. Satz 2
wurde auf Grund der geénderten
Rechtsprechung erganzt.

§ 19a Mit Kinderarbeit hergestellte Grabdenkmalerffj
1Grabmale_,_ die nicht nachweislich in der gesamten Wertschopfungskette ohne ausbeuterische Kinderarbeit im
Sinne des Ubereinkommens uber das Verbot und unverzugliche Malinahmen zur Beseitigung der schlimmsten
Formen der Kinderarbeit der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO-Konvention 182), in Kraft getreten am
19.11.2000, hergestellt wurden, diirfen nicht aufgestellt werden. >Als Nachweis geniigt das Xertifix- oder das

§ 20 Griindung, Erhaltung und Entfernung von Grabmalenf§

(1) Jedes Grabmal muss seiner GréRe entsprechend dauerhaft und standsicher gegriindet werden. “Die Funda-
mente sind nach den neuesten Bestimmungen und den anerkannten Regeln der Baukunst durch fachkundige
Firmen zu setzen. *Die Urnenerdgraber sind mit Streifenfundamenten ausgestattet. “MaRgeblich fiir die bei der
Errichtung der Grabmale geltenden anerkannten Regeln der Baukunst ist die TA-Grabmal in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung.®

(2) 'Der Grabnutzungsberechtigte hat das Grabmal in einem ordnungsgemaRen, sicheren Zustand zu erhalten*.
“Er ist fur Schaden verantwortlich, die insbesondere durch Umfallen des Grabmales oder Abstiirzen von Teilen
desselben verursacht werden. 3Grabmiler, die sich nicht in einem ordnungsgemalien Zustand befinden, kénnen
nach voran gegangener Aufforderung auf Kosten des Nutzungsberechtigten oder der in § 14 Abs. 2 genannten
Personen entfernt werden, wenn er sich weigert, die Wiederherstellung vorzunehmen oder innerhalb der gesetzten
Frist durchzufiihren (Ersatzvornahme, § 30).

(3) 'Der Nutzungsberechtigte und die in seinem Auftrag handelnden Personen haften fiir jede durch die Errichtung
von Grabmélern und baulichen Anlagen entstehenden Beschadigungen der Grab- und Friedhofsanlagen.

37 \Werden detailliertere Gestaltungsvorschriften zuléssigerweise fir notwendig erachtet (z.B. Verbot von Grabplatten, liegenden Steinen, Bildern oder

bestimmten Materialien usw.), muss es in der Stadt auch Friedhofe oder Friedhofsbereiche ohne besondere Gestaltungsvorschriften geben
(BVerwG-Urt. vom 20.11.2007).

I Diese Vorschrift ist n. 8 32 Buchst. d) mit BuRgeld bewehrt.

Weitere Gestaltungsvorschriften ggf. auch eine weitere Satzungsregelung tiber Abteilungen mit besonderen Gestaltungsvorschriften sind aufzuneh-
men, wenn das Bedurfnis vor Ort besteht.

Diese Vorschrift ist n. § 32 Buchst. ¢) mit BuBgeld bewehrt.
§ 19a ist in § 32 Buchst. b) FrS mit einem BuRRgeld bewehrt.
Diese Vorschrift ist n. 8 32 Buchst. d) mit BuRgeld bewehrt.
bzw. die Richtlinie des BIV.

SN R s

4 Der Nutzungsberechtigte ist flr die Standsicherheit des Grabmals verantwortlich. Zwar muss die Stadt im Rahmen ihrer VVerkehrssicherungspflicht

einmal jahrlich nach Ende der Frostperiode eine Standsicherheitsprifung durch, deren Ergebnisse protokolliert werden. Aber zur Befestigung lockerer
Grabmale sind unter Fristsetzung die Nutzungsberechtigten schriftlich aufzufordern, die hierzu verpflichtet sind.
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(4) 'Grabmaler und bauliche Anlagen (§ 17 und § 18) diirfen vor Ablauf der Ruhefrist oder des Nutzungsrechts
nur mit vorheriger Erlaubnisf§ der Stadt entfernt werden.

(5) *Nach Ablauf der Ruhezeit und des Nutzungsrechts sind die Grabméler nach einer entsprechenden Auffor-
derung der Stadt durch den vorher Nutzungsberechtigten oder nach § 14 Abs. 2 Pflichtigen innerhalb von
3 Monaten zu entfernen. “Die Grabstatten sind einzuebnen.

(6) 'Kiinstlerisch oder geschichtlich wertvolle Grabméler und bauliche Anlagen oder solche, die als besondere
Eigenart des Friedhofes aus frilheren Zeiten gelten, unterstehen dem besonderen Schutz der Stadt. “Die Entfer-
nung oder Anderung solcher Anlagen auch nach Ablauf der Ruhefrist und des Grabnutzungsrechts bedarf der
besonderen Erlaubnis der Stadt.

V.
Bestattungsvorschriften

/
8 20 FrS 1982.
§ 21 Leichenhaus

(1) 'Das Leichenhaus dient der Aufbewahrung der Leichen, bis sie bestattet oder iiberfiihrt werden und zur
Aufbewahrung von Aschenresten feuerbestatteter Verstorbener bis zur Beisetzung im Friedhof. °Es darf nur mit
Erlaubnisfl§ der Friedhofsverwaltung betreten werden.*’

(2) 'Die Verstorbenen werden im Leichenhaus aufgebahrt. “Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonsti-
gen Bedenken bestehen, kénnen die Hinterbliebenen die Verstorbenen wahrend der festgesetzten Zeiten sehen.
’Die Bestattungspflichtigen (§ 6 BestV) entscheiden, ob die Aufbahrung im offenen oder geschlossenen Sarg
erfolgt. “Wird dariiber keine Bestimmung getroffen, bleibt der Sarg geschlossen. ®Dies gilt auch bei entspre-
chender Anordnung des Amts- oder Leichenschauarztes. *Leichen von Personen, die bei Eintritt des Todes an
einer Ubertragbaren Krankheit im Sinne des Bundesseuchengesetzes erkrankt waren, werden in einem geson-
derten Raum untergebracht. *Der Zutritt zu diesem Raum und die Besichtigung der Leichen bediirfen der vorhe-
rigen Erlaubnisf] des Amtsarztes.

(3) ‘Fir die Beschaffung von Sérgen, Sargausstattungen und fiir die Bekleidung von Leichen gelten die Vor-

schriften des § 30 BestV. /
§ 21 FrS 1982.

§ 22 Leichenhausbenutzungszwang“’f§

(1) “Jede Leiche ist spatestens 24 Stunden vor der Bestattung in das stadtische Leichenhaus zu verbringen.

(2) 'Dies gilt nicht, wenn

a) der Tod in einer Anstalt (z. B. Krankenhaus, Klinik, Alten- bzw. Pflegeheim u. a.) eingetreten ist und dort ein
geeigneter Raum fiir die Aufbewahrung der Leiche vorhanden ist,

b) die Leiche zum Zwecke der Uberfilhrung an einen auswértigen Bestattungsort zur friiheren Einsargung frei-
gegeben und innerhalb einer Frist von 24 Stunden Uberfihrt wird,

c) die Leiche in einem privaten Krematorium verbrannt werden soll und sicher gestellt ist, dass die VVorausset-
zungen des § 17 BestV vom Tréger der Bestattungsanlage gepruft werden.

...
§ 23 Leichentransport®

'Zur Befdrderung von Leichen im Stadtgebiet sind Leichenwagen zu benutzen. *Die Beforderung der Leichen hat
durch ein geeignetes Bestattungsunternehmen zu erfolgen.

I Diese Vorschrift ist n. § 32 Buchst. ¢) mit BuBRgeld bewehrt.
I Diese Vorschrift ist n. 8 32 Buchst. ¢) mit BuRgeld bewehrt.
Falls Besuchergédnge und Verabschiedungsrdume vorhanden sind, ist hierfir eine Ausnahme vom generellen Zutrittsverbot vorzusehen.
I Diese Vorschrift ist n. 8 32 Buchst. ¢) mit BuRgeld bewehrt.

Die Rechtsprechung hat anerkannt, dass die Stadt fiir Leichen einen Leichenhausbenutzungszwang flr den Zeitraum von bis zu 24h vor der Bestattung
anordnen kann, da die Stadt gem. Art. 14 Abs. 1 BestG fiir die Uberwachung der ordnungsgeméafRen Vollzuges des Bestattungsrechts zustandig ist. Da
dies bei Feuerbestattungen anderweitig sichergestellt ist, darf die Stadt fir Aschenreste (Urnen) die Benutzung des Leichenhauses nicht anordnen.

I § 22 ist in § 32 Buchst. a) FrS mit einem BuRgeld bewehrt.

Diese Regelung hat rein deklaratorische Bedeutung, denn der Transport von Leichen im StraBenverkehr wird abschliefend durch § 13 BestV geregelt.
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§ 24 ist neu.

§ 24 Leichenversorgung
'Das Reinigen—Ankleidenund-Einsargen der Leichen hat durch ein geeignetes Bestattungsunternehmen zu er-

f0|gen- § 25 ist ,,neu” (vgl. auch § 23 FrS 1982). Er ist von zentraler Bedeutung, weil ohne
ihn die genannten Leistungen jeder Nutzungsberechtigte selbst beauftragen kénnte.

§ 25 Benutzungszwang fiir das Friedhofs- und Bestattungspersonalf§

(1) 'Die im unmittelbaren Zusammenhang mit der Bestattung stehenden Verrichtungen auf dem stadtischen
Friedhof werden von der Stadt hoheitlich, d.h. mit Benutzungszwang ausgefihrt, insbesondere

a) das Ausheben und Verfullen des Grabes,
b) das Versenken des Sarges und die Beisetzung von Urnen,

c) die Uberfiihrung des Sarges/der Urne von der Aussegnungshalle zur Grabstatte einschlieRlich der Stellung der
Trager,

d) die Ausgrabung und Umbettung (Exhumierung von Leichen und Gebeinen sowie Urnen) einschlieBlich
notwendiger Umsargungen,

e) das Ausschmicken des Aufbahrungsraums und der Aussegnungshalle (Grundausstattung mit Trauer-
schmuck).

'Die Stadt kann mit der Durchfiihrung der hoheitlichen Téatigkeiten ein Bestattungsunternehmen als Erfiillungs-
gehilfen beauftragen.>®

(2) *Auf Antrag kann die Stadt von der Inanspruchnahme des Tragerpersonals nach Abs. 1c) und der Aus-

schmiickung nach Abs. 1e) befreien.
-
§ 26 Bestattung™

'Bestattungen im Sinne dieser Satzung sind die Erdbestattung von Leichen oder Leichenteilen sowie die Bei-
setzung von Aschenurnen unter der Erde bzw. in Urnenfachern. “Die Bestattung ist durchgefiihrt, wenn das Grab

eingefillt oder das Urnenfach geschlossen ist.
8 27 Anzeigepflicht und Bestattungszeitpunkt

(1) 'Bestattungen sind unverziiglich nach Eintritt des Todes der Stadt anzuzeigenfj; die erforderlichen Unterlagen
sind vorzulegen.

(2) 'Den Zeitpunkt der Bestattung setzt die Stadt im Benehmen mit den Hinterbliebenen, dem Bestattungsun-

ternehmen und ggf. mit dem zustandigen Pfarramt fest.
_—
veranderten Gegebenheiten angepasst.
§ 28 Ruhefristen®
(1) 'Die wiederbelegungsfreien Ruhefristen betragen fir die jeweilige Grab- und Bestattungsart:

I § 25 ist in § 32 Buchst. a) FrS mit einem BuRgeld bewehrt.

2 Soweit die genannten Téatigkeiten hoheitlich mit Benutzungszwang ausgefiihrt werden, ist in der Gebiihrensatzung ein entsprechender Gebuhren-

tatbestand vorzusehen. Wird die Ausfiihrung bestimmter Arbeiten ,,frei gegeben®, so diirfen diese hier nicht mehr aufgezéhlt und auch keine Gebuhr
in der GS/FrS hierfir festgesetzt werden. Um zu gewahrleisten, dass nur geeignete Bestatter die Ausfiihrung der Arbeiten wie Ausheben und Verfiillen
des Grabes auf dem Friedhof vornehmen durfen, sollte speziell fur die Bestatter dann das Zulassungsverfahren in 8 8 FrS beibehalten und ein Gebiih-
rentatbestand in die GS/FrS aufgenommen werden.

Die Stadt entscheidet hier, ob und welche Téatigkeiten auf dem Friedhof sie als hoheitliche Tatigkeiten sich selbst vorbehalt. Fir die in Abs. 1 auf-
geflihrten Tatigkeiten, welche in unmittelbarem Zusammenhang mit der Bestattung stehen, darf nach herrschender Auffassung ein Benut-
zungszwang angeordnet werden, was die Stadt in Abs. 1 umgesetzt hat. Insoweit ist in der GS/FrS zwingend ein entsprechender Gebihrentatbe-
stand vorzusehen (vgl. § 6 GS/FrS ,,Bestattungsgebtihren®).

Sollen abweichend davon bestimmte Arbeiten ,,freigegeben werden, dirrfen diese Arbeiten in Abs. 1 nicht aufgezahlt und daftr auch keine Geblhren
festgesetzt werden. Insoweit wird auch empfohlen, in 8 8 FrS das Zulassungsverfahren einzufiihren, um zu gewéhrleisten, dass nur geeignete Bestatter
die Ausfiihrung der ,.freigegebenen® Arbeiten Gbernehmen. Die Verwaltung empfiehlt, keine der in § 25 Abs. 1 S. 1 genannten Arbeiten ,,freizu-
geben*. In Abs. 2 sind zudem praktikable Ausnahmen von dieser Regel zugelassen.

% Hier wird der Zeitpunkt definiert, an dem die Bestattung abgeschlossen ist (und die Ruhefrist beginnt). Der Beginn der Ruhefrist istin § 28 Abs. 1 S. 2

FrS geregelt.

I Diese Vorschrift ist n. 8 32 Buchst. g) mit BuRgeld bewehrt.

% Unter Ruhefrist versteht man den Zeitraum, innerhalb dessen ein Grab(platz) nicht erneut belegt werden darf. Sie dient einem 2-fachen Zweck:

a) Sie soll zum einen eine ausreichende Verwesung der Leiche gewahrleisten.

b) Sie soll den Bedrfnissen fiir eine angemessene Totenehrung und Totenruhe Rechnung tragen.

Die Ruhefristen sind gesetzlich nicht geregelt. Die bisherigen Ruhefristen haben sich bewahrt und wurden Gibernommen. Sie wurden fiir die Erdgraber
um die Ruhefristen fur die Urnenbestattungen ergéanzt.
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Grabarten Sargbestattungen Urnenbestattungen
a) Einzelgrabstatten (Reihenerdgrab) 30 Jahre 15 Jahre
b) Doppelgrabstatten (Familienerdgrab) 30 Jahre 15 Jahre
¢) Kindergrabstétten (Kindererdgrab) 15 Jahre 15 Jahre
d) Urnengrabstatten (Urnenerdgrab) - 15 Jahre
e) Urnengrabstétten (Urnenerdgrab) anonym - 15 Jahre
f) Urnengrabfacher (Urnenwand) - 15 Jahre
g) Urnengrabfacher (Kolumbarium St.-Martinskapelle) - 15 Jahre

'Die Ruhefrist beginnt am Tag der Bestattung.
(2) *Fur die Dauer der Ruhefrist einer Urnenbestattung in Erdgrabern diirfen Leichenbestattungen erfolgen. 2Fiir

Doppelgrabstatten gilt dies fir die jeweilige Grabstatte.
_—

§ 29 Exhumierung und Umbettung®’

(1) 'Die Exhumierung und Umbettung von Leichen und Urnen bedarf unbeschadet sonstiger gesetzlicher Vor-
schriften der vorherigen Erlaubnisfl§ der Stadt.

(2) *Soweit Exhumierungen von Leichen nicht vom Gericht oder einer Behérde angeordnet werden, sollen sie nur
in den Monaten Oktober bis Mdrz und zwar aullerhalb der Besuchszeiten erfolgen.

(3) 'Zur Exhumierung und Umbettung bedarf es eines Antrages des Grabnutzungsberechtigten.
(4) *Angehérige und Zuschauer diirfen der Exhumierung bzw. Umbettung nicht beiwohnen.>®
(5) 'Im Ubrigen gilt § 21 BestV.

V.
Schlussbestimmungen

§ 30 Ersatzvornahme

"Werden die in dieser Satzung festgelegten Handlungspflichten nicht rechtzeitig erfullt, kann die Stadt die
Handlung auf Kosten des Pflichtigen vornehmen oder vornehmen lassen. ?Die Ersatzvornahme ist vorher
schriftlich anzukiindigen. *Dabei ist eine angemessene Frist zu setzen. “Einer vorherigen Androhung und einer
Fristsetzung bedarf es nicht, wenn der Pflichtige nicht erreichbar ist und die Ersatzvornahme zur Abwehr einer

drohenden Gefahr notwendig ist.
8§ 31 Haftungsausschluss

'Die Stadt Gibernimmit fiir die Beschadigungen, die durch nicht satzungsgeméaRe Benutzung der Friedhofsanlagen
entstehen, und flr Schaden, die durch Beauftragte dritter Personen verursacht werden, keine Haftung.

§ 32 entspricht im Wesentlichen § 35 FrS 1982. Er ist um zusétzliche

Tatbesténde erweitert. Die im Einzelnen bewehrten Tatbesténde sind mit roten

§ 32 Zuwiderhandl ungen FuRnoten markiert. Der Rahmen der GeldbuRen wird erstmals fixiert.

'Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO i. V. mit § 17 OWiG kann mit GeldbuRe von mindestens 5,00 Euro und héchstens
1000,00 Euro belegt werden wer:

a) den Vorschriften Gber den Benutzungszwang zuwiderhandelt,

" Grundsatzlich ist einer Exhumierung bzw. Umbettung seitens der Stadt aus Pietatsgriinden nur aus ganz besonderem Grund zuzustimmen. Dies kann z.B.
dann der Fall sein, wenn das Verfligungsrecht nicht im Sinne des Verstorbenen ausgetibt wurde.

I Diese Vorschrift ist n. § 32 Buchst. ¢) mit BuRgeld bewehrt.

B Abs. 4 ist nicht zwingend und kann auch entfallen.
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b) den Vorschriften des § 19a zuwiderhandelt,

c) die erforderliche Erlaubnis und Genehmigung der Stadt nicht einholt oder gegen diese verstoft,

d) die erstmalige Anlage, Pflege und Instandhaltung der Grabstatten nach den 88 15 bis 20 nicht satzungsgemaR
vornimmt,

e) sich entgegen den Bestimmungen dieser Satzung nicht ruhig und der Wiirde des Ortes entsprechend verhilt,

f) die in dieser Satzung festgelegten Verbote und Gebote sowie die Anordnungen der Friedhofsverwaltung
missachtet,

g) seine Anzeigepflichten verletzt.

§ 33 Inkrafttreten

(1)__1Diese Satzung tritt am 01.05.2014 in Kraft. “Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung vom 29.01.1982 i.d.F. der
3. Anderungssatzung vom 13.06.2013 aufRer Kraft.

(2) *Abweichend von Abs. 1 treten alle Regelungen dieser Satzung, die die Grabart ,,Urnengrabstatten (Urnen-
erdgrab)* betreffen, riickwirkend zum 01.06.2011 in Kraft.®

Woérth a. Main, den 03.04.2014

Erwin Dotzel, 1. Blrgermeister

80 Aps. 2ist notwendig, damit fiir die rlickwirkende Erhebung von Grabplatzgebtihren fur die Urnenerdgréber, die seit dem 01.06.2011 belegt werden,

aber noch nicht abgerechnet sind, die erforderliche Rechtsgrundlage geschaffen wird.
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Satzung®
Uber die Erhebung von Gebuhren fur

die Benutzung des Friedhofs und der Bestattungseinrichtungen
der Stadt Worth a. Main

(Gebuihrensatzung zur Friedhofssatzung - GS/FrS 2014 -)

vom 02. April 2014

Aufgrund von Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes und Art. 20 des Kostengesetzes erléasst die Stadt
Wérth a. Main, nachfolgend Stadt genannt, folgende Satzung:?
8 1 Gebuhrenpflicht und Gebilhrenarten

(1) 'Die Stadt erhebt fiir die Inanspruchnahme ihrer Bestattungseinrichtungen sowie fir damit in Zusammenhang
stehende Amtshandlungen Gebiihren.

(2) *Als Gebiihren werden erhoben:
a) Grabnutzungsgebdiihren (8§ 4)
b) Gebdaudenutzungsgebiihren (8 5)
c) Bestattungsgebiihren (8 6) und

d) Verwaltungsgebihren (8§ 7). /

§ 2 Gebuhrenschuldner

(1) *Gebiihrenschuldner ist,

a) wer zur Tragung der Bestattungskosten gesetzlich verpflichtet ist,

b) wer den Antrag auf Benutzung der Bestattungseinrichtung gestellt hat,

¢) wer das Nutzungsrecht an einer Grabstétte erwirbt,

d) wer den Auftrag zu einer Leistung erteilt hat,

e) wer ohne Antrag, Auftrag bzw. Erlaubnis eine Bestattungsleistung in Anspruch genommen hat.
(2) *Mehrere Gebiihrenschuldner sind Gesamtschuldner.

(3) 'Bei Verlangerung des Grabnutzungsrechtes sind die Grabnutzungsgebiihren vom Grabnutzungsberechtigten
zu tragen.

(4) 'sind Angehérige eines Verstorbenen nicht vorhanden, so haftet derw
GS/FrS 2004.

§ 3 Entstehen und Félligkeit der Friedhofsgebiihren®
(1) 'Die einmaligen Grabnutzungsgebiihren (§ 4 Abs. 2) entstehen mit der Zuteilung oder der Verlangerung des
Nutzungsrechts eines Grabs, und zwar

a) bei der erstmaligen Zuteilung des Nutzungsrechts fiir die Dauer des Nutzungsrechts nach § 13 Abs. 1
i.V.m. § 28 FS,

b) bei der Verldngerung des Nutzungsrechts nach Ablauf der Ruhefrist fir den Zeitraum der Verléngerung,

Diese Friedhofsgebihrensatzung stellt ein nicht-amtliches Muster von Thimet dar. Es wird vom Bayerischen Gemeindetag als zeitgeméRe
Grundlage fur die Erarbeitung einer ortlichen Friedhofsgebiihrensatzung empfohlen. Die Festsetzungen kniipfen an die Festsetzungen der Friedhofs-
satzung von Drescher an.

Dieses Satzungsmuster will méglichst nah an den Mindestbestandteilen einer Friedhofsgebiihrensatzung bleiben. Eine Ergénzung bzw. Anpassung an
oOrtliche Besonderheiten ist im Rahmen der kommunalen Satzungshoheit moglich und notwendig.

Jede Geblihrensatzung muss Regelungen uber das Entstehen der Gebiihren enthalten, weil diese Regelungen unabdingbare Voraussetzung fiir die
Verjahrungsvorschriften sind. Die Vorschriften regeln, zu welchem Zeitpunkt und in welchem Umfang die Gebilhren entstehen.

Seite 1 von 5


heinz.firmbach
Textfeld
Anlage zu TOP. 2.2.ö


Anlage zu TOP. 2.2.0

5. Entwurf (28.02.2014)

__ = klérungsbediirftig roter Satzungstext = Anderungen zum 4. Entwurf
blaue FuBnoten = weitere Erlduterungen gegeniiber der Mu-Satzung

c) bei Bestattung einer Leiche oder Beisetzung einer Urne in einem Grab, fur das die Nutzungszeit noch nicht
abgelaufen ist, fur die Zeit vom Ablauf des bisherigen Nutzungsrechts bis zum Ablauf der neuen Ruhefrist.
(2) 'Die laufenden Grabnutzungsgebiihren (§ 4 Abs. 3) entstehen jahrlich an dem Tag des Jahres, der der Ver-
leihung des Grabnutzungsrechts entspricht.
(3) 'Die Geb4udenutzungsgebiihren (§ 5), die Bestattungsgebiihren (§ 6) und die Verwaltungsgebiihren (§ 7)
entstehen mit der Inanspruchnahme der gebuhrenpflichtigen Leistung.

(4) 'Die Gebiihren sind einen Monat nach Zugang des Gebiihrenbescheides bzw. zu den im Gebiihrenbescheid
angegebenen Zeitpunkten zur Zahlung fallig.
§ 4 entspricht im Wesentlichen § 3 GS/FrS
/ 2004. Die Gebiihren sind insgesamt transpa-
renter dargestellt. Die Sétze entsprechen dem

§ 4 Grabnutzungsgebihren®

(1) 'Die Stadt erhebt zur Deckung der fir die Grabplatze ansatzfahigen Kosten nebeneinander einmalige und
laufende Grabnutzungsgebiihren. *Die einmaligen Grabnutzungsgebiihren decken die ansatzfahigen Fixkos-
ten, die laufenden Grabnutzungsgebiihren die ansatzfahigen variablen Kosten.

(2) 'Die einmaligen Grabnutzungsgebiihren sind Vorweggebiihren. *Sie werden fiir alle Jahre, fiir die Rechte an
Grabstatten nach § 13 FrS erworben wurden, zusammengefasst vorweg veranlagt. *lhre Hohe bestimmt sich
insgesamt nach der GS-FrS, die im Zeitpunkt ihres Entstehens gilltig ist. *Mit ihrer Festsetzung und Bezahlung
sind sie insgesamt abgegolten.

(3) 'Die laufenden Grabnutzungsgebiihren sind Jahresgebiihren. “Sie werden fiir alle Jahre, fir die Rechte an

Grabstatten nach § 13 FrS erworben wurden, jahrlich veranlagt. *lhre Héhe bestimmt sich jeweils nach der
GS-FrS, die im Zeitpunkt ihres Entstehens giltig ist. “Mit ihrer Festsetzung und Bezahlung sind sie fir das
jeweilige Jahr abgegolten.
“Die laufenden Grabplatzgebiihren werden entweder zusammengefasst mit den tbrigen Gebiihren oder mittels
eines separaten Gebiihrenbescheids gegeniiber dem Gebiihrenschuldner festgesetzt. *Dabei kann bestimmt
werden, dass die festgesetzten laufenden Grabplatzgebiinren bis zu ihrer Anderung durch einen neuen Ge-
bihrenbescheid fortgelten.

(4) 'Die Grabnutzungsgebiihren betragen pro Jahr, fiir das Rechte an Grabstitten nach § 13 FrS erworben
wurden: °

Verwaltungsvorschlag vom 03.12.2013.

; ; i esamt/a
Grabarten Ruhefrist | einmalig/a laufend/a gacmcmicm
a) Einzelgrabstatten (Reihenerdgrab):  Sargbestattungen 30 Jahre 13,75€ 25,15€ 39,50 €
Urnenbestattungen 15 Jahre 13,75 € 25,75 € 39,50 €
b) Doppelgrabstétten (Familienerdgrab): Sargbestattungen 30 Jahre 32,50 € 60,50 € 93,00€
Urnenbestattungen 15 Jahre 32,50 € 60,50 € 93,00 €
c) Kindergrabstatten (Kindererdgrab):  Sargbestattungen 15 Jahre 525¢€ 975¢€ 15,00€
Urnenbestattungen 15 Jahre 525 € 9,75 € 15,00 €
d) Urnengrabstatten (Urnenerdgrab) 15 Jahre 825¢€ 1275¢€ 21,00€
e) Urnengrabstatten (Urnenerdgrab) anonym 15 Jahre 8.25¢€ 12,75¢ 21,00¢€
f) Urnengrabféacher (Urnenwand) 15 Jahre 114,75 € 10,75 € 125,50 €
g) Urnengrabfacher (Kolumbarium St.-Martinskapelle) 15Jahre | 139,00 € 1075€ | 14975¢
h) Ehrengrabstétten (Reihenerdgrab) 30 Jahre 95,50 € 2150€ | 117.00¢€

Die seit 2004 eingefiihrte Splittung der Grabnutzungsgebiihren in einmalige und laufende Gebiihren hat sich in der Praxis bewéhrt und wird deshalb
beibehalten. Dabei werden die Fixkosten tiber die einmaligen Gebilhren sofort eingehoben, die variablen Kosten werden jéhrlich fir die Dauer der
Nutzungsrechte eingehoben. Dies hat den Vorteil, dass steigende variable Kosten uiber entsprechende Geblihrenanpassungen nicht nur von den Er-
werbern kiinftiger Nutzungsrechte, sondern auch von den Inhabern bestehender Rechte realisiert werden kénnen, was auch die Wirtschaftlichkeit des
Friedhofs insgesamt verbessert.

Die Geblihrentabellen sind so gestaltet, dass die Gesamtkosten, die fiir jede Grabart (iber die einmalige und laufende Grabnutzungsgebuhr bezahlt
werden mussen, sowohl pro Jahr als auch Uber die gesamte Ruhefrist abgelesen werden kénnen. Das macht die Kosten der einzelnen Grabarten fir den
Burger transparenter. Die Gebuhren/a sind dabei so festgesetzt, wie sie sich aus der Kalkulation ergeben, also mit einem Deckungsgrad von
100%, abgerundet auf volle 0,25 €. Das gilt auch fiir die Gebiihren nach § 6 und 7. Die Gebdhren fiir die Dauer der Ruhefristen ergeben sich aus
der Multiplikation der Gebiihren/a mit der jeweiligen Ruhefrist. Fur die Geblihrenfestsetzung sind ausschlieRlich die einmaligen und laufenden Ge-
buihren/a malRgeblich. Die in Abs. 5 angegebenen Gebthren, die flr die Dauer der Ruhefristen insgesamt zu bezahlen sind, sind deshalb nur von in-
formativer Bedeutung und dienen inshesondere dem interkommunalen Vergleich; sie sind daher als ,,nachrichtlich“ gekennzeichnet. Gleiches gilt fiir
die in Abs. 4 in der Spalte ,,gesamt/a“ aufgeftihrten Gebuhren.
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(5) 'Die Grabnutzungsgebiihren betragen fiir die Dauer der Ruhefristen (§ 28 FrS):

i einmali laufend esamt
Grabarten Ruhefrist (nachrichtllc%) (nachrichtlich) (ngchrlchtlich)
a) Einzelgrabstatten (Reihenerdgrab):  Sargbestattungen 30 Jahre 412,50 € 772,50 € | 1.185,00 €
Urnenbestattungen 15 Jahre 206,25 € 386,25 € 592,50 €
b) Doppelgrabstatten (Familienerdgrab): Sargbestattungen 30 Jahre 975,00€ | 1.815,00€ | 2.790,00 €
Urnenbestattungen 15 Jahre 487,50 € 907,50 € | 1.395,00 €
¢) Kindergrabstétten (Kindererdgrab):  Sargbestattungen 15 Jahre 78,75€ 14625€ | 22500¢€
Urnenbestattungen 15 Jahre 78,75 € 146,25 € 225,00 €
d) Urnengrabstatten (Urnenerdgrab) 15Jahre | 12375€ | 19125€ | 31500€
e) Urnengrabstatten (Urnenerdgrab) anonym 15 Jahre 123,75 ¢ 19125€ | 31500¢€
f) Urnengrabfécher (Urnenwand) 15 Jahre 1.721,25 € 161,25 € 1.882,50 €
g) Urnengrabfacher (Kolumbarium St.-Martinskapelle) 15Jahre | 2.08500€ | 161,25€ | 2.24625¢€
h) Ehrengrabsté_tten (Reihenerdgrab) 30 Jahre 2.865,00 € 645,00 € 3.510,00 €

chen dem Verwaltungsvorschlag vom 03.12.2013.
§ 5 Gebaudegebihren
(1) 'Die Stadt erhebt zur Deckung der fiir die Gebaude ansatzfahigen Kosten einmalige Gebaudegebiihren.
(2) 'Die Gebaudegebiihren betragen

a) flr die Benutzung des Leichenhauses 282,00 €

b) fiir die Benutzung der Aussegnungshalle 133,00 €.

§ 6 entspricht den 8§ 5 u. 6 GS/FrS 2004. Die
Sétze entsprechen dem Verwaltungsvorschlag

8§ 6 Bestattu ngsgeb[jhren67 vom 03.12.2013.

(1) 'Die Stadt erhebt zur Deckung der fiir das Offnen und SchlieBen des Grabes einschlieRlich des Erdtransports
innerhalb des Friedhofs ansatzfahigen Kosten (Leistungen Grabherstellung) folgende Gebihren:

Grabarten einfachtief doppeltief

a) Einzelgrabstatten (Reihenerdgrab):  Sargbestattungen 340,00 € 454,00 €
Urnenbestattungen 92,00 € -

b) Doppelgrabstatten (Familienerdgrab): Sargbestattungen 340,00 € 454,00 €
Urnenbestattungen 92,00 € -

¢) Kindergrabstétten (Kindererdgrab):  Sargbestattungen 139,00 € -
Urnenbestattungen 92,00 € -

d) Urnengrabstétten (Urnenerdgrab) 92,00 € 92,00 €

e) Urnengrabstatten (Urnenerdgrab) anonym 92,00 € 92,00 €

f) Urnengrabféacher (Urnenwand) 92,00 € 92,00 €

g) Urnengrabfacher (Kolumbarium St.-Martinskapelle) 92,00 € 92,00 €

(2) 'Die Stadt erhebt zur Deckung der fiir alle sonstigen Arbeiten ansatzfahigen Kosten (sonstige Leistungen
Grabherstellung/Grabauflassung), wie z.B.

®  Werden die Tatigkeiten in § 6 ganz oder teilweise nicht mehr hoheitlich durchgefiihrt und sind diese deshalb in der Friedhofssatzung nicht mehr

aufgefiihrt, so empfiehlt es sich, die Zulassung der Bestatter als § 6 Abs. 6 aufzunehmen.

In § 6 werden ausschlieRlich die Gebiihren fur Leistungen geregelt, die vom Bestattungsunternehmer erbracht werden. Fir diese Leistungen wird in §
25 Abs. 1 S. 2 FrS der Benutzungszwang angeordnet. In S. 2 a.a.O. wird gleichzeitig geregelt, dass sich die Stadt firr die Erbringung der hoheitlichen
Leistungen eines Erfullungsgehilfen (Bestattungsunternehmers) bedienen darf.
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a) fur das Abrdumen der Grabstétte, das Entfernen der Grabeinfassungen, der Fundamente und der Wur-
zelstdcke,

b) fir die Ausbaggerung oder Umbettung einer Leiche, soweit dies nicht von der Stadt zu vertreten ist,
c) fur das Abrdumen von aufzulassenden Grabstétten sowie

d) fir sonstige unvorhergesehene Arbeiten,

eine Gebihr, die sich nach dem erforderlichen Zeitaufwand bemisst. Sie betréagt

pro angefangene 15 Minuten 14,00 €.

(3) 'Die Stadt erhebt zur Deckung der fir die Inanspruchnahme von Sargtragern ansatzfahigen Kosten (Leis-
tungen Sargtréager) eine Gebdhr. Sie betragt

flr vier Sargtréger 147,00 €.

(4) 'Die Stadt erhebt zur Deckung der fiir die Empfangnahme des Sarges nach der Einlieferung in das Lei-
chenhaus, fir das Aufbahren des Sarges im Aufbahrungsraum, fir das Aufstellen des Sarges in der Aus-
segnungshalle, fiir die Vorrichtung des Grabplatzes fiir die Trauerfeier, fir die Mitwirkung bei der Trauer-
feier und fir das Ausschmicken des geschlossenen Grabes mit den vorhandenen Kranz- und Blumen-
schmuck ansatzfahigen Kosten (Leistungen Bestattungsservice) folgende Gebuhren:

a) bei Sargbestattungen 134,00 €,

b) bei Urnenbestattungen 113,00 €

(5) 'Die Stadt erhebt zur Deckung der ansatzfahigen Zusatzkosten, die fir Bestattungen anfallen, deren Beginn
auRerhalb der regelméaBigen Bestattungszeiten liegt, einen Zuschlag (Zuschlagsgebiihr). ?Die Zuschlags-
gebuhr betragt

in v.H. der jeweiligen Bestattungsgebihr nach den Abs. 1 -4 10%.
’Die regelmaRigen Bestattungszeiten liegen

a) im Sommerhalbjahr (01.04.-30.09.) Montag — Freitag zwischen 08.00 u. 16.00 Uhr,

b) im Winterhalbjahr (01.10.-31.03.) Montag — Freitag zwischen 08.00 u. 15.00 Uhr.

§ 7 Verwaltungsgebiihren®

'Die Stadt erhebt zur Deckung der fir die Inanspruchnahme der Friedhofsverwaltung ansatzfahigen Kosten
folgende Verwaltungsgebiihren: °

a) fur eine Bestattung inklusive der Leistungen nach Buchst. b) und c) 203,00 €
b) flr den Erwerb eines Grabnutzungsrechtes nach § 13 FrS 20,00€
c) fir die Umschreibung des Grabnutzungsrechts nach 8§ 14 FrS 20,00€

d) fir die Erlaubnis nach § 17 Abs. 1 FrS, ein Grabmal oder eine sonstige bauliche Anlage
errichten zu dirfen 40,00 €

e) flr die Erlaubnis nach 8 20 Abs. 4 FrS, ein Grabmal oder eine sonstige bauliche Anlage
vor Ablauf der Ruhefrist entfernen zu durfen 20,00 €

f) flr die Erlaubnis nach § 29 Abs. 1, die Exhumierung und Umbettung von Leichen und
Urnen vornehmen zu ddrfen 100,00 €

8 Uber § 7 werden die wichtigsten Dienstleistungen der Friedhofsverwaltung mit Gebiihren belegt.

®  Werden die Tatigkeiten in 8 5 ganz oder teilweise nicht mehr hoheitlich durchgefiihrt und sind diese deshalb in der Friedhofssatzung nicht mehr

aufgefihrt, so empfiehlt es sich, die Zulassung der Bestatter als § 6 Abs. 6 aufzunehmen.
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5.Entwurf (28.02.2014)  [Anage 2u TOP. 2.2.0

__ = klérungsbediirftig roter Satzungstext = Anderungen zum 4. Entwurf
blaue FuBnoten = weitere Erlduterungen gegeniiber der Mu-Satzung

8 8 Inkrafttreten, Ubergangsvorschriften

(1) 'Diese Satzung trittam 01.05.2014 in Kraft. °Gleichzeitig tritt die Gebiihrensatzung zur Friedhofsatzung vom
11.11.2004 auBer Kraft.

(2) 'Abweichend von Abs. 1 treten alle Regelungen dieser Satzung, die die Grabart ,,Urnengrabstatten (Urnen-
erdgrab)* betreffen, riickwirkend zum 01.06.2011 in Kraft.*

(3) 'Fir die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bestehenden Grabnutzungsrechte gilt in Bezug auf
die Anwendung des § 4 Abs. 4 (laufenden Grabnutzungsgebiihren/a) folgende Ubergangsregelung:

a. 'Soweit die laufenden Grabnutzungsgebiihren/a noch nicht entstanden sind, kommen fiir die restliche
Nutzungsdauer die in § 4 Abs. 4 genannten Gebuhren zur Anwendung.

b. 'Abweichend von Buchst. a. gilt firr die laufenden Grabnutzungsgebiihren/a nach § 4 Abs. 4 S. 1 Buchst.
f) ,,Urnenwandgréber* folgende Regelung:
2Firr die restliche Nutzungsdauer verbleibt es bei den bisherigen laufenden Grabnutzungsgebiihren i.H.v.
49,00 €/a.*

Wérth a. Main, den 03.04.2014

Erwin Dotzel, 1. Blrgermeister

10 Aps. 2 ist notwendig, damit fiir die riickwirkende Erhebung von Grabplatzgebuhren fir die Urnenerdgréber, die seit dem 01.06.2011 belegt werden, aber
noch nicht abgerechnet sind, die erforderliche Rechtsgrundlage geschaffen wird.

1 biese Ubergangsregelung ist notwendig, weil ansonsten die Inhaber von noch laufenden Grabnutzungsrechten an Urnenwandgrébern einen sachlich nicht
gerechtfertigten und umfénglich auch nicht mehr vertretbaren Vorteil i.H.v. 38,19 €/a erfahren wiirden, obgleich die Gesamtgebuhren/a von 89,00 € auf
125,72 € ansteigen. Ursache dafiir ist der jeweilige Geblihrenstatus. Wahrend die einmaligen Geblihren/a endgiiltig abgegolten sind, also nachtraglich nicht
mehr angepasst werden kénnen, handelt es sich bei den laufenden Gebiihren/a um jahrlich neu entstehende und damit fiir die Zukunft anpassungsfahige
Gebthren/a.

Bisher betrugen die einmaligen Gebiihren 40,00 €/a und die laufenden Gebiihren 49,00 €/a, insgesamt also 89,00 €/a. Nunmehr betragen einmaligen
Geblhren 114,91 €/a und die laufenden Gebihren 10,81 €/a, insgesamt also 125,72 €/a. Durch die rein kalkulatorisch bedingte Verschiebung von Kos-
tenmassen von der laufenden zur einmaligen Gebihr sinkt die laufende Gebiihr/a um 38,19 €/a auf 10,81 €/a, wéahrend die einmalige Gebiihr/a um 74,91 €
auf 114,91 € ansteigt.

Ohne die vorgeschlagene Ubergangsregelung wiirde die Gesamtgebiihr/a nachtréglich von 89,00 €/a auf 50,81 £/a sinken, obgleich die neue Gesamtgebiihr/a
auf 125,72 €/a ansteigt. Die Inhaber von noch laufenden Grabnutzungsrechten an Urnenwandgrébern missten also — bei steigenden Gesamtgebiihren — noch
weniger Gebiihren zahlen, als sie nach der alten GS/FrS hatten zahlen miissen bzw. sollen. lhre Gesamtgebiihr/a wird mit der Ubergangsregelung auf die
Gesamtgebiihr/a ,,eingefroren®, die sie nach der alten GS/FrS hatten zahlen missen bzw. sollen.
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Anlage zu TOP. 3.3.6

Stadtkdmmerei Wérth a. Main

Erledigungsbericht
zum Uberadrtlichen Priafungsbericht 2008 - 2011

Hinweis:
Die Priifungsfeststellungen wurden in blauer Schrift zum besseren Verstandnis vom Unterzeichner ergénzt.

TZ
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zustandig

Firmbach

Prifungsfeststellung

Geplante Einfiihrung eines doppischen Rechnungswesens
(Neues Kommunales Finanzwesen - NKF -)

Nach Auskunft des Kémmerers beabsichtigt die Stadt, in den nachsten Jahren vom kameralen
Finanzwesen auf die doppelte kommunale Buchfiihrung umzustellen. Mit der Vermdgenser-
fassung und -bewertung wurde 2012 ein externer Dienstleister beauftragt. Die weiteren Um-
stellungsarbeiten sollen nach den bisherigen Planungen ebenso von einem Dienstleister ausge-
fuhrt werden. Ein konkreter Zeit- und Projektplan mit verbindlichen Terminvorgaben zur
Durchfuhrung der fiir die Umstellung erforderlichen Arbeits- und Verfahrensschritte vor Ort
lag zum Priifungszeitpunkt nicht vor.

Hierzu bemerken wir:

Mit dem zum 01.01.2007 in Kraft getretenen Gesetz zur Anderung des kommunalen Haus-
haltsrechts vom 08.12.2006 (GVBI S. 975) wurde die gesetzliche Grundlage fur die Einfuih-
rung einer doppelten kommunalen Buchfiihrung in Bayern geschaffen.

Der bayerische Gesetzgeber hat ausdriucklich von einer Verpflichtung der Kommunen zur
Umstellung auf ein doppisches Haushalts- und Rechnungswesen abgesehen und ein zunéchst
unbefristetes Wahlrecht zwischen dem bisherigen kameralen und einem doppischen System
zugelassen (vgl. Art. 61 Abs. 4 GO); die bayerischen Kommunen sind daher nicht zur Einfih-
rung der doppelten kommunalen Buchfiihrung verpflichtet.

Vielmehr wird ihnen die Méglichkeit eingerdumt, je nach den spezifischen Verhaltnissen in
der Kommune auf das neue Rechnungswesen umzustellen oder das bisherige kamerale System
beizubehalten (vgl. GK 11/2007).

Bei der doppelten kommunalen Buchfiihrung handelt es sich um ein sog. Drei-Komponenten-
System, bestehend aus der Vermégensrechnung (Bilanz), Ergebnisrechnung und Finanzrech-
nung sowie den produktorientiert gegliederten Teilhaushalten (vgl. 88 1 bis 4 KommHV-
Doppik). Daneben ist ggf. ein konsolidierter Jahresabschluss aufzustellen (vgl. Art. 102 a GO,
88 88 ff. KommHV-Doppik). Als zusétzliches Instrument der Steuerung des Verwaltungs-
handeins ist eine nach den 6rtlichen Bedurfnissen ausgestaltete Kosten- und Leistungsrech-
nung zu fithren (vgl. 8§ 14 KommHV-Doppik). Das als Vollvermégensrechnung konzipierte
neue kommunale Haushalts- und Rechnungswesen ist daher u.a. aufgrund der zusatzlichen
Komponenten wesentlich umfangreicher und arbeitsaufwendiger als das bisherige kamerale
Finanzwesen und zudem aufgrund der kommunalspezifischen Ausgestaltung auch nur einge-
schrankt mit einem klassischen kaufmannischen Rechnungswesen vergleichbar.

Die Auswirkungen dieses deutlich komplexeren Rechnungswesens in Bezug auf Sachmittel-
und Personaleinsatz sind nach unseren bisherigen Erfahrungen nicht unwesentlich. Dies be-
trifft sowohl die Neueinfiihrung (einschlieRlich Vermdgenserfassung, -bewertung und Aufstel-
lung der Eréffnungsbilanz) als auch die kiinftige laufende Buchhaltung. So sind mit der Ein-
fuhrung sowohl erhebliche Fremdkosten (u.a. neues geeignetes EDV-System, Umstellungskos-
ten, Fortbildungskosten, Beraterhonorare usw.) als auch zusétzliche Personalkosten verbunden.
Daneben wird wéahrend der Umstellungs- und Einfiihrungsphase nicht unerheblich Personal
gebunden. Zudem fallen fiir die notwendige Schulung der Mitarbeiter Kosten an.

Diese Gesichtspunkte sollte die Stadt bei ihren Uberlegungen zur Umstellung auf die doppelte
kommunale Buchflihrung bereits jetzt bertcksichtigen. Der Stadtrat sollte tiber die bei der
Umstellung anfallenden einmaligen und laufenden zusétzlichen Kosten informiert werden, um
auf Grundlage dieser Informationen eine abschlieRende Entscheidung treffen zu kénnen. Die
Stadt sollte bereits vor der Umstellung auf die doppelte Buchfiihrung prifen, inwieweit der zu-
sétzliche laufende Arbeitsaufwand vom vorhandenen Personal geleistet werden kann. Ergén-
zend weisen wir darauf hin, dass die Stadt auch bei Beauftragung eines externen Dritten fiir
séamtliche mit der Umstellung verbundenen Entscheidungen und Rechtsakte vollinhaltlich ver-
antwortlich bleibt.

Allgemeine Hinweise und Empfehlungen zur Einfihrung des doppischen Rechnungswesen
enthalt u.a. unser Geschaftsbericht 2006, S. 15 f., sowie GK 11 und 230/2007.

S.1

/i\\\s tadt ee
S Worth
~Worth

Stellungnahme

Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen und im weiteren Prozess beachtet.
Sie werden allerdings nicht (vollumféang-

Firmbach 03.03.2014
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Stadtkdmmerei Wérth a. Main

TZ

zustandig

Firmbach

Firmbach

Prifungsfeststellung

Die Voraussetzungen fur eine Kosten- und Leistungsrechnung i.S. des § 11 a KommHV-
Kameralistik waren noch zu schaffen.

Wir weisen darauf hin, dass die Kommunen nach § 1 der Verordnung zur Anderung kommu-
nalwirtschaftlicher Vorschriften vom 05.10.2007 (GVBI S. 707) seit 01.01.2007 zur Unterstut-
zung der Verwaltungssteuerung und fiir die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und Leistungs-
fahigkeit bei der Aufgabenerfillung
a.  furalle Verwaltungsbereiche eine Kosten- und Leistungsrechnung fiihren sollen,
deren Ausgestaltung nach den ortlichen Bedurfnissen durch Dienstanweisung zu
regeln ist, wobei die Kosten aus der Buchfiihrung nachprifbar herzuleiten sind (8
11 a KommHV-Kameralistik), und
b.  (ber Grundstiicke, grundstiicksgleiche Rechte und bewegliche Sachen, die nicht
kostenrechnenden Einrichtungen dienen, sowie tber sonstige vermdgenswerte
Rechte Anlagenachweise zu fulhren haben, soweit das zur Flihrung einer Kosten-
und Leistungsrechnung nach § 11 a KommHYV-Kameralistik erforderlich ist (§ 76
Abs. 4 KommHV-Kameralistik).
Das zusténdige Gremium sollte sich mit der Angelegenheit befassen. Insbesondere wéren tiber
Art und Umfang der Kosten- und Leistungsrechnung und die Herleitung der erforderlichen Da-
ten aus der kameralen Buchfiihrung Festlegungen zu treffen. Mit der Vermdgenserfassung und
—bewertung wurde bereits ein externer Dienstleister beauftragt (s. TZ 1).

Die ortliche Rechnungsprifung wurde verspatet bzw. nicht durchgefuhrt, Rechen-
schaftsberichte wurden teilweise noch nicht erstellt.

a) Die Verwaltung konnte fir den Priifungszeitraum keine Niederschriften Uber die 6rtlichen
Rechnungspriifungen vorlegen. Zum Priifungszeitpunkt fand die ortliche Priifung der Jahres-
rechnung 2008 statt.

Hierzu bemerken wir:

Die Jahresrechnung ist vom Stadtrat oder von einem Rechnungspriifungsausschuss zu prifen
(vgl. Art. 103 Abs. 1 und 2 GO). Die &rtliche Priifung ist nach Art. 103 Abs. 4 GO innerhalb
von 12 Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres durchzufiihren. Danach hat der Stadtrat-
in der Regel bis zum 30.06. des auf das Haushaltsjahr folgenden Gbernéchsten Jahres - die Jah-
resrechnung in 6ffentlicher Sitzung festzustellen und tiber die Entlastung zu beschlieRen (Art.
102 Abs. 3 GO).

Die Jahresrechnungen 2008 bis 2011 wéren umgehend zu prifen sowie die Feststellung und -
soweit keine maRgebenden Griinde dagegen sprechen - die Entlastung zu beschlielen.

b) Fir die Berichtsjahre 2009 bis 2011 lagen keine nach§ 81 Abs. 4 KommHYV-Kameralistik
vorgeschriebenen Rechenschaftsberichte vor. Diese wéren zukiinftig als Anlage zur Jahres-
rechnung zu erstellen.

Stellungnahme

Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen und im weiteren Prozess beachtet.
Die gesetzliche Verpflichtung, eine KLR einzu-
fuhren, ist der Stadtkdmmerei bekannt. Sie hat
darauf im Rahmen des angestoRRenen Umstel-
lungsprozesses auf die doppische Buchfiihrung
immer wieder hingewiesen.
Bereits lange vor ihrer Normierung hatte die
Stadtkdmmerei die Fiihrung von Anlagennach-
weisen auf den gesamten Haushalt/Aufgaben-
bereich der Stadt ausgedehnt und vom Biiro
Roder Kommunalberatung die notwendigen Da-
ten in einer externen Vermdgensrechnung erfas-
sen und fortschreiben lassen. Als Ergebnis die-
ser Vermdgensrechnung konnten die kalkulato-
rischen Kosten flir den gesamten Haus-
halt/Aufgabenbereich (und nicht nur fir die kos-
tenrechnenden Einrichtungen) der Stadt ermit-
telt und durchgebucht werden. Auferdem hat
die Stadtkd&mmerei in der Vergangenheit fur die
wichtigsten Bereiche — z.B. firr die kostenrech-
nenden Einrichtungen — Elemente der Kosten-
und Leistungsrechnung (KLR) bereits umge-
setzt, in dem die Geblhren regelmaRig uber-
pruft, kalkuliert und angepasst wurden.
Voraussetzungen einer funktionierenden KLR
sind allerdings
a.  eindurchgangiges Buchungssystem und
b.  eine doppische Vermdgenserfassung und
Vermdgenshewertung.
Punkt a. steht der Stadtkdmmerei und Stadtkasse
mit der Umstellung des Haushalts-, Kassen- und
Rechnungswesens auf das AKDB-Verfahren
OK.Fis-kameral seit 01.05.2010 zur Verflugung.
Punkt b. wird derzeit erstellt. Mit der Vermo-
genserfassung und Vermdgensbewertung wurde
am 05.07.2012 die Fa. Rodl & Partner GbR be-
auftragt. Mit einer Fertigstellung ist plangeman
bis zum 31.12.2014 zu rechnen. Danach wird
sich die Stadtkdmmerei mit der Etablierung ei-
ner KLR befassen und die notwendigen Schritte
einleiten.
Firmbach 03.03.2014

Zua)

Die ortliche Priifung der Jahresrechnungen 2008
— 2012 wurde in der Zeit vom 08.02.2011 bis
zum 10.12.2013 durchgefilhrt. Die Prufungsbe-
richte wurden der Stadtkdmmerei am
28.02.2014 uibergeben. Die Feststellung hat sich
insoweit also erledigt und wird kiinftig beachtet.
Mit Ausnahme des Jahres 2010 ergaben sich
auch Feststellungen, die von der Verwaltung
noch abgearbeitet werden missen. Ziel soll-
te/kdnnte es sein, die Erledigungsberichte dem
HFA in der Sitzung vom 09.04.2014 vorzustel-
len und vom SR in der Sitzung 23.04.2014 billi-
gen zu lassen. Damit kénnte in der gleichen Sit-
zung der ,alte” Stadtrat noch tber die Feststel-
lung und Entlastung der Jahre 2008 bis 2012 be-
schlieRen.

Zub)

Aufgaben- und arbeitsbedingt war es der Stadt-
kammerei leider seit 2009 nicht mehr méglich,
die Rechenschaftsberichte termingerecht zu er-
stellen. Die Stadtkdmmerei bittet insoweit um
Entschuldigung.

Die Rechenschaftsberichte werden von der
Stadtkdmmerei im Laufe des Jahres 2014 erstellt
und dem HFA/SR vorgelegt. Die Beanstandung
wird sich also im Laufe dieses Jahres erledigen.
Firmbach 03.03.2014
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TZ

5a)

5 b)

zustandig

Englert/Mechler

Firmbach

Firmbach

Prifungsfeststellung

Die Fortschreibung der fur die Grundsteuer maRgeblichen Einheitswerte bei Erweite-
rungsbauten wurde bislang nicht ausreichend Uberwacht.

Eine Uberpriifung der im Berichtszeitraum eingegangenen Bauantrége ergab, dass in den letz-
ten Jahren zahlreiche (groRere) An- und Umbauten an Wohngeb&uden vorgenommen wurden.
Bislang erlangte der zustandige Steuersachbearbeiter nach eigener Aussage keine Kenntnis
Uber durchgefiihrte An- und Umbauten.

Wir empfehlen, einen regelmaRigen Abgleich zwischen Bau- und Steuerverwaltung tber
durchgefiihrte Neu-, An- und Umbauten im Hinblick auf die Grundsteuerveranlagung durchzu-
fiilhren. Die Steuerverwaltung sollte dabei alle Feststellungen vormerken, die fiir die Anderung
der Einheitswerte und Steuermessbetréage von Bedeutung sind, und dem zustandigen Finanz-
amt mit der Bitte um Uberpriifung mitteilen (vgl. Abschnitt 5 Abs. 3 GrStR). Ein erster Ab-
gleich wéhrend der Prufung ergab, dass mehrere Sachverhalte dem zustédndigen Finanzamt
nicht bekannt gewesen sind.

Empfehlenswert wére u.U. die Einfiihrung eines zentralen Baueingangsbuchs, in welchem alle
geplanten Bauvorhaben gespeichert sowie deren Fertigstellungen vermerkt werden und auf
welches auch die Steuerverwaltung zugreifen kann.

Hinweise zur GeblUhrenbedarfsermittlung fir die Abwasserbeseitigungseinrichtung so-
wie fur die Wasserversorgungseinrichtung

Die Benutzungsgebiihren wurden zuletzt im November 2010 fiir den Kalkulationszeitraum
2010 bis 2013 neu kalkuliert, gleichzeitig fand eine Nachkalkulation fiir den Kalkulationszeit-
raum 2006 bis 2009 statt. Es ergaben sich ein Gebihrenbedarf von 2,02 €/m3 Wasser und von
2,73 €/m3 Abwasser. In der Sitzung des Stadtrats vom 15.12.2010 wurden die Gebiihren ge-
maRk Vorschlag der Verwaltung "abgerundet" auf 2,00 €/m3 Wasser und 2,70 €/m3 Abwasser
festgesetzt.

a) Bewusst in Kauf genommene Kostenunterdeckung bei Abrundung der kalkulierten
Gebuhrensétze

Fir die Einrichtungen zur Abwasserbeseitigung sowie fiir die Wasserversorgung soll das Ge-
biihrenaufkommen die nach betriebswirtschaftlichen Grundsétzen ansatzfahigen Kosten de-
cken. Da es sich bei der Abwasserbeseitigung und der Wasserversorgung um Einrichtungen
mit Anschluss- und Benutzungszwang handelt, soll das Gebuihrenaufkommen diese Kosten
nicht tbersteigen (vgl. Art. 8 Abs. 2 Sétze 1 und 2 KAG). Die Festsetzung eines zu geringen
Gebuhrensatzes belastet die allgemeinen Deckungsmittel der Stadt und widerspricht dem
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit (Art. 61 Abs. 2 GO) und der Einnahmebeschaffung (Art. 62
Abs. 2 GO).

Dariiber hinaus weisen wir darauf hin, dass Unterdeckungen, die aufgrund einer bewusst zu
niedrig festgesetzten Einleitungsgebuhr entstehen, wohl nicht im néchsten Kalkulationszeit-
raum ausgeglichen werden kénnen (vgl. Wuttig/Thimet, Gemeindliches Satzungsrecht und
Unternehmensrecht, Teil 1V, Frage 4).

b) Bewusst in Kauf genommene Kostenunterdeckung bei Abrundung der kalkulierten
Gebuhrensétze

Aus dem Kalkulationszeitraum 2006 bis 2009 ergaben sich Unterdeckungen i.H. von rd. 17 T€
bei der Wasserversorgung und rd. 130 T€ bei der Abwasserbeseitigung. Diese Unterdeckungen
wurden auf den Kalkulationszeitraum 2010 bis 2013 vorgetragen. In der Kalkulation fur den
Zeitraum 2006 bis 2009 wurde ein Gebiihrenbedarf von 1,82 €/m3 Wasser und 1,98 €/m3 Ab-
wasser ermittelt, festgesetzt wurden "abgerundet” 1,80 €/m3 Wasser und 1,95 €/m3 Abwasser.
Wie unter Buchst. a) erwéhnt, weisen wir darauf hin, dass die Unterdeckungen teilweise aus
einer "bewussten Abrundung” des errechneten tatsachlichen Gebiihrenbedarfs resultierten und
daher wohl - in diesem Umfang - nicht in den n&chsten Kalkulationszeitraum héatten vorgetra-
gen werden durfen.

Stellungnahme

Das zentrale Baueingangsbuch wird seit etwa
1935 geflhrt und ist jederzeit einsehbar.
Englert 11.06.2013

Mittlerweile werden am Anfang eines Jahres
dem Finanzamt alle bekannten und evtl. steuer-
rechtlich relevanten Baumanahmen mitgeteilt
und deren Abarbeitung verfolgt. Diese Angaben
werden 1xjahrlich aus dem Baubuch des Bau-
amtes entnommen. Der Hinweis hat sich damit
erledigt. Er wird auch kiinftig beachtet.

Ob sich aus den an das Finanzamt ibermittelten
Daten dann Anderungen ergeben, muss jeweils
abgewartet werden, da die Stadtkammerei die
Anderung des Einheitswertes nicht abschatzen
kann. Ebenso werden der Stadt die Fertigstel-
lungen der BaumaRnahmen nicht mitgeteilt.
Mechler 19.06.2013

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen
und kinftig beachtet.

Es wird festgestellt, dass in der Vergangenheit
stets kostendeckende Wasser- und Kanalgebiih-
ren — seit 1992 auch mit Ubertrag etwaiger Un-
ter- und Uberdeckungen in den folgenden Kal-
kulationszeitraum — kalkuliert und festgesetzt
wurden.

Allerdings vermag die Stadtkdmmerei nicht er-
kennen, warum in einer Abrundung von nur
0,02 €/m3 bzw. 0,03 €/m3 bzw. ca. 1% eine be-
wusst in Kauf genommene Gebiihrenunterde-
ckung (Gebiihrenverzicht) liegen soll, mit der
Folge, dass insoweit kein Ubertrag in die néchs-
te Kalkulationsperiode erfolgen kann.

Zum einen handelt es sich bei der Gebiihrenkal-
kulation ohnehin um eine Prognose anhand von
geschatzten ansatzfahigen Kosten und Mengen
innerhalb eines festgelegten Kalkulationszeit-
raums, d.h. gewisse Ungenauigkeiten sind sys-
temimmanent. In einer rein rundungsbedingten
Abweichung von der kalkulierten Gebiihr von
nur 1% kann nach Auffassung der Stadtk&dmme-
rei kein Gebihrenverzicht liegen.

Zum anderen lasst der Priifungsbericht selbst die
notwendige Klarheit vermissen, denn er lasst die
beschriebene Rechtsfolge mit der Formulierung
,wohl“ letztlich offen. Auch der zitierte Kom-
mentar kann dazu nicht herangezogen werden,
denn eine entsprechende Aussage ist dort bzw.
an anderer Stelle nicht zu finden.

Firmbach 03.03.2014

Die Ausflihrungen zu TZ 5a) gelten entspre-
chend.
Firmbach 03.03.2014
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Prifungsfeststellung

¢) Zustandigkeit des Stadtrates fur die Festsetzung des kalk. Zinssatzes

Zu den nach betriebswirtschaftlichen Grundsatzen ansatzfahigen Kosten gehért auch eine an-
gemessene Verzinsung des Anlagekapitals (Art. 8 Abs. 3 Satz 1 KAG; s. auch § 12 Abs. 1
Ziffer 2 KommHV-Kameralistik). Der fiir die Berechnung der kalkulatorischen Zinsen ange-
wendete Zinssatz ist von maRgeblicher Bedeutung fir die Gebilhrenbemessung. Die Festset-
zung und ggf. die Anderung des kalkulatorischen Zinssatzes kénnen daher nicht als einfaches
Geschaft der laufenden Verwaltung angesehen werden, das in den Zustandigkeitsbereich des
ersten Blirgermeisters oder ggf. der Verwaltung fallt (vgl. Schreml/Bauer/Westner, Kommuna-
les Haushalts- und Wirtschaftsrecht in Bayern, Erl. 5.3.3 zu§ 12 KommHV-Kameralistik). Fur
die Festsetzung des Zinssatzes ist im Regelfall die Zustandigkeit des Stadtrats anzunehmen;
dies ware kinftig zu beachten.

Die Beitrags- und Gebiihrensatzungen (BGS/WAS u. BGS/EWS) enthalten unzulassige
Bestimmungen.

Zu den Beitrags- und Gebiihrensatzungen sind folgende Feststellungen zu treffen:

a) Berechnung der zuléssigen Geschossflachen fur Auf3enbereichsgrundstiicke

In 8 5 Abs. 7 enthalten die Beitrags- und Gebuhrensatzungen fiir Grundstiicke im Aufenbe-
reich folgende (gleichlautende) Regelung:

"Bei Grundstiicken im AuRenbereich gilt als zuléssige Geschossflache die Geschossflache der
genehmigten Bebauung. Weist das Grundstiick keine genehmigte Bebauung auf oder iber-
schreitet die vorhandene Bebauung die genehmigte Bebauung, ist die Geschossflache der vor-
handenen Bebauung maRgeblich. Die Geschossflache ist nach den AuRenmaRen der Gebéaude
in allen Geschossen zu ermitteln. Kellergeschosse und Dachgeschosse werden nur herange-
zogen, soweit sie Vollgeschosse i.S. des Baurechts sind oder Raume enthalten, die auf die zu-
lassige Geschossflache anzurechnen sind(§ 20 BauNVvO)."

Nach der neueren Rechtsprechung des BayVGH sind derartige Regelungen unzuléssig, da sie
zum einen auf die genehmigte Bebauung abstellen (Satz 1) und zudem nach ihrem Wortlaut
auch unausgebaute Dachgeschosse erfasst werden (s. Satz 4).

Grundstlicke im AuBenbereich gelten trotz der mdglichen Nutzung im Rahmen des § 35
BauGB als nicht bebaubar; sie werden erst bebaubar und damit beitragspflichtig, wenn eine
Baugenehmigung erteilt wird und auf ihnen ein genehmigtes Bauvorhaben realisiert ist
(BayVGH, Urteil vom 08.03.2006, GK 120/2007). Genehmigte, aber nicht realisierte Gebdude
kénnen demnach nicht veranlagt werden. Infolgedessen ergibt sich im AuRRenbereich die ge-
nehmigte Bebauung aus der verwirklichten Bebauung. Dar(iber hinaus bleiben die Grundsti-
cke unbebaubar. In der Satzung ist deshalb - bei AuRenbereichsgrundstiicken - auf die vorhan-
dene Bebauung abzustellen (vgl. Ausfilhrungen in Nitsche/Baumann/Schwamberger, Satzun-
gen zur Abwasserbeseitigung, Erl. 20.053/16 a).

Nach der Rechtsprechung des BayVGH (u.a. Beschluss vom 13.11.2007, Az. 23 ZB 07.2302,
BayVBI 5/2008, S. 151) diirfen ferner Dachgeschossflachen nur dann zu einem Beitrag heran-
gezogen werden, wenn sie ausgebaut sind, weil erst der konkrete Ausbauzustand gewahrleistet,
dass eine Uber die typische Dachbodennutzung (Speichernutzung) hinausgehende Nutzung
maglich ist (vgl. Ausfiihrungen in Nitsche/Baumann/Schwamberger, Satzungen zur Abwas-
serbeseitigung, Erl. 20.053/16 c). Die aufgezeigten Regelungen dirften zur Gesamtnichtigkeit
des Beitragsteils der Satzungen fihren.

b) Berechnung des kanalgebuhrenpflichtigen Frischwasserbezugs, der zur Bewasserung
von Gartenflachen verwendet wird

§ 10 Abs. 7 Buchst. d) BGS/EWS enthélt die Regelung, dass zur Bewésserung von Gartenfla-
chen verwendetes Wasser, sofern nicht gértnerische Nutzung zu Erwerbszwecken betrieben
wird und die Gartenflache gréRer als 800 m 2 ist, vom Abzug ausgeschlossen ist. Diese Rege-
lung ist nach standiger Rechtsprechung unzuléssig (vgl. Nitsche/Baumann/Schwamberger,
Satzungen zur Abwasserbeseitigung, Erl. 20.101/14 a).

Stellungnahme

Die Zustandigkeit des Stadtrates firr die Festset-
zung des kalkulatorischen Zinssatzes wurde in
der Vergangenheit beachtet, denn der Stadtrat
fasste am 31.05.2006 folgenden Beschluss:
,.Der Stadtrat beschloss, den kalkulatorischen
Zinssatz ab dem VMR-Jahr 2005 von 7,00% auf
6,90% zu senken. Als Referenzzinssatz wird das
,.langjahrige Mittel der durchschnittlichen
Geld- und Kapitalmarktrenditen ab 1980 mit
10-jahriger Zinsbindung““ zu Grunde gelegt.*
Die Stadtkdmmerei hat sich in der Folgezeit an
diesen Grundsatzbeschluss gehalten und den
kalkulatorischen Zinssatz nach MaRgabe der
entsprechenden Publikationen der BayernLabo
jahrlich im Rahmen der externen Erstellung der
Vermdgensrechnung neu festgestellt und festge-
setzt. Der kalkulatorische Zinssatz ist seither auf
5,00% p.a. gesunken. Konkret werden die Jah-
resdurchschnitte der Umlaufrenditen festver-
zinslicher Wertpapiere inlandischer Emittenten
fur alle Laufzeiten von 1 - 10 Jahren der letzten
25 Jahre, also ein reiner Eigenkapitalzinssatz
angesetzt. An dieser Praxis sollte festgehalten
werden.

Firmbach 03.03.2014

Das gesamte leitungsgebundene Satzungsrecht,
neben den Beitrags- und Gebiihrensatzungen
(BGS/WAS u. BGS/EWS) also auch die Ein-
richtungssatzungen (WAS u. EWS), ist zur No-
vellierung vorgesehen. Den Auftrag fiir diese
Dienstleistung, der eine umfangreiche Globalbe-
rechnung vorausgehen muss, hat die Fa. Rodl &
Partner GbR am 31.10.2013 erhalten. Mit einem
Neuerlass der genannten Satzungen ist bis zum
31.07.2014 zu rechnen. In diesem Zusammen-
hang werden auch die beanstandeten Satzungs-
regelungen Uberarbeitet. Die Beanstandung wird
sich also im Laufe dieses Jahres erledigen.

Ergénzend darf darauf hingewiesen werden,
dass die geénderte Rechtsprechung zu a) keine
konkreten Auswirkungen hatte, da alle Au3en-
bereichsgrundstiicke im Rahmen der Bei-
tragsveranlagungen von 1996/1999 bereits zu
einem Geschossflachenbeitrag veranlagt worden
sind.

Gleiches gilt fir die gednderte Rechtsprechung
zu b). Zwar ist das zur Bewésserung von nicht
erwerbsgdrtnerisch genutzten Gartenflachen
verwendete Frischwasser nach § 10 Abs. 7
Buchst. d) BGS/EWS grundsétzlich kanalge-
biihrenpflichtig, also von einem Abzug nach §
10 Abs. 2 BGS/EWS ausgeschlossen; jedoch
steht § 10 Abs. 5 BGS/EWS zu dieser Regelung
in einem engen sachlichen Zusammenhang.
Dort wird ndmlich — in Abhéngigkeit zur unbe-
festigten Flache — pauschalierend geregelt, wie
viel m3/a des Frischwasserbezugs fiir das Be-
wassern der privaten Garten- und Grinflachen
verwendet und damit kanalgebiihrenfrei gestellt
wird.

Firmbach 03.03.2014
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Prifungsfeststellung

Zu Buchstaben a) und b):

Wir empfehlen, zumindest den Beitragsteil der Satzungen insgesamt neu zu erlassen und den
Gebihrenteil der BGW-WAS anzupassen. In diesem Zusammenhang verweisen wir auf die
neuen Muster einer Beitrags- und Gebiihrensatzung zur Entwasserungssatzung und zur Was-
serabgabesatzung (vgl. IMBek vom 20.05.2008, Az. 1B4-1521.1-166, AIIMBI Nr. 8/2008, S.
350, und IMBek vom 01.12.2008, Az. I1B4-1521.1-166, AlIMBI16/2008, S. 824).

Es bestehen weiterhin erhebliche Zeitguthaben und es werden in Urlaubskonten (Rest-)
Urlaubsanspriiche aus VVorjahren entgegen den gesetzlichen bzw. tariflichen Bestimmun-
gen noch als bestehend gefiihrt.

Zum Zeitpunkt der Priifung wurde unserem Prifer seitens der Verwaltung eine Liste iberge-
ben, in der "Zeitguthaben" und "Urlaubsanspriiche" zum Stand 01.01.2012 notiert sind; hieraus
tibernehmen wir folgende Beispiele:

»Zeitguthaben Stand zum
01.01.2012 in Stunden

»Urlaubsanspruch 2012 mit Rest-

Mitarbeiter/In urlaub aus Vorjahren in Tagen

AE. 540 156
W.E. 31 63
H.F 5.987 65
R.S. 547 105

Bereits unter TZ 3 unseres Berichts vom 06.10.2004 (uberdrtliche Rechnungs- und Kassenpri-
fung fiir die Haushaltsjahre 1998 bis 2003) sowie unter TZ 8 unseres Berichts vom 04.09.2008
(Uberdrtliche Rechnungs- und Kassenpriifung fir die Haushaltsjahre 2004 bis 2007) hatten wir
darauf hingewiesen, dass Beamte und Beschéftigte der Stadt in erheblichem Umfang Stunden
leisten, die iber die regelméaRige Arbeitszeit hinausgehen und zudem haufig Resturlaub in die
Folgejahre Ubertragen wurde. Wir hatten jeweils die rechtlichen bzw. tarifrechtliehen Grundla-
gen flr den Abbau (durch Freizeit oder finanziell) dieser Stunden dargestellt und ausdricklich
darauf hingewiesen, unter welchen Bedingungen die Anordnung von Mehrarbeit bzw. Uber-
stunden - in Ausnahmeféllen - zuléssig ist. Wir hatten ebenso auf die rechtlichen und tarifli-
chen Vorschriften zur Ubertragung bzw. zum Verfall von Urlaubsanspriichen hingewiesen.

Im Gegensatz zu den jeweiligen Ausfilhrungen der Stadt gegenuiber der Rechtsaufsicht wurden
insbesondere die Stunden des Beamten H.F. nicht abgebaut, sondern haben vielmehr zuge-
nommen. Gegenuber der Rechtsaufsicht fiihrte die Stadt ferner an, der BKPV sei beauftragt,
ein Organisationsgutachten zum Einsatz der Rathaus- bzw. Bauhofmitarbeiter zu erstellen.
Zum Abbau des erheblichen Zeitguthabens des Beamten H.F. wurden seitens der Personalver-
waltung und des ersten Biirgermeisters nach vorliegendem Schriftverkehr verschiedene L6-
sungen diskutiert. Daraus resultierend ordnete der erste Blirgermeister im Februar 2012 an, mit
der Abrechnung "Mérz 2012 eine Leistungszulage aus den noch verfligharen Haushaltsmitteln
des Jahres 2011 in Hohe von brutto 5 T€ fiir das Beschaftigungsjahr 2011" auszubezahlen.
Vom "Uberstundenkonto" des Beamten sollten dafiir 210 Stunden gestrichen werden.

Hierzu stellen wir fest:

Die gesetzlichen und tariflichen Regelungen zur Einhaltung der regelmaRigen Arbeitszeit und
zur Ubertragung von Urlaubstagen wéren nunmehr zu beachten und es wére danach zu verfah-
ren. Insbesondere hinsichtlich der fiir den Beamten H. F. notierten Stunden wére zunéchst zu
prufen, in welchem Umfang diese dienstlich erforderlich und angeordnet waren. AnschlieBend
ware in Abstimmung mit der Rechtsaufsicht zu kldren, ob die auf dienstliche Veranlassung zu-
riickzufilhrenden Stunden vor Eintritt des Beamten in den Ruhestand durch Freistellung vom
Dienst abgefeiert werden kdnnten.

Die Gewahrung einer Pramie unter gleichzeitiger Kiirzung des Zeitguthabens entspricht nicht
den gesetzlichen Bestimmungen. Die Gewahrung einer Leistungspramie dient der Anerken-
nung einer herausragenden besonderen Einzelleistung und soll in engem zeitlichen Zusam-
menhang mit der Leistung eines Beamten stehen (Art. 67 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2 Bay-
BesG n.F. und Teil 3 Abschnitt 4 Ziff. 67 BayVwVBes n.F.). Vorliegend kommt sie der Ver-
glitung von Mehrarbeit gleich. Zu den Voraussetzungen einer zuldssigen Zahlung von Mehrar-
beitsvergitung hatten wir bereits im Rahmen der vorherigen Prifungen Stellung genommen,
zudem liegt der Verwaltung hierzu diverser Schriftverkehr vor.

Ergénzend weisen wir noch darauf hin, dass wir aufgrund unserer Hinweise in den Vorberich-
ten im Anschluss an die letzte iberdrtliche Priifung im Dezember 2008 den Auftrag zu einem
Organisationsgutachten erhielten. Dieses konnte jedoch bis heute nicht fertiggestellt werden,
da trotz mehrmaliger Aufforderung aus einigen Bereichen, insbesondere der Kémmerei, die er-
forderlichen Daten nicht zur Verfligung gestellt werden konnten.

Stellungnahme

Mit SR-Beschluss vom 13.03.2013 (siehe auch
SR-Protokoll vom 20.03.2013) wurde bei fol-
genden Personen eine Abgeltung bzw. Teilab-
geltung von Uberstunden genehmigt:

. Herr H.F.: 3.000 Std.

e Herr AEE.: 300 Std.

e FrauR.S.: 500 Std.
Damit wurden ca. 50% des Uberstundeniiber-
hangs ausgeglichen und die Beanstandung in-
soweit erledigt. Demselben Ziel diente letztlich
die Anordnung des 1. Biirgermeisters, dem Be-
amten H.F. eine Leistungszulage i.H.v. 5.000 €
zu vergiiten und dafiir 210 Uberstunden zu
streichen. Bzgl. der Resturlaubstiberhange ist
ein Abbau bei den einzelnen Mitarbeitern ange-
ordnet.
Das Organisationsgutachten ist noch nicht fer-
tiggestellt. Die erforderlichen Daten wurden von
der K&mmerei aufgrund div. dringlicher Arbei-
ten noch nicht bereitgestellt. Mit der Erledigung
ist bis zum 30.09.2013 zu rechnen.
Straub 23.07.2013

Mit der vom Stadtrat am 13.03.2013 beschlos-
senen und von der Verwaltung vollzogenen Ab-
geltung der Uberstunden konnten ca. 50% der
Uberstunden ,,abgebaut* werden. Uber die ,,Er-
ledigung* der verbliebenen Uberstunden wire
vom Stadtrat noch zeitnah zu entscheiden.

Die fur den 30.09.2013 avisierte Lieferung der
fur das Organisationsgutachten erforderlichen
Daten durch den Stadtk&mmerer konnte leider
arbeitshedingt nicht eingehalten werden. Erin-
nert sei hier exemplarisch an den Mutter- und
Elternzeit bedingten und nicht kompensierten
Ausfall von Frau C.H. (0,5 Stellen mit Schwer-
punkt Personal u. Betreuungseinrichtungen) ab
15.10.2012 - nach Ruckkehr aus der ersten El-
ternzeit am 01.08.2012 — und die gescheiterte
Ubernahme der OGS durch das BRK.
Firmbach 03.03.2014
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Beforderungen wurden ohne funktionsgerechte Stellenbewertungen vollzogen.

a) Beforderung des Geschéaftsleiters nach A 13 zum 01.02.2008

Vor der Genehmigung des Haushaltsplans 2008 forderte das Landratsamt Miltenberg mit
Schreiben vom 18.12.2007 fur die Ausweisung der Stelle des Geschéftsleiters im Stellenplan
2008 in Besoldungsgruppe Al3 eine sachgerechte Bewertung der Stelle. Auftragsgemal haben
wir die Stelle am 21.01.2008 vor Ort bewertet. In unserem Gutachten vom 07.02.2008 kamen
wir zu dem Ergebnis, dass nach einer Erweiterung des Aufgabengebiets um den Aufgabenbe-
reich Personalverwaltung die zur Besoldungsgruppe A13 erforderliche Gesamtwertzahl knapp
verfehlt werde. Wir haben allerdings auch darauf hingewiesen, dass wir aufgrund des der Stadt
zustehenden Beurteilungsspielraums keine Bedenken gegen eine Ausweisung der Planstelle im
personalwirtschaftlichen Stellenplan in Besoldungsgruppe A13 gD und eine Beforderung des
Beamten erheben wiirden. Dies wurde dem Landratsamt seitens der Stadt mit Schreiben vom
04.02.2008 mitgeteilt. Die Beférderung (zum 01.02.2008) wurde jedoch vollzogen, ohne dass
der Aufgabenbereich des Beamten um den Bereich Personalverwaltung erweitert wurde. Die
Personalverwaltung war zum Zeitpunkt der Priifung noch immer in der Kémmerei angesiedelt.

b) Beforderung der Beamten T.M. und C.H. nach A 10

zum 01.07.2012 bzw. zum 01.07.2011

Die Beamten T.M. und C.H. wurden im Berichtszeitraum jeweils in Besoldungsgruppe A10
befdrdert, obwohl keine funktionsgerechten Stellenbewertungen vorlagen. Es wurde seitens
der Verwaltung jeweils angefiihrt, man habe "keine durchgreifenden Bedenken"; sollte das be-
reits beim BKPV beauftragte Organisationsgutachten (vgl. hierzu TZ 7) eine Bewertung der
Stellen mit Besoldungsgruppe A10 nicht rechtfertigen, werde man den Aufgabenzuschnitt ver-
&ndern/erweitern.

Zu den Buchstaben a) und b):

Zukiinftig wéaren Beforderungen nur nach funktionsgerechten Stellenbewertungen zu vollzie-
hen (vgl. auch Art. 19 BayBesG, Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung). Die von der
Stadt gegentiber dem Landratsamt Miltenberg dargestellten Aufgabenzuweisungen (zur Be-
griindung der Ausweisung hoherwertiger Stellen) waren nunmehr zu vollziehen.

Die Satzung Uber das Friedhofs- und Bestattungswesen ware hinsichtlich des Benut-
zungszwangs fur das Leichenhaus anzupassen.

In § 21 der Satzung Uber das Friedhofs- und Bestattungswesen der Stadt Worth am Main ord-
nete die Stadt den Benutzungszwang fiir das stadtische Leichenhaus an. § 21 Abs. 1 und 2 der
Satzung haben dabei folgenden Wortlaut:

"(1) Jede Leiche der im Gemeindegebiet Verstorbenen ist nach Vornahme der ersten Leichen-
schau innerhalb 24 Stunden nach dem Tode in das Leichenhaus zu verbringen. Die Nachtstun-
den von 18 bis 6 Uhr zéhlen dabei nicht mit.

(2) Die von einem Ort aulerhalb des Gemeindegebietes Uberfiihrten Leichen sind unverziglich
nach Ankunft in das Leichenhaus zu verbringen, falls nicht die Bestattung unmittelbar nach
der Ankunft stattfindet."

Nach Art. 24 Abs. 1 Nr. 2 GO kénnen die Kommunen aus Griinden des éffentlichen Wohles
die Benutzung ihrer Bestattungseinrichtungen zur Pflicht machen. Bei der Ausgestaltung des
Benutzungszwangs sind die Kommunen jedoch nicht vollkommen frei, sondern mussen ihrer-
seits bestimmte Grenzen und rechtsstaatliche Grundsétze beachten. Der Leichenhauszwang in
seiner Ausgestaltung nach§ 21 Abs. 1 und 2 der Satzung wahrt dabei nicht den Verfassungs-
grundsatz der VerhaltnismaRigkeit, da es weder zum Schutz der Gesundheit (Art. 17 Abs. 1
BestG) noch zur Aufrechterhaltung der éffentlichen Sicherheit und Ordnung (Art. 17 Abs. 2
BestG) geboten ist, gewerbliche Bestattungsunternehmer véllig von der Aufbahrung von Lei-
chen in geeigneten Leichenrdumen auszuschlieRen. Der VerstoR gegen den VerhéltnismaRig-
keitsgrundsatz hat die Nichtigkeit der Regelungen der§ 21 Abs. 1 und 2 der Satzung zur Folge.
Ein Benutzungszwang fiir das stadtische Leichenhaus wére nur flir den abschlieBenden Zeit-
raum vor der Bestattung verhaltnismaRig, der zur zentralen Durchfiihrung der Uberwachungs-
aufgaben nach Art. 14 BestG erforderlich ist (vgl. BayVerfGH, Entscheidung vom 23.12.2004,
Az. Vf. 6-VI1-03). Die Regelungen in § 21 der Satzung wéren entsprechend anzupassen und
neu zu erlassen. Auf die Hinweise in Nr. 2.2.2 der IMBek vom 12.11.2002, AIIMBI S. 965,
i.d.F. der Bek vom 07.05.2010, AlIMBI S. 127 — BestBek — wird verwiesen.

Stellungnahme

Zua)

Die Personalverwaltung ist aus zweckméRigen
Griinden weiterhin bei der Kdmmerei angesie-
delt. Eine Verlagerung der Personalverwaltung
in die Geschéftsleitung ist derzeit nicht vorgese-
hen. Ein entsprechender Aufgabenzuschnitt, der
auch die Betreuungseinrichtungen der Stadt um-
fasste, ist bei Frau C.H. erfolgt, jedoch wurde
nach unmittelbarer Aufgabenzuteilung
(01.08.2012 Riickkehr aus der ersten Elternzeit)
der Beamtin aufgrund vorliegender Schwanger-
schaft ab dem 15.10.2012 eine Arbeitsunfahig-
keit bis zur Entbindung bescheinigt. Seither be-
findet sich Frau C.H. in Mutter- bzw. Elternzeit
bis zum 30.04.2014. Die Frau C.H. zugeteilten
Aufgaben werden daher ununterbrochen weiter-
hin von H.F. libernommen.

Zu b)

Bei beiden Beamten vertritt die Personalverwal-
tung die Auffassung, dass aufgrund des konkre-
ten Aufgabenzuschnittes (Quantitat und Quali-
tat) die Stelleninhaber funktionsgerechte Stellen
mit adaquater Besoldung innehaben. Zum Stand
des Organisationsgutachtens siehe Ausfiithrun-
genzuTZ7.

Straub 23.07.2013

Zua)

wird ergénzend vermerkt, dass weitere \Voraus-
setzung die Ubernahme des Aufgabengebiets
»Stadtebauforderung* vom Stadtkdmmerer war,
was tatséchlich ca. in 2008/2009 auch erfolgte,
wenngleich dieses Aufgabengebiet inzwischen
seine friihere Bedeutung und zeitliche Inan-
spruchnahme verloren hat.

Zub)

Die Beanstandung wird kiinftig beachtet.
Firmbach 03.03.2014

Fir das zweite Halbjahr 2013 ist ohnehin eine
umfassende Uberarbeitung der stadtischen
Friedhofssatzung vorgesehen. Dabei wird die
Priifungsbemerkung beriicksichtigt.

Englert 11.06.2013

Die neue Friedhofsatzung und die neue Geblh-
rensatzung zur Friedhofsatzung wurden von der
Stadtkdmmerei zwischenzeitlich ausgearbeitet.
Voraus ging eine extern erstellte Gebiihrenkal-
kulation. Dem HFA werden am 10.03.2014 bei-
de Satzungsentwiurfe vorgestellt, die vom Stadt-
rat am 02.04.2014 beschlossen werden sol-
len/kdnnen. Damit hat sich der Hinweis dann er-
ledigt.

Der Benutzungszwang fir das Leichenhaus ist
nun in § 22 FrS 2014 geregelt. Danach ist jede
Leiche spatestens 24 Stunden vor der Bestattung
in das stédtische Leichenhaus zu verbringen.
Dazu gibt es drei Ausnahmen, wovon die Ver-
brennung der Leiche in einem privaten Krema-
torium die wichtigste ist.

Firmbach 03.03.2014
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Uhlein

Firmbach

Englert/Mechler

Prifungsfeststellung

Die Bestattungsleistungen sollten wieder dem Wettbewerb unterstellt werden.

Die Bestattungsleistungen wurden mit Vertrag vom 09.09.2004 nach beschrénkter Ausschrei-
bung dem Unternehmer H. iibertragen. In § 6 des Vertrags wurde geregelt, dass der Vertrag
zunéchst bis zum 31.12.2006 befristet wird und sich jeweils um ein Jahr verléangert, wenn er
nicht binnen sechs Monaten vor Ablauf des Kalenderjahres gekiindigt wird. Da eine Kiindi-
gung nicht erfolgte, galt der Vertrag noch zum Zeitpunkt der Priifung. Nach einer Laufzeit von
nunmehr acht Jahren sollten die Bestattungsleistungen - anstelle weiterer Vertragsverlange-
rungen - nach Art. 31 Abs. 1 KommHV-Kameralistik dem Wettbewerb unterstellt werden. Die
Laufzeit derartiger Vertrage sollte verhaltnismafRig kurz, etwa zwei bis fiinf Jahre sein (Nr.
1.4.2 der BestBek i.d.F. vom 07.05.2010). Bei der VVergabe von Bestattungsdienstleistungen
liegen i.d.R. die Voraussetzungen fiir eine beschrankte Ausschreibung nach § 3 Abs. 2 Buchst.
a) VOL/A vor (vgl. 0.g. BestBek Nr. 1.4.2 zur Anwendbarkeit des wortgleichen § 3 EG Abs. 2
Buchst. a) VOL/A bei der Vergabe von Bestattungsdienstleistungen, bei denen der EU- Auf-
tragswert Uberschritten ist).

Wir weisen aber darauf hin, dass die Grundsatze des § 2 VOL/A, also auch das Diskriminie-
rungsverbot, zu beachten sind, so dass eine Begrenzung der Ausschreibung nur auf ortliche
Unternehmen nicht zulassig ware. Ein Vergabevermerk ist zu fertigen.

Wir empfehlen, die Friedhofsgebihren neu zu kalkulieren.

Nach Art. 8 Abs. 2 KAG soll das Gebiihrenaufkommen die nach betriebswirtschaftlichen
Grundsétzen ansatzfahigen Kosten decken. Sind die Gebiihrenschuldner zur Inanspruchnahme
der Einrichtung gezwungen, darf das Gebiihrenaufkommen diese Kosten nicht Gibersteigen.
Die Einhaltung des Kostendeckungsgebots ist regelméaRig durch eine Gebuhrenbedarfsermitt-
lung nach Mal3gabe des Art. 8 KAG nachzuweisen.

Nachdem die Gebiihren zum letzten Mal 2004 kalkuliert wurden und seit 01.01.2005 unveran-
dert sind, der Kostendeckungsgrad des Bestattungswesens jedoch mit 50% auch nach Einfiih-
rung der laufenden Grabplatzgeh(hren nicht gesteigert werden konnte, empfehlen wir, im
Rahmen einer Neukalkulation, den Gebiihrenbedarf einschlielich der Hohe der laufenden
Grabplatzgebihren zu tberpriifen und diese ggf. an die Kostenentwicklung anzupassen. Zu-
dem ist eine Kalkulation der Gebuhren fur das 2011 angelegte Urnengrabfeld bislang noch
nicht erfolgt.

Wir verweisen hierzu auf die Hinweise in unserem Geschéftsbericht 2005, S. 44 ff.

Der stellvertretende Kassenverwalter hatte auch im neuen Finanzverfahren Administra-
torenrechte.

Der Mitarbeiter T.M. war sowohl stellvertretender Kassenverwalter als auch stellvertretender

Systemverwalter im automatisierten Verfahren fir das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswe-
sen "OK.FIS" und verfiligte zum Zeitpunkt der Priifung daher tiber uneingeschrankte Zugriffs-

rechte.

Nach § 37 Abs. 1 Nr. 10 KommHV-Kameralistik sind die Aufgabenbereiche "Administration
von Informationssystemen und automatisierten Verfahren" und die Fach- und Kassenaufgaben
gegeneinander abzugrenzen und die dafiir Verantwortlichen zu bestimmen. Die Aufgaben sol-
len nicht von demselben Beschéftigten wahrgenommen werden. Gegen eine unzureichende
Funktionstrennung bestehen wegen der Kassensicherheit erhebliche Bedenken.

Hierauf haben wir bereits im Vorbericht in Bezug auf das damals eingesetzte Verfahren
"SACHKO" hingewiesen. Wir empfehlen daher nochmals, geeignete personelle und organisa-
torische MalRnahmen zu treffen, um die haushaltsrechtlich vorgeschriebene Funktionstrennung
kunftig zu gewahrleisten (vgl. BKPV-Mitteilungen 4/1998, S. 9).

Stellungnahme

Die Neuausschreibung ist flir 2014 vorgesehen.
Uhlein 05.07.2013

Der Hinweis ist grundsatzlich berechtigt, aller-
dings sollte vor einer Ausschreibung der Dienst-
leistungen gepruft werden, welche Preise in den
anderen Landkreisgemeinden bezahlt werden
mussen. Wenn man dem ME-Bericht vom
25./26.01.2014 folgen darf, scheinen die nach
erfolgter Neuausschreibung fiir die Grabherstel-
lung erzielten Preise deutlich Uber denen der
Stadt Worth a. Main zu liegen, wie die nachste-
hende Tabelle aufzeigt:

Gebihren Sulzbach Wérth
Reihengrab
1-fach tief 860,60 € 340,00 €
Reihengrab
2-fach tief 1.047,20€ 454,00 €
Kindergrab
1-fach tief 458,15 € 139,00 €
Urnenerdgrab 273,50 € 92,00 €
Urnenwandgrab 166,50 € 92,00 €

Die Stadt sollte also ggf. ,,keine schlafenden
Hunde* wecken und lieber zuwarten, bis der be-
auftragte Unternehmer eine Preisanpassung be-
antragt. Auch dann ware ggf. noch zu entschei-
den, ob eine Preisanpassung nicht wirtschaftli-
cher als eine Ausschreibung ist?

Die Beanstandung wird sich also erledigen.
Firmbach 03.03.2014

Die neue Friedhofsatzung und die neue Gebih-
rensatzung zur Friedhofsatzung wurden von der
Stadtkdmmerei zwischenzeitlich ausgearbeitet.
Vorausging eine extern erstellte Gebiihrenkalku-
lation, die HFA in der Sitzung vom 03.12.2013
vorgestellt und erlautert wurde. Vom HFA wer-
den am 10.03.2014 beide Satzungsentwdirfe be-
raten, die vom Stadtrat am 02.04.2014 beschlos-
sen werden sollen/kénnen. Damit hat sich der
Hinweis erledigt.

Firmbach 03.03.2014

Der Umstand wird vom BKPV seit jeher geriigt.
Sofern eine personelle Umstrukturierung erfol-
gen soll, ware dies vom Bgm. so zu verfiigen.
Die Griinde fir die derzeitige Handhabung sind
bekannt. Ohne Kenntnis der Verfahren ist eine
Administration nur eingeschrankt erfolgreich
denkbar. Zudem ist insbesondere angesichts der
jungsten Arbeitszeitreduzierungen und Perso-
nalausfalle nicht ersichtlich, wer die Aufgabe
qualifiziert Gibernehmen kann.

Englert 11.06.2013

Bisher hat sich die Teilung der EDV-Betreuung
durch Herrn A.E. und mir immer als gut erwie-
sen. Herr A.E. kiimmert sich mehr um die
Technikfragen, bei mir sind es mehr die pro-
grammbezogenen Fragen, da ich hauptséchlich
in den Programmen arbeite. Die Stellvertretung
der Kassenverwalterin fallt immer nur im Ur-
laub an.

Ich sehe hier momentan keine Anderungsmog-
lichkeit, da es bei uns und auch anderen kleine-
ren Kommunen nicht flr jeden Bereich extra
Personal gibt. Bisher sind keine Probleme dies-
bezlglich aufgetaucht.

Mechler 19.06.2013
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Prifungsfeststellung

Formliche Freigabe des Verfahrens OK.FIS ist noch nicht erfolgt.

Seit dem Haushaltsjahr 2010 setzt die Verwaltung das Finanzverfahren "OK.FIS" der AKDB
ein. Das automatisierte Verfahren fur die Buchfiihrung i.S. von § 37 Abs. 1 Nr. 1 KommHV-
Kameralistik wére von der durch Dienstanweisung bestimmten Stelle formlich freizugeben.
Die Freigabe setzt grundsatzlich eine Gultigkeitspriifung der eingesetzten Programme voraus,
soweit diese nicht bereits durch andere Stellen (z.B. andere Kommune, dedizierte Programm-
prufungsstelle oder AKDB - vgl. § 6 KommPrV i.V. mit VV Nr. 2 zu § 6 KommPrV) im not-
wendigen Umfang erfolgt ist. Zumindest waren vor der Freigabe durch die in der Dienstanwei-
sung bestimmte Stelle die drtlichen Parameterdateien (z.B. Stammdaten, Berechnungsparame-
ter oder Verarbeitungsregeln) und die vergebenen Zugriffsrechte zu prifen, da die 6rtlichen
Verhaltnisse in der Regel andere als die bei der Programmfiihrung zugrunde gelegten Parame-
ter bedingen. Dies unterscheidet die fachliche Programmpriifung von der Verfahrensfreigabe
nach 8 37 Abs. 1 Nr. 1 KommHV-Kameralistik. VVor der Freigabe wére deshalb auch darauf zu
achten, dass die haushaltsrechtlichen Sicherheitsanforderungen erfillt sind. Diese férmliche
Freigabe obliegt der Verwaltung und wird auch nicht durch eine Vertriebsfreigabe des Liefe-
ranten oder der Herstellerfirma ersetzt. Weitere Hinweise zur Freigabe kdnnen unserem Ge-
schéaftsbericht des Jahres 1994, S. 21 ff., entnommen werden.

Es sollten eine neue Dienstweisung fiir das Haushalts- und Kassenwesen sowie eine IT-
Dienstanweisung erlassen werden.

a) Dienstanweisung fur das Haushalts- und Kassenwesen

Die "Dienstanweisung der Stadt Wérth am Main fiir das Finanz- und Kassenwesen (DA-
HKR)" aus 1991, zuletzt geandert mit 2. Anderungsdienstanweisung vom 01.02.1999, ent-
spricht in mehreren Punkten nicht mehr den aktuellen Gegebenheiten. So wird beispielsweise
in Nr. 3 m) die Anordnungsbefugnis der VVolksschule geregelt (mittlerweile Mittelschule), in
Nr. 13 unter 1. d) und unter 4. auf das nicht mehr im Einsatz befindliche HKR-Verfahren
"SACHKO" abgestellt oder noch nicht auf die seit einigen Jahren mogliche Entgegennahme
von Zahlungen per EC-Karte hingewiesen. AuRerdem sollte Giberpriift werden, ob die Rege-
lung der Nr. 26 2. zum Héchstbetrag des unbaren Kassenbestandes (200 TDM) noch den tat-
séchlichen Gegebenheiten entspricht (zum Zeitpunkt der Kassenpriifung am 27.06.2012 lag
der Bestand bei rd. 200 T€). Weiter sollten die Regelungen der Nr. 31 zu Handvorschiissen
fortgeschrieben werden.

b) IT-Dienstanweisung

Eine Dienstanweisung, die nahere Regelungen iiber den Einsatz automatisierter Verfahren, de-
ren Sicherung und Kontrolle i.S. von § 37 Abs. 2 KommHYV-Kameralistik enthalt, war nicht
vorhanden. Wir empfehlen, hierfir eine eigene Dienstanweisung zu erlassen und den bisher in
der DA-HKR enthaltenen Abschnitt IX dort gemaR § 37 Abs. 2 KommHYV-Kameralistik zu re-
geln. Die bisher enthaltenen Regelungen entsprechen nicht mehr den heutigen Gegebenheiten
und enthalten zudem Verweise auf veraltete Rechtsquellen (z.B. 8 41 KommHYV anstatt § 37
KommHV-Kameralistik).

Musterdienstanweisungen haben die Bayerischen Kommunalen Spitzenverbéande in Bayern auf
ihren Internetseiten verdffentlicht und bieten diese fiir ihre Mitglieder zum Download an.

Die ErschlieBungsbeitragssatzung (EBS) sollte an den aktuellen Rechtsstand angepasst
werden.

Die Stadt erhebt ErschlieRungsbeitrage nach MaRgabe der Erschliefungsbeitragssatzung vom
25.05.1988 (EBS).

a) Beitragsfahigkeit von Wendehammern

Die EBS enthdlt in § 2 Abs. 5 folgende Bestimmung:

"Soweit Erschliefungsanlagen im Sinne des Abs. 1 als Sackgassen enden, ist fiir den erforder-
lichen Wendehammer der Aufwand bis zur zweifachen Gesamtbreite der Sackgasse beitragsfa-
hig."

Die Bestimmung sollte dahingehend gedndert werden, dass die gesamten Kosten von erforder-
lichen Wendehdammern zum beitragsfahigen Aufwand zéhlen, da die Praxis zeigt, dass in
Baugebieten regelmaRig Wendehammer erforderlich sind, die das Doppelte der Breite der zu-
gehdrenden Sackgassen uberschreiten. Die derzeitige Regelung erscheint im Hinblick auf§ 127
Abs. 1 BauGB (Erhebungspflicht) problematisch. Hier wird die Stadt liber die Eigenbeteili-
gung (8 129 Abs. 1 Satz 3 BauGB) und die Ausschlusstatbestande des§ 128 Abs. 3 BauGB
hinaus mit einem Aufwand belastet. Gelangt die Stadt im Rahmen ihres Planungsermessens zu
dem Ergebnis, dass die vorgesehene Ausflihrung der ErschlieBungsanlagen fur die Nutzung
der erschlossenen Grundstiicke erforderlich ist (vgl. § 129 Abs. 1 Satz 1 BauGB), ist dies auch
vollstandig beitragsfahiger Aufwand.

Stellungnahme

Eine Erledigung ist fur September/Oktober 2013
eingeplant. Eine friihere Erledigung ist ange-
sichts der viermonatigen Elternzeit von Tobias
Wolf nicht méglich.

Englert 11.06.2013

Zua)

Der Hinweis ist berechtigt. Der Neuerlass der
HKR-Dienstanweisung ist fiir das 1.-Quartal
2015 vorgesehen. Er kann arbeitsbedingt nicht
vor dem 01.01.2015 in Angriff genommen wer-
den.

Firmbach 03.03.2014

Zub)

Der Neuerlass einer IT-Dienstanweisung wird
friihestens fiir das 4. Quartal 2013 eingeplant.
Eine friihere Erledigung ist angesichts der vier-
monatigen Elternzeit von Tobias Wolf nicht
moglich.

Englert 11.06.2013

Zu a) und b)

Die Stadtkdmmerei wird dem Stadtrat noch im
Jahr 2014 eine neue/gednderte ErschlieRungs-
beitragssatzung vorlegen. Die Beanstandung
wird sich also erledigen.

Hierbei dient die Mustersatzung des Bayeri-
schen Gemeindetages als Grundlage. Im Zuge
der/des Satzungsanderung/Satzungsneuerlasses
wird geprft, ob die anldsslich der iberdrtlichen
Priifung vorgetragenen Bemerkungen betreffend
den § 2 Abs. 5und § 6 Abs. 12 EBS zu berlick-
sichtigen/einzuarbeiten sind. Bislang sind der
Stadt Worth aus den beiden Vorschriften keiner-
lei finanzielle Nachteile entstanden, weil es der-
artige Beitragsfalle (Wendehammer u. durchlau-
fende Grundstiicke > 50 m) nicht gegeben hat.
Rein vorsorglich wird in diesem Zusammen-
hang auch die maBgebliche Satzungsregelung
betreffend die ortliche Tiefenbegrenzung, inshe-
sondere mit Blick auf den Neuerlass der
BGS/EWS wegen der Globalberechnung, unter-
sucht und falls notwendig modifiziert.

Eppig 03.03.2014
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b) Keine Eckgrundstiicksverginstigung fir durchgehende Grundstiicke > 50m

Die Stadt gewahrt fur Grundsticke, die von mehr als einer ErschlieRungsanlage i.S. des § 127
Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden, eine ErmaRigung dahingehend, dass die Grund-
stlicksflache bei Abrechnung jeder ErschlieBungsanlage nur mit zwei Dritteln anzusetzen ist (8§
6 Abs. 11 EBS). Nach § 6 Abs. 12 EBS gilt dies auch flr Grundstiicke, die zwischen zwei Er-
schlieBungsanlagen liegen, wenn der geringste Abstand zwischen den ErschlieRungsanlagen
nicht mehr als 50 m betragt.

Eine derartige Beschrankung der Vergunstigungsregelung ist nach Auffassung des BayVGH
unzulassig, weil insbesondere Griinde der Beitragsgerechtigkeit es erfordern, auch ungewdhn-
lich tiefe (durchlaufende) Grundstiicke in den Kreis der mehrfach erschlossenen - und damit
von der Eckplatzregelung beglinstigten - Grundstiicke mit einzubeziehen (vgl. Matloch/Wiens,
ErschlieBungsbeitragsrecht, Stand Februar 2012, RdNr. 933). Die Stadt sollte die Regelung
des§ 6 Abs. 12 EBS daher aufheben.

Die Herstellung des Amtsblattes sollte dem Wettbewerb unterstellt werden.

Das Amtsblatt der Stadt erscheint im Abstand von zwei Wochen und wird seit 1985 durch die
Firma A. aus Klingenberg hergestellt. Vergleichsangebote regionaler Druckereien wurden
teilweise bei Preiserhdhungen eingeholt, laut den seitens der Verwaltung vorgelegten Akten
zuletzt 1991. Die Neuvergabe erfolgte durch den Finanzausschuss im Dezember 1991 zum
Preis von 50 DM/Seite zzgl. MwsSt. Eine Ausschreibung nahm die Verwaltung nicht vor, ein
schriftlicher Vertrag wurde auf Nachfrage nicht vorgelegt. Fur die Herstellung des Amtsblattes
berechnete die Firma A. im letzten Berichtsjahr rd. 29 T€ (netto), der Preis je Seite betrug zum
Zeitpunkt der Prufung 27,61 € zzgl. MWSt.

Hierzu stellen wir fest:

a) Ausschreibung der Amtsblattherstellung

Auch bei Auftragen uber Liefer- und Dienstleistungen unterhalb des EU-Schwellenwertes von
200 T€ (vgl. 8 2 Nr. 2 VVgV), aber uber einer Auftragssumme von 30 T€ muss nach§ 31 Abs.1
KommHV-Kameralistik bzw. § 30 Abs. 1 KommHV- Doppik der Vergabe eine 6ffentliche
Ausschreibung vorausgehen, sofern nicht die Natur des Geschéfts oder besondere Umstande
eine beschrénkte Ausschreibung oder eine freihdndige Vergabe rechtfertigen. Fur die Aus-
nahmetatbesténde kann auf die in § 3 VOL/A angefilhrten Griinde zuriickgegriffen werden.
Bis zu einer Wertgrenze von 100 T€ (ohne USt) ist ohne weitere Einzelbegriindung mit naher
festgelegten MafRgaben eine beschrénkte Ausschreibung zulassig, wenn die Kommune die
VOL/A anwendet. Die Mdglichkeit einer beschrankten Ausschreibung oberhalb dieser Wert-
grenze bei entsprechender Begriindung im Einzelfall nach § 3 Abs. 3 und 4 VOLIA bleibt un-
beriihrt. Berechnungsgrundlage fiir den geschétzten Auftragswert ist bei Auftrdgen mit unbe-
stimmter Laufzeit der 48-fache Monatswert, vgl. § 3 Abs. 4 Nr. 2 VgV analog. Vertrdge mit
automatischen Verlangerungsklauseln stehen unbefristeten Vertragen mit Kiindigungsmog-
lichkeit gleich.

Die Vergabegrundsatze Wettbewerb, Gleichbehandlung und Transparenz sind demnach auch
zu beachten, wenn der Schwellenwert fiir eine europaweite Ausschreibung nicht erreicht ist.
Seit 01.01.2012 gilt dabei ein neues Konzept fiir beschrénkte Ausschreibungen und freihandi-
ge Vergaben fir kommunale Auftraggeber, das weitere Anforderungen an beschrénkte Aus-
schreibungen und freihandige Vergaben enthélt und nach der Anwendung der VOL/A und der
Inanspruchnahme von Wertgrenzen differenziert (vgl. Bekanntmachung des Bayerischen
Staatsministeriums des Innern vom 14.10.2005 Az. 1B3-1512.4-138, AIIMBI Nr. 11/2005, S.
424, zuletzt geandert durch Bekanntmachung vom 20.12.2011, Az. IB3-1512.4-202, AlIM-
BI11/2012, S. 33, das Schreiben der BayStMI vom 20.12.2011 Az. IB3-1512.4-202 sowie die
Schematische Darstellung des ab 01.01.2012 geltenden Konzepts fiir Beschrankte Ausschrei-
bungen und Freihandige Vergaben kommunaler Auftraggeber; vgl. Informationen zum Verga-
be- und Vertragswesen in Bayern der Obersten Baubehdrde im Staatministerium des Innern
und des Staatsministeriums flir Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie unter der
Internetadresse www.vergabeinfo.bayern.de).

Die Stadt sollte die Herstellung des Amtsblatts unter Einbeziehung der dargelegten Rechtslage
dem Wettbewerb unterziehen.

b) Schriftform des Dienstleistungsvertrags

Erklarungen, durch welche die Stadt gegentber Dritten verpflichtet werden soll, bediirfen der

Schriftform (vgl. Art. 38 Abs. 2 GO). Dies ware bei der neuen Vergabe der Arbeiten zu beach-
ten (vgl. auch Prandl/Zimmermann/Biichner, Kommunal- recht in Bayern, Erl. 4 zu § 38 GO).

Stellungnahme

Zu a) und b)

Ein wesentlicher Teil der Spessartstralie wird
erstmals hergestellt und ist deshalb nach MaR-
gabe der EBS abzurechnen. Fiir den Fall, dass
bei der Sanierung des Verkehrsraums im Gar-
tenquartier ein besonderer stadtebaulicher
Mehraufwand betrieben wird, ist zu prifen, ob -
wie bei der ABS - eine Sonder-EBS zu erlassen
ist.

Firmbach 03.03.2014

Zua)

Bei der Stadt Wérth insbesondere bei BGM
Dotzel haben sich in den letzten drei Jahren ver-
schiedene Anbieter vorgestellt und beworben.
Die Preise je gedruckter Seite waren immer ho-
her wie bei der Firma A. Insbesondere die An-
zeigenpreise fir die einheimischen Inserenten
waren bei den Anbietern deutlich héher. Aus
diesem Grund hat BGM Dotzel die Angebote
nicht weiter verfolgt. Die Ausschreibung ist fiir
das Jahr 2014 vorgesehen.

Uhlein 05.07.2013

Zua)

Dabei sollte auch uberpruft werden, ob nicht ei-
ne Privatisierung des Amtsblattes insgesamt
wirtschaftlicher ist. Die Stadt Erlenbach a. Main
konnte damit erhebliche Kosten und Verwal-
tungszeiten einsparen.

Zub)

Die Schriftform wird bei der vertraglichen Fi-
xierung kiinftig beachtet.

Firmbach 03.03.2014
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Die Ubernahme von Ausfallbiirgschaften entspricht nicht den europarechtlichen
Vorgaben.

Die Stadt hat zugunsten der EZV Energie- und Service GmbH & Co. KG Untermain drei Aus-
fallbtrgschaften von insgesamt rd. 3,5 Mio € (ibernommen. Zusammen mit den beiden (brigen
am Unternehmen beteiligten Kommunen (Stadt Obernburg, Stadt Erlenbach am Main) sind
Kredite von 9,5 Mio € mit Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehdrde vollstandig iber Ausfall-
blrgschaften gesichert. Abweichend vom Gesellschafteranteil der Stadt von 26,52 % betragt
der Anteil an den Birgschaften 37,30 %. Die Biirgschaften der drei Kommunen zusammen be-
tragen 100 %. Bislang wird seitens der Stadt fur die dem Unternehmen zur Verfigung gestell-
ten Biirgschaften kein marktubliches Entgelt (Avalprovision) berechnet.

Hierzu stellen wir fest:

Die Ubernahme von Biirgschaften kann eine Beihilfe i.S. des Art. 107 AEUV (friiher Art. 87
EG-Vertrag) sein, da die EU-Kommission die Forderung des Energiemarktes als binnenmarkt-
relevant ansieht. Wegen der vollstdndigen Absicherung der Kreditsumme entspricht die Biirg-
schaft weder der Mitteilung der Kommission Uber die Anwendung der Art. 87 und 88 des EG-
Vertrags auf staatliche Beihilfen in Form von Haftungsverpflichtungen und Biirgschaften
(2008/C 155/02) noch der De-minimis-Verordnung (EG) der Kommission Nr. 1998/2006
(Amtsblatt der Europdischen Union vom 28.12.2006, L 379/5), wonach der Verbirgungsanteil
maximal 80 % des zugrundeliegenden Darlehens betragen darf.

In diesem Zusammenhang verweisen wir auf die Handreichung des Ministeriums fiir Wirt-
schaft, Energie, Mittelstand und Handwerk des Landes Nordrhein-Westfalen (download unter
"www.mwme.nrw.de/kommunen_und_Regionen" in der Rubrik “Informationen und Erlasse").

Stellungnahme

Die Feststellung ist grundsétzlich zutreffend und
wird kinftig beachtet.

Im Rahmen der rechtsaufsichtlichen Genehmi-
gung wurde EU-Recht nicht geprift; in zwei
Féllen wurde im Genehmigungsbescheid ledig-
lich auf eine etwaige Notifizierungspflicht hin-
gewiesen.

Nicht zutreffend ist allerdings die Feststellung,
die Stadt habe abweichend vom Gesellschafts-
anteil von 26,52% uber ihre Burgschaften einen
Anteil von 37,30% abgesichert. In allen drei
Féllen wurden von E.ON zugunsten der kom-
munalen Gesellschafter sog. Rickbirgschaften
ausgestellt, so dass z.B. die Stadt Worth a. Main
tatséchlich bzw. effektiv nur mit 26,52% biirgt.
Bis zum Ende des Priifungszeitraums hatte die
Stadt der EZV KG folgende Burgschaften aus-
gestellt:

Jahr Darlehen Burgschaft Riickbiirg-

EZV KG Stadt schaft E.ON
2005 1.000.000 € 373.000 € 107.800 €
2008 2.000.000 € 746.000 € 215.600 €
2009 6.500.000 € 2.424.500 € 700.700 €

Summe 9.500.000 €
Burgschaften Stadt eff.:
Im Hh-Jahr 2013 ibernahm die Stadt zugunsten
der EZV KG nach MalRgabe ihres interkommu-
nalen Gesellschaftsanteils von 37,3% eine wei-
tere Ausfallbirgschaft i.H.v. 867.747,20 €. Alle

drei kommunalen Biirgschaften deckten 80%
des Darlehens i.H.v. 2.908.000 € ab, das die
EZV KG zur Finanzierung ihrer Investitionen in
das Breitbandgeschaft aufgenommen hatte. Eine
Ruckburgschaft wurde von E.ON in diesem Fall
nicht ausgestellt, weil sich E.ON als Mitgesell-
schafter aus dem Breitbandgeschaft ,,ausge-
schlossen* hat. Erstmals wurde auch eine Aval-
provision vereinbart. Sie betragt 0,4% der valu-
tierten Blrgschaftssumme und wird zum
01.01.d.J. an die Stadtkasse bezahlt.

Erstmals in diesem Birgschaftsverfahren ver-
langte die Rechtsaufsichtsbehdrde von den
kommunalen Gesellschaftern einen schriftlichen
Nachweis tber die Einhaltung des EU-
Beihilferechts. Dieser Nachweis, der allerdings
sehr aufwéndig war, konnte mit dem Ergebnis
gefiihrt werden, dass das EU-Recht eingehalten
ist und folglich keine Notifizierungspflicht be-
steht.

Firmbach 03.03.2014

3.543.500 € 1.024.100 €
2.519.400 € = 26,52%
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Fehlende Trennung von Grundstiickskaufpreis und Abldsebetrégen in Kaufvertragen

Die Stadt hat im Berichtszeitraum Bau- und Gewerbegrundstiicke veraufert. Teilweise wurde
in den Kaufvertragen ein Gesamtkaufpreis vereinbart (z.B. Kaufvertrag vom 06.11.2009,
Notar Baumeister, Klingenberg am Main, UrkNr. 1556/2009, oder Kaufvertrag vom
19.12.2008, Notar Baumeister, Klingenberg am Main, UrkNr. 1787/2008). Diese Kaufvertrage
enthalten in Punkt Il1. die Regelung, dass im Kaufpreis von 225 €/m2 die Kosten der "Erster-
schlieBung" enthalten sind.

Hierzu bemerken wir:

Bei GrundstiicksverduRRerungsvertragen, in denen der Kaufpreis und der Ablésungsbetrag im
Vertrag nicht getrennt werden, mischen sich privatrechtliche und 6ffentlich- rechtliche Ele-
mente. Die (iber den kaufrechtlichen Leistungsaustausch getroffenen Abreden sind privatrecht-
licher, die Abldsungsabrede ist 6ffentlich-rechtlicher Natur. Solche gemischten Vertrage sind
zuldssig; Voraussetzung ist jedoch, dass sich die privat- rechtlichen und 6ffentlich-rechtlichen
Elemente eines solchen Vertrags trennen lassen. Dies ist nicht der Fall, wenn im Vertrag - wie
hier - nur ein Gesamtpreis ausgewiesen und die Hohe des Abldseanteils unter den Beteiligten
auch nicht in anderer, den gesetzlichen Anforderungen gentigender Weise offengelegt worden
ist (BVerwG, Urteil vom 01.12.1989- 8 C 44.88 -, DVBI 1990, 438). Dabei ist es nicht erfor-
derlich, dass der Abldsebetrag in der notariellen Urkunde ausgewiesen wird. Es reicht aus,
wenn die Stadt diesen dem Vertragspartner vor Abschluss des Vertrags (nachvollziehbar) mit-
geteilt hat, so dass der Kéufer den Abldsebetrag im Gesamtpreis erkennen konnte (vgl. Mat-
loch/Wiens, ErschlieBungsbeitragsrecht, Stand Februar 2012, RdNr. 1534). Entsprechende Un-
terlagen hierzu konnten uns jedoch nicht vorgelegt werden.

Um rechtliche Risiken zu vermeiden, empfehlen wir, Abldsebetrdge nach BauGB und KAG in
Grundstlckskaufvertrégen stets offen auszuweisen (s.a. Nitsche/Baumann/Schwamberger,
Satzungen zur Abwasserbeseitigung, Erl. 20.071/8).

Versicherungen sollten regelméRig auf magliche Einsparungen hin untersucht werden.

Die Stadt hatte zum Zeitpunkt der Priifung eine Vielzahl an Versicherungen bei zwei Anbie-
tern abgeschlossen. VVon der Verwaltung angeforderte Personenkontenausziige wiesen fiir 2012
Ausgaben von rd. 44 T€ aus. Wir haben mit dem zustandigen Sachbearbeiter die abgeschlos-
senen Versicherungen stichprobenartig uberprift und geben hierzu folgende Empfehlungen:

a) UV fur die ehrenamtlichen SR-Mitglieder und die Schillerlotsen

Die Stadt hat flir die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder und die Schiilerlotsen Unfallversiche-
rungen abgeschlossen, die u.E. entbehrlich erscheinen, da bereits Versicherungsschutz im
Rahmen der gesetzlichen Unfallversicherung besteht (§ 2 Abs. 1 Nr. 10 SGB VII). Zudem wé-
re zu priifen, ob die Unfallversicherungen fiir die Kindergérten, den Ferienhort und den Ju-
gendtreff im Hinblick auf § 2 Abs. 1 Nr. 8 SGB VI tatsachlich benétigt werden.

b) Glasversicherungen

Fur verschiedene Gebdude wurde eine Glasversicherung (z.B. Schifffahrtsmuseum, Kindergar-
ten) abgeschlossen. Es sollte durch einen mehrjéhrigen Vergleich in Abwégung der moglichen
Schéden, des tatséchlichen Schadenverlaufs und einer sinnvollen Risikoabwéagung unter Ein-
beziehung eventueller Selbstbehalte untersucht werden, ob sich eine Nichtversicherung als
wirtschaftlicher erweisen kdnnte.

¢) Pauschale Elektronikversicherung

Die Stadt hat eine pauschale Elektronikversicherung abgeschlossen. Es wére zu priifen, in-
wieweit diese noch den tatséchlichen Gegebenheiten entspricht, da insbesondere durch den
neuen EDV-Mietvertrag sowie das Outsourcing der AKDB-Programme in den letzten Jahren
beitragswirksame Anderungen eingetreten sein diirften.

d) Optimierung der Schadensfreiheitsrabatte

Wir empfehlen, dass die Stadt eine Optimierung der Schadensfreiheitsrabatte bei ihrem Versi-
cherer beantragen sollte. Eine entsprechende Rabattoptimierung (Zuordnung der Fahrzeuge zu
der jeweils gunstigsten Schadensfreiheitsklasse) filhrt nach unserer Erfahrung regelmagig zu
Pramieneinsparungen.

Stellungnahme

Der Hinweis kann kiinftig beachtet werden. Da-
zu wird die Bauverwaltung in Vorbereitung ab-
zuschlieBender (Ver-)Kauf(s)vertrage die
Kammerei jeweils um Ubermittlung der maR-
geblichen Angaben bitten.

Englert 11.06.2013

Die Versicherungsvertrage werden in regelméa-
Rigen Absténden Uberprift. Die hier aufgefuhr-
ten einzelnen Versicherungen werden zeitnah
Uberpriift. Die Beanstandung hat sich also erle-
digt.

Uhlein 05.07.2013
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Mit der Verwaltung wurden wahrend der Priifung nachstehende Angelegenheiten miind-
lich erdrtert. Auf eine ausfihrliche Sachverhaltsdarstellung haben wir daher verzichtet:

a) Veranlagung von abrechenbaren Ausbaubeitragen

Nach einer Aufstellung der Verwaltung wurden in den vergangenen Jahren zahlreiche Mal3-
nahmen an Gehwegen, Kanélen und an der StraRenbeleuchtung durchgefiihrt, fiir die noch
Ausbaubeitrage zu erheben sind. Die sachliche Beitragspflicht entstand bei den meisten MaR-
nahmen 2009 oder 2010. Vorauszahlungen wurden nicht erhoben.

Wir empfehlen aus Griinden der Wirtschaftlichkeit (Art. 61 Abs. 2 GO) sowie im Hinblick auf
die Festsetzungsverjahrungsfrist, Ausbaumalnahmen zeitnah abzurechnen. Bei groReren MaR-
nahmen empfehlen wir, Vorauszahlungen zu erheben.

b) Uberpriifung der Zahl der Girokonten auf Notwendigkeit

Der stédtische Tagesabschluss wies am Tag unserer Kassenprifung insgesamt vier Girokonten
mit teilweise relativ geringen Bestanden bzw. Bestandsveranderungen aus. Nach VV Nr. 1 zu
§ 57 KommHV-Kameralistik sollten im Interesse einer straffen und wirtschaftlichen Liquidi-
tatsplanung Konten fur den Zahlungsverkehr bei Kreditinstituten auf den fur eine zweckméRi-
ge Abwicklung des Zahlungsverkehrs notwendigen Umfang beschrankt werden.

Wir empfehlen zu prifen, ob die Zahl der Girokonten verringert werden kann. Nicht mehr be-
notigte Konten und Zahlwege waren zeitnah aufzuldsen bzw. zu ldschen.

Stellungnahme

Die Verwaltung hat abzurechnende (Bei-
trags)Altfalle im November/Dezember 2013
veranlagt und dabei insgesamt ca. 650 Ausbau-
beitragsbescheide erlassen; die Abrechnung war
beitragsrechtlich teilweise schwer zu beurteilen
(Abrechenbarkeit, Abschnittsbildung etc.). Ge-
gen die Bescheide gingen form- und fristgerecht
mehrere Widerspriiche, insbesondere mit dem
Hinweis auf den Eintritt der Verjahrung ein, die
bisher allesamt ausgeraumt werden konnten. Es
ist davon auszugehen, dass alle Widerspriiche
ohne Vorlage ans Landratsamt abgewickelt
werden konnen. Ferner wird angemerkt, dass bei
StraBenbaumaBnahmen von gréRerem Umfang
grundsétzlich Vorauszahlungsbescheide erlassen
worden sind.

Eppig 03.03.2014

Uber den aktuellen Stand und die Ergebnisse
dieser Beitragsveranlagungen wird dem HFA in
der Sitzung vom 10.03.2014 berichtet. Die Be-
anstandung wird sich damit erledigen.
Firmbach 03.03.2014

Die Hauptbanken der Stadt Worth a. Main sind
momentan immer noch die Sparkasse und die
Raiffeisenbank. Auf dem Postgirokonto und
dem Konto bei der HypoVereinsbank sind nicht
allzu viele Bewegungen. Bei der Postbank wer-
den hauptséchlich die Telefonkosten abgebucht.
Diese vier Bankverbindungen sind auf allen
Schriftstiicken der Stadt abgedruckt und sind
deshalb allgemein bekannt. Die Kosten fiir diese
Girokonten sind minimal und deshalb vertretbar.
Weitere (inoffizielle) Girokonten unterhélt die
Stadtkasse bei der SEB und bei der Bank Schil-
ling. Diese Girokonten sind kostenfrei und wer-
den nur fiir die Anlage von Festgeldern unter-
halten und verwendet. Da aber immer wieder
mal Festgeldanlagen getétigt werden, sollten
sowohl diese Konten als auch die Konten bei
der der Postbank und der HVB erhalten bleiben.
Es macht keinen Sinn standig neue Konten an-
zulegen und wieder zu kiindigen.

Mechler 19.06.2013
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¢) Beschlussfassung tiber angenommene Spenden

Die Stadt hat in den Berichtsjahren zahlreiche Spenden fiir verschiedene Zwecke erhalten, z.B.
fur die Offene Ganztagsschule oder die Kindertageseinrichtungen. Diese werden bislang ohne
Beschluss des Stadtrats seitens der Verwaltung vereinnahmt.

Wir empfehlen der Verwaltung, im Hinblick auf die Handlungsempfehlungen fir den Umgang
mit Spenden, Schenkungen und &hnlichen Zuwendungen fiir kommunale/gemeinnitzige Zwe-
cke des Bayerischen Staatsministeriums des Innern (Anlage zum Schreiben des Staatsministe-
riums des Innern vom 27.10.2008, abgedruckt in Schreml/Bauer/Westner, Kommunales Haus-
halts- und Wirtschaftsrecht in Bayern unter I1l. im Anhang zu den Erl. zu§ 13 KommHV-
Kameralistik) die Annahme bzw. Ablehnung der Annahme der eingegangenen Spenden im zu-
standigen Gremium beschlieen zu lassen und die ein Kalenderjahr umfassende Zuwendungs-
liste zeitnah der Rechtsaufsichtsbehdrde zur Kenntnis zu tbermitteln.

d) Vorlage Beteiligungsbericht

Gemal Art. 94 Abs. 3 GO hat die Stadt jahrlich einen Bericht tber ihre Beteiligungen an pri-
vatrechtlich organisierten Unternehmen zu erstellen, wenn ihr mindestens 5% der Anteile ge-
héren (hier: EZV GmbH & Co. KG, Anteil 26,52 %). Der Beteiligungsbericht soll insbesonde-
re Angaben Uber die Erfiillung des 6ffentlichen Zwecks, die Beteiligungsverhaltnisse, die Zu-
sammensetzung der Organe der Gesellschaft, die Bezlige der einzelnen Mitglieder des ge-
schaftsfiihrenden Unternehmensorgans, die Ertragslage sowie die Kreditaufnahme enthalten.

In den Berichtsjahren wurden keine Beteiligungsberichte erstellt; Art. 94 Abs. 3 GO ist kiinftig
zu beachten. Der Bericht ist dem Stadtrat vorzulegen. Die Stadt hat ortsublich darauf hinzu-
weisen, dass jeder Einsicht in den Beteiligungsbericht nehmen kann.

Stellungnahme

AuBerhalb Bayerns gab es staatsanwaltschaftli-
che Ermittlungsverfahren gegen kommunale
Wahlbeamte wegen des Verdachts der Vorteils-
nahme (§ 331 Abs. 1 StGB) im Zusammenhang
mit dem Einwerben und der Entgegennahme
von Spenden und Zuwendungen.

Um das Vertrauen der Offentlichkeit in die Lau-
terkeit des 6ffentliches Dienstes zu stérken, hat
das BayStMI am 27.10.2008 eine Handlungs-
empfehlung erlassen, die den kommunalen
Wahlbeamten eine Hilfestellung im Umgang
mit Spenden und Zuwendungen gibt. Folgendes
wird dort empfohlen:

a. Entgegennahme erst nach SR-Beschluss
oder unter dem Vorbehalt des SR-
Beschlusses

b. Dokumentation der Zuwendungsangebote
und Anzeige beim K&émmerer

c. Annahme der Zuwendung durch SR-
Beschluss in ngSitzung, soweit eine Beein-
flussung nicht plausibel erscheint

d. Erfassung aller Spenden und Zuwendun-
gen eines Kalenderjahres in einer Liste

e. Zeitnahe Ubermittlung dieser Liste an die
Rechtsaufsichtsbehdrde

Die Stadtkdmmerei hat in der VVergangenheit auf
die Anwendung der Handlungsempfehlung ver-
zichtet, weil der dafiir notwendige Verwaltungs-
aufwand unverhéltnisméRig erschien. Zum ei-
nen ist das jahrliche Spendenvolumen tber-
schaubar. Es liegt regelmaRig nicht tiber 3.000 —
4.000 €/a und verteilt sich auf viele Einzelspen-
den. Zum anderen sind besondere Spenden, wie
z.B. die Spende des 1. Burgermeisters tber
4.505 € anlésslich seines 60. Geburtstages in
2009 oder die Spende des Fordervereins Sport-
halle tiber 6.000 € in 2013 dem Stadtrat bekannt
bzw. wurden ihm bekanntgegeben. Die Stadt-
kammerei schlagt vor, es bei diesem Verfahren
zu belassen.

Hilfsweise kdnnte/sollte vom Stadtrat z.B. be-
schlossen werden:

a. Spenden ab 1.000 €
sind in Listen zu erfassen und dem Stadtrat
1x-jahrlich in ngSitzung vorzulegen

b. Spenden ab 5.000 €
sind dem Stadtrat unverziglich mitzuteilen

c. Spenden ab 10.000 €
sind vor ihrer Annahme vom Stadtrat zu
beschlieBen

Firmbach 03.03.2014

Dieser, gegen Ende der 90er Jahre eingefuihrten
rechtlichen Verpflichtung ist die Stadtkdmmerei
erstmals mit dem Beteiligungsbericht 2001 um-
fassend nachgekommen.

In der SR-Sitzung vom 31.07.2013 wurde der
Beteiligungsbericht 2013 vorgestellt und gebil-
ligt. Er wurde am 10.07.2013 dem Landratsamt
Ubersandt und im Amtsblatt vom 09.08.2013
bekanntgemacht. Die Beanstandung ist also er-
ledigt und wird kiinftig im Rahmen der zeitli-
chen Ressourcen beachtet.

Firmbach 03.03.2014
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e) Wirtschaftlichkeit des elektronischen Informationssystems EyeScreen, Landstr. 11b
Die Stadt schloss - geméaR Stadtratsbeschluss vom 04.05.2011 - am 18.05.2011 einen Vertrag
liber die Installation eines Werbe- und Informationssystems mit der ortsansassigen Fa. E. Die
Stadt verpflichtete sich zur Zahlung einer monatlichen Nutzungsgebiihr von brutto 427,21 € an
das Unternehmen und erhalt dafiir 40 % der Netto-Werbeumsétze. Die Vertragslaufzeit wurde
mit finf Jahren vereinbart, der Stadt steht jedoch ein Sonderkiindigungsrecht fiir den Fall zu,
dass nach 24 Monaten die an die Stadt ausgezahlten Werbeeinnahmen die bis dahin geleisteten
Zahlungen nicht wenigstens zu 50 % abdecken. Die Kindigungsfrist betrégt dabei zwei Mona-
te.

Da nach Uber einem Jahr Laufzeit des Vertrags zum Zeitpunkt der Prifung keine Werbeein-
nahmen erzielt werden konnten, die Ausgaben der Stadt mit rd. 5 T€ jahrlich jedoch eine zu-
sétzliche Belastung fiir den Haushalt darstellen, empfehlen wir, die Weiterfilhrung des Ver-

trags Uber die 24-monatige Sonderkiindigungsfrist hinaus kritisch zu prifen und den Vertrag
gof. rechtzeitig zu kiindigen.

f) Anpassung der WAS an die AVBWasserV

Mit der 2010 in Kraft getretenen Anderungsverordnung tiber "Allgemeine Bedingungen fir die
Versorgung mit Wasser" (AVBWasserV) besteht fiir den Tréager der Wasserversorgung die
Verpflichtung, die WAS dem § 12 Abs. 4 AVBWasserV anzupassen. Eine Anderung der WAS
wurde bisher nicht vorgenommen. Auf die IMBek vom 29.03.2010, AlIMBI Nr. 4/2010, S.
112, sowie auf die Ausfithrungen in der FSt 170/2010 weisen wir hin.

Woérther Sozialstiftung Maria Schiegl:
Erschwerter Nachweis des Erhalts des Kapitalvermogens durch undifferenzierten Nach-
weis der Sonderrucklage

Die Stadt hat flir die Stiftung bisher weder eine Kapitalerhaltungsriicklage noch eine Mittel-
verwendungsriicklage gebildet. Es wurden alle Geldbesténde der Stiftung undifferenziert in
einer Sonderriicklage gefiihrt. In diesem Riicklagenstand werden auch die Ubergegangenen
Vermdgenswerte der Stiftung gefiihrt. Es konnte somit insbesondere nicht nachgewiesen
werden, wie sich die (ibergegangenen Vermdgenswerte (Art. 84 Abs. 1 GO) entwickelt ha-
ben und welche Betrdge ggf. noch fir den Stiftungszweck zur Verfugung stehen. Zum
Nachweis des Erhalts der (ibergegangenen Vermdgenswerte waren die Mittel der Sonder-
riicklage (z.B. in einer Nebenrechnung) zu differenzieren in Uibergegangene Vermdgenswer-
te, Kapitalerhaltungsriicklage und eine Mittelverwendungsriicklage. Eine eventuell ange-
sammelte Mittelverwendungsriicklage ware alshald aufzulésen und fiir den Stiftungszweck
einzusetzen (vgl. auch § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO).

Stellungnahme

Die kritische Prufung des angesprochenen Ver-
trags stand aus Sicht der Bauverwaltung nie in
Zweifel.

Englert 11.06.2013

Das gesamte leitungsgebundene Satzungsrecht,
neben den Beitrags- und Gebiihrensatzungen
(BGS/WAS u. BGS/EWS) also auch die Ein-
richtungssatzungen (WAS u. EWS), ist zur No-
vellierung vorgesehen. Den Auftrag fiir diese
Dienstleistung, der eine umfangreiche Globalbe-
rechnung vorausgehen muss, hat die Fa. R6d| &
Partner GbR am 31.10.2013 erhalten. Mit einem
Neuerlass der genannten Satzungen ist bis zum
31.07.2014 zu rechnen. In diesem Zusammen-
hang werden auch die beanstandeten Satzungs-
regelungen Uberarbeitet. Die Beanstandung wird
sich damit erledigen.

Firmbach 03.03.2014

Diese Feststellung ist inhaltlich nicht insgesamt
zutreffend. Die Stadtkdmmerei filhrt im Rahmen
des Haushaltsplans und der Jahresrechnung
Ubersichten, aus denen sehr wohl der Stand und
die Entwicklung des Stiftungsvermdgens ent-
nommen werden kdnnen. Auferdem werden seit
2009 fiir die Stiftung tabellarische Ubersichten
erstellt, aus denen die Entwicklung des Vermo-
gens, die Zufiihrung der Zinsertrage und die
Verwendung der Mittel differenziert entnom-
men werden kénnen. Diese Ubersichten wurden
dem HFA in der Sitzung vom 23.09.2009 um-
fassend vorgestellt.

Die Hinweise zur Differenzierung der Sonder-
riicklage in

a.  Ubergegangene Vermdgenswerte

b.  Kapitalerhaltungsriicklage

c.  Mittelverwendungsriicklage

werden kiinftig beachtet. Die entsprechenden
Tabellen sind bereits angelegt.

Hinweis:

Nach Art. 84 Abs. 2 GO sind die Vermdgens-
werte in ihrem Bestand ungeschmalert zu erhal-
ten. Daraus ergibt sich fur Kapitalvermdgen die
Forderung nach dem Ausgleich des allgemeinen
Geldwertschwundes (Inflation). In Hohe der In-
flation ist somit eine sog. Kapitalerhaltungs-
riicklage zu bilden, die aus den Fondsertragen
vorrangig zu bedienen ist. Der (iberschieRende
Teil der Fondsertrége ist der sog. Mittelverwen-
dungsricklage zuzufiihren. Nur in Héhe der
Mittelverwendungsriicklage kénnen/dirfen
Fondsmittel verwendet werden. Der Werter-
halt der Fondsmittel ist bis 2008 gelungen.
Ab 2009 wurden mehr Mittel verwendet, als
unter Berucksichtigung von Art. 84 Abs. 2
GO zur Verfugung standen. Zum Stand
31.12.2013 wurden insgesamt 8.120,96 € mehr
verwendet, als in der Mittelverwendungsruckla-
ge verflgbare Mittel vorhanden waren. Dies
hatte zwei Griinde:
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O | tatséchlichen Gegebenheiten angepasst werden.
£
L

ten.

Tatséchlich wurden die Mittel in den Berichtsjahren ohne Beschlisse des Fi-
nanzausschusses (jetzt: Haupt- und Finanzausschuss) von der Verwaltung aus-
gereicht. Eine regelméagige Berichterstattung im Gremium unterblieb bislang.
Die Regelungen der Richtlinien fur die Mittelvergabe sind zukinftig einzuhal-

ten.

63939 Worth a. Main, den 03.03.2014
- Stadtkammerei -
Heinz Firmbach

Die Richtlinien vom 30.09.1994 sollten bezuglich der Mittelvergabe vollzogen und den

a) Nach 85 Ziff. 1 der Richtlinien obliegt die Verwaltung der Stiftungsmittel dem
Leiter der Aufgabengruppe Ordnungs- und Sozialwesen. Tatsachlich werden
die Mittel von der Kdmmerei verwaltet. § 5 Ziff. 1 sollte den tatséchlichen Ge-
gebenheiten angepasst werden.

b)  Nach § 5 Ziff. 2 der 0.g. Richtlinien werden die Mittel auf VVorschlag des ersten
Burgermeisters vom Finanzausschuss vergeben. Dem Stadtrat ist einmal jahr-
lich Gber die Mittelvergabe und den Stand des Stiftungsvermégens zu berich-

Stellungnahme

Zum einen wurden in den Jahren 2008-2013 —
mit stark fallender Tendenz und mit Billigung
des HFA/SR - insgesamt 22.975,26 € Elternbei-
trage fir die OGS aus Fondsmitteln finanziert.
Zum anderen sind in diesen Jahren die Fondser-
trage stark gesunken.

In den kommenden Jahren muss primar der
Werterhalt der Fondsmittel im VVordergrund ste-
hen. Sollte dies nicht gelingen, muss uberlegt
werden, ob nicht ein Teil der fiir Elternbeitrage
verwendeten Fondsmittel aus dem Haushalt dem
Fonds erstattet werden.

Firmbach 03.30.2014

Zua)

Der Aufgabenzuordnung lag die Uberlegung zu
Grunde, dass die Verwaltung des Fonds nach
seinem Zweck besser und richtig beim Leiter
der Aufgabengruppe ,,Ordnungs- und Sozialwe-
sen“ angesiedelt ist. In der Praxis ist diese Auf-
gabe jedoch der Stadtkdmmerei zugewachsen,
weil mit Hilfe der Fondsmittel i.d.R. finanzielle
Notlagen behoben wurden, die von der Stadt-
kammerei naturgemdR besser beurteilt werden
konnten. Es wird deshalb empfohlen, der Bean-
standung nachzukommen und auch die Verwal-
tung der Stiftungsmittel auf den Leiter der
Kémmerei zu Ubertragen.

Zub)

Nach Aktenlage wurde der HFA zuletzt in der
Sitzung vom 23.09.2009 umfassend Uber die
Vermdgensentwicklung und Vermdgensver-
wendung des Fonds informiert. Des Weiteren
beschloss der HFA am 29.04.2013 die Gewéh-
rung eines Darlehens i.H.v. 2.500 € an Frau Y.
Seit 2008 wurde lediglich ein weiteres Darlehen
— vermutlich ohne Beschluss — gewéhrt, und
zwar an Frau M. i.H.v. 2.500 €, welches im sel-
ben Jahr wieder getilgt wurde. In den Jahren
2008-2013 wurden — mit stark fallender Ten-
denz — insgesamt 22.975,26 € Elternbeitrage fir
die OGS aus Fondsmitteln finanziert, woruber
der HFA/SR unterrichtet waren. Daneben gab es
noch eine einzige Mittelverwendung; in 2008
erhielt Herr H. einen Zuschuss i.H.v. 1.000 €.
Hierzu gab es eine Sitzungsvorlage vom
16.05.2008, ein Beschluss konnte jedoch nicht
festgestellt werden. Die Prifungsfeststellung,
,,Tatsachlich wurden die Mittel in den Berichts-
jahren ohne Beschliisse des Finanzausschusses
(jetzt: Haupt- und Finanzausschuss) von der
Verwaltung ausgereicht.“ muss also insoweit
stark relativiert werden.

Die stets akuten finanziellen Notlagen, denen
unmittelbar abgeholfen werden musste, und die
relativ langen Sitzungsintervalle des HFA mo-
gen ein Grund dafur gewesen sein, dass im BZR
der HFA an den Vergabeentscheidungen nicht
immer unmittelbar und umfassend beteiligt
worden ist.

Die Stadtkdmmerei bittet diesen RL-Verstof zu
entschuldigen. Der Hinweis wird kiinftig beach-
tet. In der HFA-Sitzung vom 09.04.2014 erhalt
der HFA umfassende Informationen tber die
Entwicklung und Verwendung des Fondsver-
madgens.

Firmbach 03.03.2014
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Abschnitt 2:
JA 2012 BgA Freizeiteinrichtungen

> wbdhpE

10.

11.

12.

13.

14.
15.

16.

17.

AN
NN

=% RN Stadt Worth a. Main
A kYC Betrieb gewerblicher Art: Freizeiteinrichtungen
NS

Gewinn- und Verlustrechnung
flr das Geschaftsjahr

Umsatzerlése
Andere aktivierte Eigenleistungen
Sonstige Ertrage

Gesamtleistung

Aufwendungen fur Roh-, Hilfs- und Betriebs-
stoffe sowie fir bezogene Waren

Rohertrag

Lohne und Gehaélter einschliel3lich Nebenkosten
Sozialabgaben

Aufwendungen fir Altersvorsorge u. Unterstiitzung
Ordentliche Abschreibungen und Wertberich-
tigungen auf Sachanlagen und immaterielle
Wirtschaftsguter

Abschreibungen und Wertberichtigungen auf
Finanzanlagen einschlielich Einstellung in die
Pauschalwertberichtigung zu Forderungen

Zinsen u. ahnliche Aufwendungen
Steuern vom Einkommen, vom Ertrag u. vom
Vermogen

Sonstige Steuern
Sonstige Aufwendungen

Sonstiger Aufwand

Jahresverlust (-) / Jahresgewinn (+) N.St.

nachrichtlich:

17

. Jahresverlust (-) / Jahresgewinn (+) V.St.

Worth a. Main, den 05.02.2014

Dotzel, 1. Blrgermeister

G+V JA 2012 BgA Freizeiteinrichtungen (endg.)2014.02.05.xIs

2012

2012
SOLL HABEN
EUR EUR
72.661,27
0,00
583.783,87
656.445,14
149.826,76
506.618,38
35.279,06
9.980,12
0,00
170.784,40
0,00
77.992,16
42.554,79
609,32
62.594,03
-399.793,88
42.554,79 106.824,50
42.554,79

149.379,29

Anlage zu TOP. 5.0

06.02.2014 11:12

Vorjahr
SOLL HABEN
EUR EUR
68.902,53
0,00
488.422,87
557.325,40
154.410,30
402.915,10
34.566,23
9.809,71
0,00
161.949,20
0,00
74.698,07
44.620,78
796,64
71.756,21
-398.196,84
44.620,78 4.718,26
44.620,78 49.339,04
Seite 1
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Abschnitt 5:
JA 2012 BgA Freizeiteinrichtungen

Stadt Worth a. Main

06.02.2014 11:16
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Betrieb gewerblicher Art: Freizeiteinrichtungen

(Hallenbad und 2-fach-Sporthalle)

Beratungsbericht 2012

|. Erlauterungen zu den Bilanzposten

+ o+ o+ o+ o+ %

1.3.

*

+ o+ o+ + o+

1.4.

*

+ o+ o+ o+ o+

Anlagevermdgen

. Anlagenzugange Hallenbad It. VMR

Grundstucke zu AHK (inkl. Anliegerbeitréage)
Grundstiicke zum Verkehrswert (eingelegt)
Grundstucke, Anliegerbeitrage

Gebaude

Betriebstechnische Anlagen

Betriebs- u. Geschaftsanlagen

Berichtigung Sachanlagenstand

Anlagen im Bau (A..B.)

Summe

Grundstucke zu AHK (inkl. Anliegerbeitrage)
Grundstiicke zum Verkehrswert (eingelegt)
Grundstucke, Anliegerbeitrage

Gebaude

Betriebstechnische Anlagen

Betriebs- u. Geschéftsanlagen

Berichtigung Sachanlagenstand

Anlagen im Bau (A.I.B.)

Summe

. Anlagenzugénge 2-fach-Sporthalle It. VMR 2012 (saido zu-/Abgange)

Anlagenzugéange insgesamt It. VMR 2012 (saldo zu-/Abgange)

Grundstiicke, Anliegerbeitrage
Gebaude

Betriebstechnische Anlagen
Betriebs- u. Geschéftsanlagen
Berichtigung Sachanlagenstand
Anlagen im Bau

Summe

Stand des Anlagevermogens

Grundstiicke, Anliegerbeitrage
Gebaude

Betriebstechnische Anlagen
Betriebs- u. Geschéftsanlagen
Berichtigung Sachanlagenstand
Anlagen im Bau

Summe

Beteiligungen 1

EZV Energie- u. Service GmbH & Co. KG Untermain

* Kommanditeinlage (Haftkapital)

Beratungsbericht

2012 (saldo zu-/Abgange) +1- gegii V3 2012 Vorjahr
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
-27,4% 45.344,74 € 62.426,69 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
-27,4% 45.344,74 € 62.426,69 €
45.344,74 € 62.426,69 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
-100,0% 0,00 € -370.386,00 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
-100,0% 0,00 € -370.386,00 €
0,00€ -370.386,00 €
0,00 € 0,00 €
-100,0% 0,00 € -370.386,00 €
-27,4% 45.344,74 € 62.426,69 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
-114,7% 45.344,74 € -307.959,31 €
45.344,74 € -307.959,31 €
Stand 01.01. Zugange Abgange (Afa) Stand 31.12. Stand 31.12.
1.162.838,40 € 0,00 € 0,00 € 1.162.838,40 € 1.162.838,40 €
3.171.683,22 € 0,00 € 80.470,00 € 3.091.213,22 € 3.171.683,22 €
612.271,20 € 45.344,74 € 81.735,00 € 575.880,94 € 612.271,20 €
91.413,04 € 0,00 € 8.579,40 € 82.833,64 € 91.413,04 €
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
5.038.205,86 € 45.344,74 € 170.784,40 € 4.912.766,20 € 5.038.205,86 €
170.784,40 € 4.912.766,20 € 5.038.205,86 €
Kapitalanteil +1- gegii V3 2012 Vorjahr
265.200,00 €
JA 2012 BgA Freizeiteinrichtungen (endg.)2014.02.05.xls 1
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+ Kommanditeinlage (ohne Haftung)
= Kommanditeinlagen

* auszuschittender JU-Schuss aus dem Ifd. wJ
+ nicht ausgeschittete JU-Schiisse kumuliert
= Forderungen aus Beteiligungen soweit steuerlich relevant

EZV Energie- u. Service Verwaltungs-GmbH
* Stammeinlage (Haftkapital)

Summe

1) Die EZV GmbH wurde mit Wirkung zum 1.1.2004 in die EZV GmbH & Co. KG umgewandelt.

nachrichtlich:
Jahresuberschuss EZV GmbH & Co. KG 2012 handelsrechtlich

*

I x

+

handelsrechtlicher Jahrestiberschuss der EZV GmbH & Co. KG, WJ 2012
26,52% Anteil BgA Freizeiteinrichtungen
anteiliger handelsrechtlicher Jahrestiberschuss WJ 2012 nach Kap.-Quote

26,52%

Verschiebung anteiliger handelsrechtl. Jahresiiberschuss aus Breitbandgeschéft zw. £.ON u. komm. Gesellsc

anteiliger handelsrechtl. Jahrestiberschuss WJ 2012 nach Verschiebung JU Breitband

davon anteilig nicht zur Ausschittung beschlossen
Ausschittung Jahresiberschuss 2012

Jahresuberschuss EZV GmbH & Co. KG 2011 steuerrechtlich

*

-

I x

+

+

+ +

o

*

handelsrechtlicher Jahrestiberschuss der EZV GmbH & Co. KG, WJ 2012

steuerliche Korrekturen/Anpassungen it einh.+ges. Gewinnermittlung EZV GmbH & Co. KG, WJ 2012

steuerlich relevanterJahrestiberschuss der EZV GmbH & Co. KG, WJ 2012
26,52% Anteil BgA Freizeiteinrichtungen

anteiliger steuerlich relevanter Jahresiiberschuss WJ 2012 nach Kap.-Quote

Verschiebung anteiliger handelsrechtl. Jahresiiberschuss aus Breitbandgeschéft zw. £.ON u. komm. Gesellsc
anteiliger steuerlich relevanter Jahrestiberschuss WJ 2012 nach Verschiebung JU Breitband
steuerl. nicht abziehbare Aufwéndungen t. einh.+ges. Gewinnermittiung EZV GmbH & Co. KG, WJ 2012

anteiliger steuerrechtlicher Jahrestiberschuss WJ 2012

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (Badegebiihren, Hallenmieten)
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (versicherungen, Schadensfalle)
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (Staatszuschiisse)

Forderungen aLulL an Finanzamt
USt-Forderungen aLuL

VSt-Forderungen an Finanzamt aus dem wJ 2012
Summe

Forderungen an die Stadt (Kassenforderungen)
Stand 31.12. Vorjahr
Zinsen Kassenschulden
Zinsen Kassenforderungen
Kassenmindereinnahmen
Kassenmehreinnahmen
Darlehenszinsen
Darlehenstilgungen
Darlehensaufnahmen

Die Forderungen aus Beteiligungen
werden ab dem WJ 2012 systematisch
zutreffend unter der Bilanzposition

"Beteiligungen” nachgewiesen.

Konzessionsabgabe
Stand 31.12. Ifd. Jahr

Forderungen aus Beteiligungen steuerlich
nicht ausgeschittete JU-Schiisse der EZV GmbH & Co. KG kumuliert
auszuschittender JU-Schuss der EZV GmbH & Co. KG aus dem lfd. wJ

Summe

Sonstige Forderungen (gegeniiber Fa)
Abzugssteuern aus Beteiligungseinnahmen im Ifd. wJ

aus Jahresiiberschuss der EZV GmbH & Co.KG, WJ 2012 It. ges.+einh. Feststellung EZV KG
54.482,50 €
362,58 €

* Kapitalertragsteuer 25%
+ Zinsabschlagsteuer 30%
+ Soli-Zuschlag
Abzugssteuern aus Beteiligungseinnahmen vorjahr

Beratungsbericht

54.845,08 €
3.016,44 €

06.02.2014 11:16

Anlage zu TOP. 5.0

615.515,09 € 880.715,09 € 880.715,09 €
880.715,09 €
362.504,36 €

592.731,97 € 955.236,33 € 1.835.951,42 € 0,00 €
955.236,33 €

6.650,00 € 6.650,00 €

1.842.601,42 € 887.365,09 €

1.842.601,42 € 887.365,09 €

27,4%

2.466.887,83 €| |

1.936.894,14 €

27,4%

25,7%
98,7%

-2,4%

27,4%
25,5%

654.218,65 € 513.664,33 €
-8.775,64 € 0,00 €
645.443,01 € 513.664,33 €
282.938,65 € 142.384,33 €
362.504,36 € 371.280,00 €
362.504,36 € 371.280,00 €

2.466.887,83 €
-470.932,23 €

1.936.894,14 €
-375.249,79 €

27,8%

1.995.955,60 €

1.561.644,35 €

27,8% 529.327,43 € 414.148,08 €
-8.775,64 € 0,00 €

25,7% 520.551,79 € 414.148,08 €
63,6% 46.244,47 € 28.260,72 €
28,1% 566.796,26 € 442.408,80 €
566.796,26 € 442.408,80 €

-100,0% 0,00 € 70,09 €
-100,0% 0,00 € 7.363,69 €
0,00 € 0,00 €

-100,0% 0,00 € 7.433,78 €
0,00 € 7.433,78 €

-100,0% 0,00 € 491 €
-15,0% 12.167,09 € 14.321,03 €
-15,1% 12.167,09 € 14.325,94 €
12.167,09 € 14.325,93 €

23,0%

2.100.574,44 €

1.708.449,59 €

JA 2012 BgA Freizeiteinrichtungen (endg.)2014.02.05.xls

0,00 € 0,00 €
-10,4% 21.698,88 € 24.222,73 €
0,00 € 0,00 €
72,2% 153.494,48 € 551.613,64 €
-5,3% 70.755,16 € 74.698,07 €
1,8% 111.026,04 € 109.013,45 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
-0,3% 2.093.986,61 € 2.100.574,44 €
2.093.986,61 € 2.100.574,44 €
36,4% 592.731,97 € 434.684,54 €
-2,4% 362.504,36 € 371.280,00 €
18,5% 955.236,33 € 805.964,54 €
955.236,33 € 805.964,54 €
57.861,52 € 57.861,52 € 0,00 €
59.537,14 € 59.537,14 €
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Abzugssteuern aus Beteiligungseinnahmen vorvorjahr

K&St, KapErtSt + SoliZu des BgA Nachholung Vorjahr im Ifd. WJ
K&St, KapErtSt + SoliZu des BgA Nachholung Vorjahre aus letztem WJ

Summe

Eigenkapital

. Stammkapital

Stand 31.12.Vorjahr
Zugange Hallenbad
Zugange 2-fach-Sporthalle
Abgénge

Stand 31.12. Ifd. Jahr

Offene Rucklagen
Stand 31.12. Vorjahr
Zugange Hallenbad
Zugange 2-fach-Sporthalle
Zugange BP 2008-2010

sonstige Abgange (Umb. auf Riicklagen aus Staatszuschiissen)

Stand 31.12. Ifd. Jahr

. Riuicklagen aus Staatszuschiissen

Stand 31.12.Vorjahr

Zugange Hallenbad

Zugange 2-fach-Sporthalle

sonstige Abgénge (Umb. auf Ricklagen aus Staatszuschiissen)
Stand 31.12. Ifd. Jahr

Eigenkapital
Stand 31.12.Vorjahr
Zugange Hallenbad
Zugange 2-fach-Sporthalle
Zugange BP 2008-2010
Abgange

Stand 31.12. Ifd. Jahr

Empfangene Ertragszuschiisse
Stand 31.12.Vorjahr

Zugénge

Abgénge

Aufldsungen

Stand 31.12. Ifd. Jahr

Ruckstellungen

Veranderungen

Stand 31.12.Vorjahr

K6St/Soli aus dem Ifd. WJ u. Vorjahr: Nachholungen
KapErtSt/Soli aus dem Ifd. WJ u. Vorjahr: Nachholungen
K6St/Soli aus Vorjahren (BP 2008-2010): KsSt/Soli 2009
K6St/Soli aus Vorjahren (BP 2008-2010): KsSt/Soli 2008
K6St/Soli aus Vorjahren (BP 2008-2010): KsSt/Soli 2010

Zinsen auf K6St/Soli aus Vorjahren (BP 2008-2010): zinsen KoSt/Soli 2008+2010
K6St/Soli aus Vorjahren (BP 2008-2010): KsSt/Soli 2006+2007

Zinsen auf K6St/Soli aus Vorjahren (BP 2008-2010): zinsen KoSt/Soli 2006+2008
KapErtSt/Soli aus Vorjahren (BP 2008-2010): KapErtSt/Soli 2008-2010

sonstige Bildungen/Aufldsungen
Stand 31.12. Ifd. Jahr

Bestande

Aufbewahrungskosten

Bilanzerstellungskosten

KoSt/Soli aus dem Ifd. WJ u. Vorjahr: Nachholungen

Beratungsbericht JA 2012 BgA Freizeiteinrichtungen (endg.)2014.02.05.xls
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Anlage zu TOP. 5.6

0,00 € 58.632,46 €
0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 €

117.398,66 € 118.169,60 €

117.398,66 € 118.169,60 €

+/- gegii VJ 2012 Vorjahr
0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 €

8,5%

-100,0%

2.896.186,43 €
0,00 €
0,00 €
0,00 €
0,00 €

2.669.866,43 €
0,00 €

0,00 €
226.320,00 €
0,00 €

0,0%

2.896.186,43 €

2.896.186,43 €

-0,4%
-100,0%
-100,0%

2.896.186,43 €

1.901.100,00 €
0,00 €
0,00 €
0,00 €

2.896.186,43 €

1.908.700,00 €
-2.000,00 €
-5.600,00 €
0,00 €

0,0%

1.901.100,00 €

1.901.100,00 €

4,8%
-100,0%
-100,0%
-100,0%

1.901.100,00 €

4.797.286,43 €
0,00 €
0,00 €
0,00 €
0,00 €

1.901.100,00 €

4.578.566,43 €
-2.000,00 €
-5.600,00 €
226.320,00 €
0,00 €

0,0%

4.797.286,43 €

4.797.286,43 €

4.797.286,43 € 4.797.286,43 €
-3,2% 16.984,00 € 17.554,00 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
0,0% 570,00 € 570,00 €
-3,4% 16.414,00 € 16.984,00 €
16.414,00 € 16.984,00 €
4386,4% 44.863,78 € 1.000,00 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
-100,0% 0,00 € 26.725,00 €
-100,0% 0,00 € 29.039,00 €
-100,0% 0,00 € 468,00 €
-100,0% 0,00 € -11.143,22 €
-100,0% 0,00 € -2.006,00 €
-100,0% 0,00 € 681,00 €
13249,2% 13.349,22 € 100,00 €
29,8% 58.213,00 € 44.863,78 €
58.213,00 € 44.863,78 €
0,00 € 0,00 €
18,2% 1.300,00 € 1.100,00 €
0,00 € 0,00 €
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06.02.2014 11:16

Anlage zu TOP. 5.0

+ KapErtSt/Soli aus dem Ifd. WJ u. Vorjahr: Nachholungen 0,00 € 0,00 €
+ KoOSt/Soli aus Vorjahren (BP 2008-2010): ksst/Soli 2009 0,00 € 0,00 €
+ KOSt/Soli aus Vorjahren (BP 2008-2010): ksSt/Soli 2008 0,0% 26.725,00 € 26.725,00 €
+ KOSt/Soli aus Vorjahren (BP 2008-2010): ksSt/Soli 2010 0,0% 29.039,00 € 29.039,00 €
+ Zinsen auf K&St/Soli aus Vorjahren (BP 2008-2010): zinsen KoSt/Soli 2008+2010 0,0% 468,00 € 468,00 €
+ KoSt/Soli aus Vorjahren (BP 2008-2010): ksSt/Soli 2006+2007 -100,0% 0,00 € -11.143,22 €
+ Zinsen auf K6St/Soli aus Vorjahren (BP 2008-2010): zinsen KoSt/Soli 2006+2008 -100,0% 0,00 € -2.006,00 €
+ KapErtSt/Soli aus Vorjahren (BP 2008-2010): KapErtSt/Soli 2008-2010 0,0% 681,00 € 681,00 €
+ sonstige 0,00 € 0,00 €
= Riuckstellungen 31.12. Ifd. Jahr 29,8% 58.213,00 € 44.863,78 €
58.213,00 € 44.863,78 €
11. Sonstige Verbindlichkeiten (gegeniber Ezv kG) +1- gegii V3 2012 Vorjahr
KapErtSt, ZinsabSt + SoliZu aus Beteiligungseinnahmen
aus Jahresiiberschuss der EZV GmbH & Co.KG, WJ 2012 It. ges.+einh. Feststellung EZV KG
*  Kapitalertragsteuer 20% -0,6% 54.482,50 € 54.790,21 €
+ Zinsabschlagsteuer 30% -77,9% 362,58 € 1.643,13 €
= KapErtSt+ZinsabSt -2,8% 54.845,08 € 56.433,34 €
+ Soli-Zuschlag 2,8% 3.016,44 € 3.103,80 €
+ Berichtigung Abzugssteuern der EZV KG, WJ 2008 It. ges.+einh. Festst. EZV KG 0,00 € 0,00 €
= Summe -2,8% 57.861,52 € 59.537,14 €
57.861,52 € 59.537,14 €
12. Darlehen bei Fremden
Ifd. Darl.-Akt- Zins- Auszahlung
Nr. Nr. satz Darl.-Geber Darl.-Nr. Nennwert in % Betrag Datum
1 68/2006 3,75% Kfw-Berlin 6527347 1.200.000,00 € 100,00% 1.200.000,00 € 12.05.2006
2 69/2006 4,39% BayernLB 136/1056467 1.223.900,00 € 100,00% 1.223.900,00 € 26.06.2006
3 0,00 € 100,00% 0,00 €
4 0,00 € 100,00% 0,00 €
4,07% 2.423.900,00 € 2.423.900,00 €
Ifd. Stand am Aufnahme Tilgung Stand am
Nr. 02.01.2012 0. Umsch. far Umsch. ohne Umsch. far Umsch. 31.12.2012 Zinsen
1 915.789,00 € 0,00 € 0,00 € 63.158,00 € 0,00 € 852.631,00 € 33.749,98 €
2 1.022.256,99 € 0,00 € 0,00 € 47.868,04 € 0,00 € 974.388,95 € 44.866,86 €
3 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
4 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
1.938.045,99 € 0,00 € 0,00 € 111.026,04 € 0,00 € 1.827.019,95 € 78.616,84 €
4~ Anteil OGS It. BP 2008-2010 10% 7.861,68 €
70.755,16 €
Il. Erlauterungen zu den Posten der Gewinn- und Verlustrechnung:
1. Umsatzerlose +1- gegi V3 2012 Vorjahr
1.1. Hallenbad
*  Badegebuhren offentlicher Badebetrieb 10,5% 11.690,63 € 10.580,99 €
+ Badegebihren Eigenverbrauch (Schulen, Vereine) -10,6% 8.668,14 € 9.701,25 €
= Summe 0,4% 20.358,77 € 20.282,24 €
20.358,77 € 20.282,24 €
1.2. Sporthalle
*  Hallenmieten unternehmerische Nutzung (Vereine u. sonstige) -10,2% 13.520,00 € 15.050,29 €
+ Hallenmieten hoheitliche Nutzung (Schulen) 15,8% 15.285,00 € 13.200,00 €
28.805,00 € 28.250,29 €
+ steuerlicher Ausgleich fir hoheitliche Hallennutzungen
150% aus hoheitl. Ertrégen It. BP 2008-2010 15,8% 22.927,50 € 19.800,00 €
= Summe 7,7% 51.732,50 € 48.050,29 €
51.732,50 € 48.050,29 €
Beratungsbericht JA 2012 BgA Freizeiteinrichtungen (endg.)2014.02.05.xls 4
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Umsatzerldse gesamt
Badegebiihren

Hallenmieten

Aufldsung empfangener Ertragszuschisse
Summe

Sonstige Ertrage

Beteiligungseinnahmen (JU der EZv GmbH & Co. KG aus dem Ifd. WJ)
Zinsen fir Forderungen an die Stadt

Spenden fur Ifd. Zwecke

Eliminierung hoheitl. Anteil Aufwand/Ertrag It. BP 2008-2010
Sonstige Ertrage

Summe

Aufwéandungen fir Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

Hallenbad
Unterhalt Bad
Unterhalt BHKW
Reinigungskosten
Gasverbrauch
Stromverbrauch
Wasserverbrauch
Sonstiges
Summe

. Sporthalle

Unterhalt betriebstechnische Anlagen
Unterhalt Sporthalle
Reinigungskosten

Gasverbrauch

Stromverbrauch

Wasserverbrauch

Sonstiges

Summe

. Aufwandungen gesamt

Hallenbad
Sporthalle
Summe

Sonstige Aufwéandungen

. Hallenbad

Verwaltungskostenbeitrag

Ausbildung, Fortbildung

Fuhrparkkosten

Versicherungen

Zuschusse fir Ifd. Zwecke an Vereine
Mitgliedsbeitrége (Foverein Theresia Gerhardinger Schule Wérth e.V.)
Feiern, Ehrungen

Spenden (FoVerein Theresia Gerhardinger Schule Woérth e.V.)
Post- u. Fernmeldegebihren
Bilanzerstellungskosten

Aufbewahrungskosten

Anliegerbeitréage

Sonstiges

Summe

Sporthalle
Verwaltungskostenbeitrag
Ausbildung, Fortbildung
Fuhrparkkosten

Versicherungen

Zuschusse fir Ifd. Zwecke an Vereine
Mitgliedsbeitrage

Beratungsbericht JA 2012 BgA Freizeiteinrichtungen (endg.)2014.02.05.xls
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0,4% 20.358,77 € 20.282,24 €
7,7% 51.732,50 € 48.050,29 €
0,0% 570,00 € 570,00 €
5,5% 72.661,27 € 68.902,53 €
72.661,27 € 68.902,53 €
+/- gegii VJ 2012 Vorjahr
25,7% 520.551,79 € 414.148,08 €
-10,4% 21.698,88 € 24.222,73 €
0,00 € 0,00 €
-0,8% 40.218,96 € 40.546,55 €
-86,2% 1.314,24 € 9.505,51 €
19,5% 583.783,87 € 488.422,87 €
583.783,87 € 488.422,87 €
0,5% 18.838,36 € 18.753,19 €
1.600,00 € 0,00 €
822,9% 445,85 € 48,31 €
14,5% 29.472,21 € 25.745,55 €
-35,2% 23.205,97 € 35.795,38 €
19,6% 14.784,96 € 12.363,64 €
0,00 € 0,00 €
-4,7% 88.347,35 € 92.706,07 €
88.347,35 € 92.706,07 €
-13,0% 5.719,60 € 6.574,29 €
-75,5% 1.350,43 € 5.516,38 €
1,4% 27.953,78 € 27.568,95 €
43,5% 13.996,37 € 9.752,74 €
-6,3% 10.450,54 € 11.152,14 €
-21,6% 893,50 € 1.139,73 €
1.115,19 € 0,00 €
-0,4% 61.479,41 € 61.704,23 €
61.479,41 € 61.704,23 €
-4,7% 88.347,35 € 92.706,07 €
-0,4% 61.479,41 € 61.704,23 €
-3,0% 149.826,76 € 154.410,30 €
149.826,76 € 154.410,30 €
2,9% 29.816,00 € 28.976,00 €
0,00 € 0,00 €
-5,5% 218,07 € 230,82 €
2,2% 1.860,00 € 1.820,23 €
-33,8% 1.919,68 € 2.902,00 €
-100,0% 0,00 € 10,00 €
17,2% 905,69 € 772,73 €
-100,0% 0,00 € 240,00 €
32,4% 477,05 € 360,40 €
189,1% 4.329,46 € 1.497,56 €
0,0% 400,00 € 400,00 €
-100,0% 0,00 € 496,92 €
-211,4% 856,63 € -769,00 €
10,4% 40.782,58 € 36.937,66 €
40.782,58 € 36.937,66 €
+/- gegii VJ 2012 Vorjahr
2,9% 16.688,00 € 16.218,00 €
0,00 € 0,00 €
-0,6% 91,82 € 92,33 €
1,6% 3.531,64 € 3.474,84 €
0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 €
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+ Feiern, Ehrungen 0,00 € 0,00 €
+ Spenden 0,00 € 0,00 €
+ Post- u. Fernmeldegebuhren 0,00 € 0,00 €
+ Bilanzerstellungskosten 15,8% 1.100,00 € 950,00 €
+ Aufbewahrungskosten 0,0% 400,00 € 400,00 €
+ Anliegerbeitrage -100,0% 0,00 € 14.452,38 €
+ Sonstiges -100,0% 0,00 € -769,00 €
= Summe -37,4% 21.811,46 € 34.818,55 €
21.811,46 € 34.818,55 €
4.3. Sonstige Aufwadndungen gesamt
*  Hallenbad 10,4% 40.782,58 € 36.937,66 €
+  Sporthalle -37,4% 21.811,46 € 34.818,55 €
= Summe -12,8% 62.594,04 € 71.756,21 €
62.594,03 € 71.756,21 €
5. Berechnung der Zinsen fur Forderungen an die Stadt (kassenforderungen)
*  Kassenforderungen, Stand 1.1.d.J. 2.100.574,44 € 1.708.449,59 €
+ Kassenforderungen, Stand 31.12.d.J. (vor Zinsen u. Konzessionsabgabe) 2.072.287,73 € 2.076.351,71 €
= Zwischenwert 4.172.862,17 € 3.784.801,30 €
x  Mittelwertfaktor 0,5 0,5
= BMG Verzinsung der Kassenforderungen 2.086.431,08 € 1.892.400,65 €
X  Zinssatz (Grundlage ab WJ 2011: Durchschnittszinssatz aus der Anlage des Kassenbestands) 1,04% 1,28%
= Zinsen fir Forderungen bei der Stadt (Kassenforderungen) 21.698,88 € 24.222,73 €
6. Berechnung der K6St u. des SoliZuschlags 2012 Vorjahr
6.1. Berechnung des zu versteuernden Einkommens
*  Jahresgewinn des BgA v.St. 149.379 € 49.339 €
+ steuerliche Hinzurechnungen It. KsSt-licher Gewinnermittlung der EZV KG 42.490 € 27.552 €
= Einkinfte 1 191.869 € 76.891 €
+ eigene, abgesetzte Zuwendungen des BgA nicht abziehbarer Aufwand It. Anlage A 0€ 250 €
+ eigene, abgesetzte steuerliche Nebenleistungen des BgA nicht abziehbarer Aufwand It. Anlage A 0€ -1.538 €
+ steuerlich zugerechnete, abgesetzte Zuwendungen nicht abziehbarer Aufwand It. Anlage A 3.754 € 709 €
+ Hinzurechnungen n. § 60 Il S. 2 EStDV Anpassung Handelsbilanz an Steuerbilanz 0€ 0€
= Einkunfte 2 195.623 € 76.312 €
-/-  steuerfreie Inlandische Beziige i.S. von § 8b | KStG (bereits versteuerte Beteiligungseinnahmen)
a) Dividendenausschiittung v.St der E.ON AG, WJ 2011 (indirekte Beteiligung) 2.452 €
b) Gewinnausschittung v.St der Gasuf GmbH, WJ 2011 (indirekte Beteiligung) 215475 € 217.927 €
-/ pauschal nicht abziehbare Ausgaben 5% 10.896 € 207.031 € 208.196 €
= Einkunfte 3 -11.408 € -131.884 €
-/- eigene u. zugerechnete Zuwendungen, soweit anrechenbar 472 € 454 €
= Einkunfte 4 -11.880 € -132.338 €
-/- sonstige steuerfreie Einnahmen It. Zeile 37 K&St-Erklarung 0€ 0€
= Einklnfte s Der Freibetrag wurde -11.880 € -132.338 €
-I-  Verlustabziige Ifd. Jahr i wirkung ab dem W 0€ 0€
-/-  Verlustriicktrag ins Vorjahr erhoht. 0€ v 0€
= Einkommen -11.880 € -132.338 €
-/-  Freibetrag 0€ 0€
= zu versteuerndes Einkommen (v.H.) -11.880 € -132.338 €
*  Verlustvortrag (-) , Stand 31.12.Vorjahr 0€ -55.477 €
+ Anpassung It. BP 2008-2010 0€ 55.477 €
+ Verlust Ifd. Jahr -11.880 € -132.338 €
-/ Verlustriicktrag ins Vorjahr 0€ 132.338 €
-/-  Verlustabzuge Ifd. Jahr 0€ 0€
= Verlustvortrag (-), Stand 31.12. Ifd. Jahr -11.880 € 0€
6.2. Berechnung der abziehbaren Zuwendungen 2012 Vorjahr
*  verbleibender Zuwendungsvortrag aus dem Vorjahr 505 € 0€
+ steuerlich zugerechnete Spenden im JU enthalten It. K5St-licher Gewinnermittlung (vgl. Zeile 29) 3.754 € 709 €
+ eigene, abgesetzte Spenden des BgA im JU enthalten 0€ 250 €
= Summe Zuwendungen It. Anlage A 4259 € 959 €
-/- davon steuerlich anrechenbar (Hschstbetrage)
Héchstbetrag 1
*Einkommen 0€
+Spenden 472 € 4—
+Verlustvor-/Verlustriicktrage n. § 10d EStG 06 ¢— 472 €
davon 20% 95 €
Hochstbetrag 1
Summe Umsatze, Lohne und Gehélter It. G+V 117.920 € 117.920 €
davon 0,4% 472 € 472 € 454 €
+ Anpassung It.BP 2008-2010 0€ 0€
= verbleibender Zuwendungsbetrag zum 31.12.d.J. 3.787 € 505 €

Beratungsbericht JA 2012 BgA Freizeiteinrichtungen (endg.)2014.02.05.xls
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Berechnung der K&St u. des SoliZuschlags Steuersatz BMG Steuer Steuer
KoSt 15,00% 0€ 0,00 0,00
SoliZu 5,50% 0€ 0,00 0,00
Steuern 0,00 0,00
geleistete VZ KoSt 0,00 0,00
geleistete VZ-SoliZu 0,00 0,00
Steuer-NZ 2012 (als Riickstellung zu buchen) 0,00 0,00
Berechnung der KapErtrSt u. des SoliZuschlags 2012 Vorjahr
Ermittlung des Gewinns im Sinne von § 20 Abs. 1 Nr. 10b EStG
(s. Berechnung des steuerlichen Einlagekontos)
Jahresgewinn n.St. handelsrechtlicher JU Ifd. Jahr It. G+V 106.825 € 4718 €
Verlustvortrag der Neurticklagen zum 01.01.d.J3. 0€ 0€
Gewinn 2 n. Verlustvortrag Neuriicklagen 106.825 € 4718 €
Verwendung negativer Rucklagenstand n. invest.+Tilg. Vorjahr 106.825 € 4718 €
Gewinn 3 n. Verwendung negativer Riicklagenstand Vorjahr 0€ 0€
Zufiihrung an Gewinnrucklage fir betriebsnotw. Inv.+Darl.-Tilg. in den 3 Folgejahren 0€ 0€
Gewinn 4 n. Riicklagenzufiihrung 0€ 0€
verdeckte Gewinnausschuttungen 0€ 0€
Gewinn im Sinne von § 20 Abs. 1 Nr. 10b EStG 0€ 0€
Berechnung der KapErtSt u. des SoliZuschlags Steuersatz BMG Steuer Steuer
KapErtSt 15,00% 0€ 0,00 € 0,00 €
SoliZu 5,50% 0€ 0,00 € 0,00 €
Steuern 0,00 € 0,00 €
geleistete VZ KapErtrSt 0,00 € 0,00 €
geleistete VZ-SoliZu 0,00 € 0,00 €
Steuer-NZ 2012 (als Riickstellung zu buchen) 0,00 € 0,00 €
. Erlduterungen zur Steuererklarung:
KoSt-Erklarung, Zeile 22: 2012 Vorjahr
Hinzurechnungen n. 8 60 Il S. 2 EStDV (Anpassung Handelsbilanz an Steuerbilanz)
KapErtrSt-Nachzahlung fiir 2003-2005 im JU enthalten wurde nachtraglich nicht festgesetzt 0,00 € 0,00 €
KapErtrSt-Nachzahlung fir 2003-2005 im JU enthalten wurde nachtraglich nicht festgesetzt 0,00 € 0,00 €
K&St-Zahlungen im JU enthalten 0,00 € 0,00 €
KapErtSt-Zahlungen im JU enthalten 0,00 € 0,00 €
Summe 0,00 € 0,00 €
Ko6St-Erkléarung, Zeile 37:
sonstige steuerfreie Einnahmen
(im Vollzug des BPB 2003-2005 mittels KoSt-Bescheiden 2004 u. 2005 vom 30.05.2008 bereits steuerlich beriicksichtigte, nicht ausgeschiittete Beteiligungseinnahmen)
nicht ausgeschutteter Jahresiiberschuss EZV KG, WJ 2004 0,00 € 0,00 €
nicht ausgeschutteter Jahresiiberschuss EZV KG, WJ 2005 0,00 € 0,00 €
Summe Zeile 37: 0,00 € 0,00 €
KoSt-Erklarung, Zeilen 44b-44d: 2012 Vorjahr
steuerfreie Inlandische Beziige i.S. von § 8b | KStG (bereits versteuerte Beteiligungseinnahmen)
gesamt 26,52%-Anteil

Dividendenausschittung v.St der E.ON AG, WJ 2011 (indirekte Beteiligung) 9.246,00 € 2.452,04 € 3.678,06 €
Gewinnausschuttung v.St der Gasuf GmbH, WJ 2011 (indirekte Beteiligung) 812.500,00 € 215.475,00 € 215.475,00 €
Zeile 44b 821.746,00 € 217.927,00 € 219.153,00 €

5% pauschal nicht abziehbare Ausgaben 10.896,00 € 10.957,00 €
Summe 207.031,00 € 208.196,00 €
KoSt-Erklérung, Zeile 56:
steuerlich absetzbare Zuwendungen
eigene, steuerlich absetzbare Zuwendungen des BgA It. Spendenbescheinigungen 0,00 € 250,00 €
zugerechnete, steuerlich absetzbare Zuwendungen lIt. ges.+einh. Feststellung 3.754,00 € 709,00 €
Summe Zuwendungen 3.754,00 € 959,00 €
nicht absetzbare Zuwendungen 3.787,00 € 505,00 €
Summe -33,00 € 454,00 €
Anlage A K6St-Erklarung, Zeilen 3, 5, 13 u. 14:
nicht abziehbare, eigene Aufwé&ndungen (Anpassung Handelsbilanz an Steuerbilanz)
Ertragssteuerzahlungen It. G+v Zeile 3 Anlage A 40.336,29 € 42.294,58 €
Solidaritatszuschlage it. G+V zeile 5 Anlage A 2.218,00 € 2.326,00 €
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5.3. Sonstige, nicht abziehbare Aufwandungen it. G+Vv Zeile 13 Anlage A
*  Einkunfte aus Gewerbebetrieb insgesamt It. ges.+einh. Feststellung 2.174.259,16 € 1.669.458,15 €
-/-  Anteil der EZV Verwaltungs-GmbH an den Einkiinften aus Gewerbebetrieb 1.250,00 € 1.250,00 €
= Anteil der EZV GmbH & Co. KG an den Einkiinften aus Gewerbebetrieb 2.173.009,16 € 1.668.208,15 €
X  26,52% Anteil BgA Freizeiteinrichtungen
= Anteil BgA Freizeiteinrichtungen an den Einkiinften aus Gewerbebetrieb nach Kap.-Quote 576.282,03 € 442.408,80 €
+ Verschiebung des anteiligen handelsrechtl. Jahrestiberschuss aus Breitbandgeschaft zw. E.ON u. komm. Gesellsch. -8.775,64 € 0,00 €
+ Verschiebung der anteilig nicht abziehb. GewSt aus Breitbandgeschéft zw. E.ON u. komm. Gesellsch. -710,13 € 0,00 €
= Anteil BgA Freizeiteinrichtungen an den Einkiinften aus Gewerbebetrieb nach verschiebung JU Breitband 566.796,26 € 442.408,80 €
-/- steuerlich zugerechnete Spenden im JU enthalten It. K5St-licher Gewinnermittlung (vgl. Zeile 29) 3.754,11 € 708,62 €
-/- anteiliger steuerlich relevanter Jahresiberschuss WJ 2012 nach Verschiebung JU Breitband 520.551,79 € 414.148,08 €
= Summe 42.490,00 € 27.552,00 €
davon entfallen auf It. ges.+einh. Feststellung:
* die steuerlich nicht absetzbaren Ruckstellungen fir Altersteilzeit (der Ezv KG) 0,00 € 0,00 €
+ Anpassung an Steuerbilanz (der Ezv KG) 0,00 € 0,00 €
+ Korrekturen It. Steuerbilanz (der Ezv KG) 0,00 € 0,00 €
+ Einbuchung Ergebnisse BP It. Steuerbilanz (der Ezv KG) 0,00 € 0,00 €
+ die steuerlich nicht absetzbaren Bewirtungskosten (der Ezv KG) 367,26 € 137,65 €
+ nicht abziehbare Gewerbesteuer 42.123,11 €
B PP PP TPPN 0,00 € 42.123,11 € 27.414,45 €
= Summe 42.490,00 € 27.552,00 €
0,00 € 0,00€
5.4. Spenden u. sonstige, nicht als Betriebsausgaben abziehbare Beitrage zeile 14 Anlage A
*  steuerlich zugerechnete Spenden im JU enthalten It. KoSt-licher Gewinnermittlung (vgl. Zeile 29) 3.754,00 € 709,00 €
+ eigene, abgesetzte steuerliche Nebenleistungen des BgA im JU enthalten 0,00 € -1.538,00 €
+ eigene, abgesetzte Spenden des BgA im JU enthalten 0,00 € 250,00 €
= Summe 3.754,00 € -579,00 €
5.5. Summe Zeile 15 Anlage A + Zeile 29 KSt 1 A 88.798,29 € 71.593,58 €
6. Anlage WA KoSt-Erkléarung, Zeilen 5 u. 6: 2012 Vorjahr
anrechenbare Betrage/Steuerabzug
6.1. Kapitalertragsteuer 20%
* aus Gewinnausschiittung der EZV GmbH, WJ 2007
It. Steuerbescheinigung EZV GmbH (ist entfallen) 0,00 € 0,00 €
+ aus Jahresiberschuss der EZV GmbH & Co.KG, WJ 2012
It. ges.+einh. Feststellung EZV KG 54.482,50 € 54.790,21 €
= Summe 54.482,50 € 54.790,21 €
6.2. Kapitalertragsteuer 25% (Zinsabschlagsteuer)
* aus Gewinnausschiittung der EZV GmbH, WJ 2007
It. Steuerbescheinigung EZV GmbH (ist entfallen) 0,00 € 0,00 €
aus Jahrestiiberschuss der EZV GmbH & Co.KG, WJ 2012
It. ges.+einh. Feststellung EZV KG 362,58 € 1.643,13 €
sonstige 0,00 € 0,00 €
= Summe 362,58 € 1.643,13 €
2012 Vorjahr
6.3. Kapitalertragsteuern
* 20% 54.482,50 € 54.790,21 €
25% 362,58 € 1.643,13 €
= Summe zeile 5 Anlage WA 54.845‘08 £ 56.433’34 £
6.3. Soli-Zuschlage
* aus Gewinnausschiittung der EZV GmbH, WJ 2007
It. Steuerbescheinigung EZV GmbH (ist entfallen) 0,00 € 0,00 €
+ aus Jahresiberschuss der EZV GmbH & Co.KG, WJ 2012
It. ges.+einh. Feststellung EZV KG 3.016,44 € 3.103,80 €
= Summe zeile 6 Anlage WA 3.016,44 € 3.103,80 €
6.4. Summe Steuerabziige bzw. Steuererstattungen: 57.861,52 € 59.537,14 €
Beratungsbericht JA 2012 BgA Freizeiteinrichtungen (endg.)2014.02.05.xls 8
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V. Mitunternehmerkonto des BgA bei der EZV GmbH & Co. KG

Erlauterungen:
Der anteilige handelsrechtliche Jahresiiberschuss (JU) der EZV GmbH & Co. KG wird steuerlich im Entstehungsjahr dem BgA Hallenbad, ab dem WJ 2007 dem BgA

Freizeiteinrichtungen vollumfénglich zugeordnet, obgleich die Ausschiittung erst im folgenden BgA-WJ erfolgt.

1.

In den Jahresabschluss des BgA (sprich in die G+V-Rechnung als sonstiger Ertrag und in die Bilanz als sonstige Forderung) eingebucht wurde bis einschlie3lich
dem WJ 2005 nur der Teil des Jahresuiberschusses, der zur Ausschiittung beschlossen wurde. Der nicht zur Ausschiittung gelangte Teil des Jahresiiberschusses
wurde bei der EZV GmbH & Co. KG als Verbindlichkeit gegentiber den Mitunternehmern passiviert und zu diesem Zweck der Rucklage, sprich den Kapitalkonten der
Mitunternehmer zugefiuihrt. Beim Mitunternehmer, dem BgA Hallenbad/Freizeiteinrichtungen, wurde insoweit nicht spiegelbidlich gebucht, d.h. der nicht zur
Ausschittung gelangte Anteil am Jahresiiberschuss wurde weder als sonstige Forderung noch als sonstiger Ertrag gebucht; er war also nicht aus den
Jahresabschliissen des BgA zu entnehmen und wurde auch nicht versteuert.

Auf Grund der BP 2003-2005 wird ab dem WJ 2006 wie folgt gebucht:

Sowohl die ausgeschiitteten als auch die einbehaltenen Jahresiiberschiisse (JU) werden unter Beteiligungen aktiviert und als sonstige Ertrage gegengebucht. Die
nicht ausgeschiitteten JU der WJ 2004 und 2006 wurden im Jahresabschluss des BgA 2006 nachgeholt, d.h. in der Bilanz als Forderung aus Beteiligungen aktiviert
und falschlicherweise als offene Riicklagen passiviert. Im Jahresabschluss 2007 wurde die Passivierung gegen eine Ertragsbuchung wieder storniert.

2.

Beim Jahresabschluss (JA) des BgA handelt es sich um einen steuerlichen Abschluss (nicht um eine HGB-Bilanz). Deshalb darf in den JA des BgA nur der
steuerlich relevante Teil des JU der EZV KG eingebucht werden. Der steuerlich relevante Teil des hanelsrechtlichen JU der EZV KG weicht deshalb von letzterem JU
ab, weil dieser regelméaRig noch um Hinzurechnungen/Anpassungen verandert wird (s. einh.+ges. Feststellung der EZV KG). Dieser Sachverhalt wurde erstmals im
BP 2008-2010 aufgegriffen und richtiggestellt.

Auf Grund des BP 2008-2010 wird ab dem WJ 2011 wie folgt gebucht:

Die Bilanzpositionen "Beteiligungen u. Forderungen aus Beteiligungen” werden zum 31.12.2010 um +130.443,00 € auf 1.650.461,55 € erhoht. Ab dem WJ 2011
werden Beteiligungserldse nur noch in ihrer steuerlich relevaten Héhe einbebucht. Sie sind damit nur noch in ihrer steuerlichen Hohe ertragswirksam und aktiviert.
Nachfolgend wird deshalb informatorisch der handelsrechtliche Stand des Mitunternehmerkontos des BgA Freizeiteinrichtungen bei der EZV GmbH & Co.

KG dargestellt:

handelsrechtlicher wJ Jahresiiber- Anteil B;gA Anteil B:ng Ausschittung  Ausschittung Stand 31.12.
Stand E7V KG schuss (J0) Vorvifc’ﬁfbfn 0 e Viiilzeg‘;n ., JUlfd. Jahr JU Vorjahre Kap.-Konto MU
des Mit-UN-Kontos EZV KG e ety (im Folgejahr) (im Folgejahr) (im Folgejahr)
*  BgA-Jahresabschluss 2004 1.629.639,66 € 432.180,44 € 432.180,44 € 424.320,00 € 0,00 € 7.860,44 €
+ BgA-Jahresabschluss 2005 2.266.827,34 € 601.162,61 € 601.162,61 € 503.880,00 € 0,00 € 97.282,61 €
+ BgA-Jahresabschluss 2006 2.078.852,07 € 551.311,57 € 551.311,57 € 503.880,00 € 0,00 € 47.431,57 €
+ BgA-Jahresabschluss 2007 1.668.391,64 € 442.457,46 € 442.457,46 € 442.457,46 € 8.382,54 € -8.382,54 €
+ BgA-Jahresabschluss 2008 1.324.233,23 € 351.186,65 € 351.186,65 € 351.186,65 € 20.093,35 € -20.093,35 €
+ BgA-Jahresabschluss 2009 1.388.765,91 € 368.300,72 € 368.300,72 € 368.300,72 € 2.979,28 € -2.979,28 €
+ BgA-Jahresabschluss 2010 1.928.861,26 € 511.534,01 € 511.534,01 € 371.280,00 € 0,00 € 140.254,01 €
= Stand 31.12.2010 12.285.571,11 € 3.258.133,46 € 3.258.133,46 € 2.965.304,83 € 31.455,17 € 261.373,46 €
+ BgA-Jahresabschluss 2011 1.936.894,14 € 513.664,33 € 513.664,33 € 371.280,00 € 0,00 € 142.384,33 €
+ BgA-Jahresabschluss 2012 2.466.887,83 € 654.218,65 € 645.443,01 € 362.504,36 € 0,00 € 282.938,65 €
+ 0,00 €
= handelsrechtl. Stand Mit-UN-Kto 16.689.353,08 € 4.426.016,44 € 4.417.240,80 € 3.699.089,19 € 31.455,17 € 686.696,44 €
steuerrechtlicher WJ Jahres[]bef— Agt:';;?A Anzt:'sl;?A Anteil BgA Korrekturen Stand 31.12.
.Stand EZV KG schuss (JU) vor Verséh\ebx,?n JU  nach Ver;ehiebﬂn J0 It. Steuerbilanz It. Steuerbilanz Kap.-Konto MU
des Mit-UN-Kontos EZV KG ot 9 roitang 9 s. einh.+ges. Festst. ) (im Folgejahr)
* handelsrechtl. Stand Mit-UN-Kto 686.696,44 €
+ steuerliche Anpassung It. BP 2008-2010 130.443,00 €
+ BgA-Jahresabschluss 2011 1.936.894,14 € 513.664,33 € 513.664,33 € 414.148,08 € -99.516,25 € -99.516,25 €
+ BgA-Jahresabschluss 2012 2.466.887,83 € 654.218,65 € 645.443,01 € 520.551,79 € -124.891,22 € -124.891,22 €
+
= steuerlicher Stand Mit-UN-Kto vor Ausschiittung aus Ifd. WJ 592.731,97 €
+ Ausschittung aus Ifd. WJ im Folgejahr 362.504,36 €
= steuerlicher Stand Mit-UN-Kto nach Ausschiittung aus Ifd. WJ 955.236,33 €
Worth a. Main, den 05.02.2014
- Stadtkdmmerei -
Heinz Firmbach
Beratungsbericht JA 2012 BgA Freizeiteinrichtungen (endg.)2014.02.05.xls 9
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